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Eine junge Frau erkundigt sich bei einer An-

laufstelle für Rassismusfragen, ob ihr Vater 

seine Drohung, «ich werde dich enterben, 

falls Du diesen Neger heiratest», rechtlich 

durchsetzen könne. Die zuständige Bera-

terin «beruhigt» sie. Denn das Schweizer 

Erbrecht setze der Freiheit des Testament-

gebers Grenzen. Vor allem gäbe es einen 

sogenannten Pflichtteil. Zudem sei der Erb-

lasser verpflichtet, keine rechtswidrigen und 

unsittlichen testamentarischen und erbver-

traglichen Verfügungen vorzunehmen. Da-

runter würden auch rassistische Auflagen 

und Bedingungen fallen.

4.4 Familie und Freundeskreis
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besonderen Form der sexuellen Nötigung 

(Art. 189 StGB) von Bedeutung. Gewalt­

handlungen in Ehe und Partnerschaft wer­

den ohne Strafanzeige – von Amtes wegen – 

als Delikt verfolgt und sanktioniert (Art. 55a 

StGB). Die rassistisch motivierte häusliche 

Gewalt hat eine zusätzliche Dimension, die 

strafverschärfend wirken kann.

Zusätzlich zu den strafrechtlichen Bestim­

mungen hat ein Opfer die Möglichkeit, über 

die zivilrechtlichen Gewaltschutzregelungen 

dem Täter gerichtlich verbieten zu lassen, 

dass er sich dem Opfer annähert, sich in 

einem bestimmten Umkreis seiner Wohnung, 

an bestimmten Orten, Strassen, Plätzen oder 

Quartieren aufhält, mit dem Opfer Kontakt 

aufnimmt oder es in anderer Weise belästi­

gt. Schliesslich haben die Kantone im Sinne 

der bestehenden Bestimmungen gesetzlich 

verankert, dass bei häuslicher Gewalt po­

lizeiliche Massnahmen wie Wegweisung, 

Fernhaltung, Gewahrsam, Zutrittsverbot, 

Kontaktverbot angeordnet und durchge­

setzt werden können. 

Rassistische Diskriminierung im 
Rahmen von vertraglichen  
Vereinbarungen (Vertragsrecht)
Bei privatrechtlichen Vertragsvereinbarungen 

zwischen Familienmitgliedern und Freunden 

gelten dieselben Grundsätze wie bei allen 

anderen Personen. Das Vertragsrecht setzt 

rassistischer Diskriminierung durch den 

Persönlichkeitsschutz (Art. 28 ZGB), den 

Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 2 

Abs. 1 ZGB) und den Schutz der guten Sit­

ten Grenzen. In den Kapiteln «Arbeitswelt»  

(Seite 49 ff.) und «Wohnungsmiete» (Seite  

117 ff.) erhalten Sie spezifische Informati­

onen zum Arbeitsvertrag und zum Miet­

vertrag. Zu Dienstleistungsverträgen gibt es 

vertiefte Informationen im Kapitel «Dienst­

leistungen durch Privatpersonen und Unter­

nehmen» (Seite 95 ff.).

Rassismus im Vereinswesen
Ein privat organisierter Verein hat das Recht, 

Personen aus rassistischen Motiven den Ver­

einsbeitritt zu verweigern oder sie von der 

Mitgliedschaft auszuschliessen. Einzig die 

Vereinsstatuten können hier Grenzen vor­

sehen, indem etwa diskriminierende Aus­

schlüsse verboten werden. 

Vereine, die einen rassistischen Vereinszweck 

verfolgen, können auf Klage der zuständigen 

kantonalen Behörde (je nach Kanton unter­

schiedlich) oder eines Vereinsmitgliedes vom 

zuständigen Zivilgericht aufgelöst werden 

(Art. 78 ZGB).

Rassistische Diskriminierung 
in der Familie
Anderweitige Formen rassistischer Diskri­

minierung in der Familie sind rechtmässig – 

ausser sie verstossen gegen Normen des 

Familien- oder Erbrechtes oder stellen eine 

rassistische Form der häuslichen Gewalt dar. 

Über derartige Handlungen wird jedoch 

kaum je etwas publik. Der Eidgenössischen 

Kommission gegen Rassismus ist lediglich 

ein einziger solcher Fall bekannt (siehe das 

Beispiel auf Seite 91). 

Rassismus im Familien-
und Freundeskreis

Der Freundes- und Familienkreis gehört zum 

privaten Umfeld einer Person. Auch dort 

kann sich rassistische Diskriminierung mani­

festieren, oft versteckt und in unterschied­

lichen Formen: Rassistische Äusserungen, 

Ausgrenzung, Schikane und gar Gewalt. 

Eine besondere – gerichtlich weitgehend un­

geklärte – Herausforderung stellt Rassismus 

in der Ehe dar. Abhängigkeiten unter Ehe­

leuten werden ausgenutzt. Es kann zu ras­

sistisch gefärbten Formen der Ausbeutung 

und Demütigung kommen. Die häusliche 

Gewalt stellt dabei eine besondere Form 

von Entwürdigung und Verletzung dar.

Wenn rassistische Handlungen das nähe­

re private Umfeld betreffen, so werden sie 

vom Recht zurückhaltend sanktioniert. Wird 

etwa die türkische Familie aus der Nachbar­

schaft nicht zum privaten Quartiergrillfest 

zugelassen, kann nicht rechtlich dagegen 

vorgegangen werden. Behandelt der Vater 

den nigerianischen Ehemann seiner Toch­

ter aus rassistischen Gründen schlechter als 

seine anderen Schwiegersöhne, so ist dies 

rechtlich zulässig. Trotzdem: Es gibt gewisse 

Einschränkungen, die auch im Freundes- und 

Familienkreis gelten: 

Rassistische Äusserungen
Wer eine Person durch eine rassistische 

Äusserung in ihrer Menschenwürde verletzt, 

verstösst gegen den Tatbestand der ehrver­

letzenden Beschimpfung (Art. 177 StGB). 

Zusätzlich stellt die rassistische Äusserung 

einen Verstoss gegen den zivilrechtlichen 

Persönlichkeitsschutz dar (Art. 28 ZGB). Sind 

neben Familienmitgliedern, Freunden und 

Kollegen auch unbekannte Personen anwe­

send, liegt ein Verstoss gegen die Starfnorm 

zur Rassendiskriminierung (Art. 261bis StGB) 

vor. Weitere Informationen dazu unter «Ras­

sistische Äusserung», Seite 21.

Rassistische Gewalt
Sie wird auch im privaten Rahmen strafrecht­

lich sanktioniert (etwa durch das Verbot der 

schweren Körperverletzung, Art. 122 StGB 

oder der Sachbeschädigung Art. 144 StGB). 

Zudem gilt auch hier – genau gleich wie 

bei rassistischen Äusserungen – dass rassis­

tische Gewalthandlungen Verletzungen der 

zivilrechtlich geschützten Persönlichkeit des 

Opfers darstellen. Weitere Informationen 

dazu unter «Rassistische Gewalt» (Seite 33 

ff.). «Rechtsverfahren» (Seite 35 ff.).

Häusliche Gewalt
Eine besondere Form rassistischer Gewalt 

ist die häusliche Gewalt. Diese wird neben 

der strafrechtlichen Sanktionierung seit 

kurzen durch kantonale Fachstellen (siehe 

Seite 144) auch präventiv bearbeitet und 

stellt ein Offizialdelikt dar. Das heisst, dass 

die Strafverfolgungsbehörden bei Kenntnis 

eines möglichen Vorfalles von sich aus, auch 

unabhängig von einer Strafanzeige, eine 

Strafuntersuchung einleiten müssen. Gerade 

im innerfamiliären Bereich sind zudem die 

Straftatbestände der (wiederholten) Tätlich­

keit (Art. 125 StGB), der Drohung (Art. 180 

StGB), der Nötigung (Art. 181 StGB) und der 
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Eine Serviceangestellte verweigert drei 

Schwarzafrikanern zwei Mal die Bedie-

nung und weist sie stattdessen aus dem 

Restaurant. Als Begründung gibt sie an, 

die Geschäftsführerin habe sie angehalten, 

Schwarze nicht zu bedienen. Die Servicean-

gestellte wird auf Basis des strafrechtlichen 

Verbots der Rassendiskriminierung zu einer 

Busse von fünfhundert Franken und auf 

Grundlage des zivilrechtlichen Persönlich-

keitsschutzes zur Bezahlung einer Genugtu-

ungssumme von drei Mal hundert Franken 

verurteilt. Der Geschäftsführerin kann nicht 

nachgewiesen werden, dass sie eine diskri-

minierende Anweisung erteilt hat.

4.5		 Dienstleistungen durch Privatpersonen 
	 und Unternehmen
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rungen und die finanzielle oder anderwei­

tige Genugtuung (zum Beispiel in Form von 

Schmerzensgeld) einfordern.

Verbot der sittenwidrigen Handlung 
(Art. 41 Abs. 2 OR, Art. 20 OR)
Das Verbot der sittenwidrigen Schädigung 

(Art. 41 Abs. 2 OR) untersagt die rassendis­

kriminierende Leistungsverweigerung, wenn 

die Weigerung einzig mit Schädigungsvor­

satz und ohne ein eigenes schutzwürdiges 

Interesse der diskriminierenden Person er­

folgt. Die Betroffene Person kann bei Vor­

liegen eines materiellen Schadens Schaden­

ersatz und die künftige Unterlassung der 

Diskriminierung verlangen. Das Verbot der 

sittenwidrigen Handlung verbietet zudem 

die Vertragsinhaltsdiskriminierung. Der dis­

kriminierende Vertragsinhalt ist ungültig. 

Betroffene haben die Möglichkeit, auf dem 

zivilprozessrechtlichen Weg eine Anpassung 

des Inhaltes zu verlangen. 

Strafnorm zur Rassendiskriminie­
rung (Art. 261bis Abs. 5 StGB)
Dieser Gesetzesartikel stellt die Verweige­

rung einer Dienst- oder Warenleistung ein­

zig oder überwiegend aufgrund der Ethnie, 

«Rasse» oder Religion unter Strafe. Jede 

Person kann bei den zuständigen Behörden 

Strafanzeige einreichen.

Aufsichtsrechtliche
Missbrauchsverbote
Verschiedene Branchen in der Privatwirt­

schaft stehen unter staatlicher Aufsicht 

(zum Beispiel die Versicherungen, Banken 

oder Transport- und Telekommunikationsun­

ternehmen). Die entsprechenden Aufsichts­

gesetze enthalten in der Regel sogenannte 

«Missbrauchsverbote». Systematische, ras­

sistische Diskriminierungen können einen 

derartigen Missbrauch darstellen, über den 

jede Person die zuständigen Aufsichtsbe­

hörden in Kenntnis setzen kann. Diese kann 

eine Untersuchung einleiten und Sanktionen 

aussprechen (bis hin zum Entzug der Bewilli­

gung oder Konzession).

Eine Preisdiskriminierung ist ein Verstoss ge­

gen Art. 12 des Preisüberwachungsgesetzes 

und gegen Art. 7 des Kartellgesetzes, sofern 

die Konsumenten/innen nicht die Möglich­

keit haben, ohne erheblichen Aufwand 

auf vergleichbare Produkte auszuweichen 

oder es sich um eine unzulässige Wettbe­

werbsanwendung handelt. Die Festsetzung 

missbräuchlicher (sprich hier: rassendiskrimi­

nierender) Konditionen durch Wettbewerbs­

abreden oder marktmächtige Unternehmen 

verstösst gegen den «ordre public écono­

mique» und löst einen Vertragszwang hin 

zu nichtdiskriminierenden Konditionen aus.

Verweigerung des Zugangs 
zu einer Dienstleistung

Verweigerung gegenüber einer 
konkreten Person
Wer eine Leistung, die für die Allgemeinheit 

bestimmt ist, einer Person oder einer Gruppe 

von Personen wegen ihrer «Rasse», Ethnie 

oder Religion verweigert, macht sich strafbar  

(Art. 261bis Abs. 5 StGB). Strafrechtlich zuläs­

Rassistische Diskriminie­
rung bei Dienstleistungs­
angeboten

Wir gehen in die Disco, ins Museum, Res­

taurant und Kino, buchen Ferien, kaufen 

Nahrungsmittel ein, gehen zum Friseur, 

schliessen Versicherungen ab und eröffnen 

ein Sparkonto: Täglich konsumieren wir 

zahlreiche Dienstleistungen. Rassistische 

Diskriminierung bei Dienstleistungsangebo­

ten durch Private nimmt unterschiedlichste 

Formen an. Die beiden häufigsten sind:

Verweigerung einer Dienstleistung
Beispiel 1: Eine Privatschule bietet einen 

Englischkurs an und verweigert einem dun-

kelhäutigen Mann aus Nigeria die Aufnah-

me, weil man mit «Afrikanern» negative 

Erfahrungen gemacht habe.

Beispiel 2: Der Wirt eines Pubs hängt am 

Lokaleingang eine Verbotstafel auf: «Aus 

Sicherheitsgründen haben Gäste aus Ex-

Jugoslawien/Albanien keinen Zutritt (Neues 

Gastgewerbegesetz).»

Vertragsinhaltsdiskriminierung
Beispiel 1: Ein Versicherungsunternehmen 

verlangt bei Motorhaftpflichtversicherungen 

von Personen bestimmter nationaler Her-

kunft höhere Prämien. Versicherungsmathe

matisch fundierte, statistische Zahlen, die 

eine verstärkte Schadenshäufigkeit und/

oder Schadenshöhe nachweisen würden, 

kann das Unternehmen nicht vorlegen.

Beispiel 2: Ein Landschaftsgärtner verlangt 

bei Aufträgen «von allen Türken und Jugo-

slawen» ein Depot von zehn Prozent des 

Auftragsvolumens oder einen Betrag von 

mindestens fünfhundert Franken. Als Grund 

gibt er an, diese würden «einfach viel öfter 

bescheissen als andere».

Rechtslage

Jedes Unternehmen bietet seine Leistung auf 

dem freien Markt einer Vielzahl von Konsu­

menten und Konsumentinnen an. Der Unter­

nehmer kann grundsätzlich frei entscheiden, 

mit wem und zu welchen Bedingungen er 

einen Vertrag abschliesst. Rechtlich spricht 

man von Vertragsfreiheit. Der Vertragsfrei­

heit sind jedoch Grenzen gesetzt, nämlich 

dort, wo eine Person durch eine Verweige­

rung einer Dienstleistung oder durch eine Dis­

kriminierung bei den Vertragsbedingungen 

in ihrer Persönlichkeit herabgesetzt wird. 

Im Folgenden geben wir Ihnen einen Über­

blick über die wichtigsten rechtlichen Be­

stimmungen:

Zivilrechtlicher Persönlichkeitsschutz 
(Art. 28 ff. ZGB)
Die entsprechenden Gesetzesartikel verbie­

ten Leistungsverweigerungen und Vertrags­

inhaltsdiskriminierungen aufgrund der «Ras­

se», der Ethnie und der Religion. Betroffene 

können auf dem Zivilprozessweg die Besei­

tigung einer bestehenden Diskriminierung, 

die künftige Unterlassung von Diskriminie­



98 Kapitel 4.5 99Rechtslage: Dienstleistungen

Bestimmung liegt dann vor, wenn eine Be­

nachteiligung von (potenziell) Versicherten 

besteht, sich diese wiederholt zeigt oder ei­

nen breiten Personenkreis betreffen kann.

sig ist die Leistungsverweigerung jedoch dann, 

wenn sie sachlich begründet werden kann. 

So ist die Verweigerung des Einlasses in ei­

nen Club (zum Beispiel in ein Tanzlokal) 

rechtmässig, wenn der Clubbetreiber mit 

dem abgewiesenen Gast oder mit einer kon­

kreten Gruppe von Personen, welcher der 

abgewiesene Gast angehört, in der Vergan­

genheit schlechte Erfahrungen (etwa wegen 

Gewalt, Belästigung von Gästen oder sexuel­

len Übergriffen) gemacht hat. Zudem hat eine 

Discobetreiberin das Recht, auf eine Durchmi­

schung des Publikums zu achten. Diese darf 

aber nicht nach ethnischen und «rassischen» 

Kriterien vorgenommen werden.

Eine rassistische Leistungsverweigerung (we­

gen der Ethnie, der «Rasse», Religion, natio­

naler oder regionaler Herkunft) kann zudem 

eine Persönlichkeitsverletzung im Sinne von 

Art. 28 ZGB darstellen. Denn durch die Weige­

rung, mit einer Person aufgrund eines elemen­

taren Persönlichkeitsmerkmals einen Vertrag 

abzuschliessen, wird sie in ihrer Wertschätzung 

als Person herabgesetzt und erniedrigt.

Der Gesetzgeber geht davon aus, dass nicht 

jede Persönlichkeitsverletzung widerrechtlich 

ist. Sie kann gerechtfertigt sein, wenn die be­

troffene Person einverstanden ist oder wenn 

gemäss Art. 28 Abs. 2 ZGB ein überwiegendes 

privates oder öffentliches Interesse an der Per­

sönlichkeitsverletzung besteht (Beispiele siehe 

unten). Obwohl noch keine entsprechenden 

Urteile vorliegen, ist zu prüfen, ob auch eine 

Person, die eine rassistische Leistungsverwei­

gerung vorerst akzeptiert, sich zu einem spä­

teren Zeitpunkt rechtlich dagegen zur Wehr 

setzen kann. Grund: Art. 27 Abs. 2 ZGB be­

sagt, dass niemand seine persönliche Freiheit 

so interpretieren darf, dass das Recht oder die 

Grenzen der Sittlichkeit verletzt werden. 

Weitere überwiegende Interessen im Sinne 

von Art. 28 ZGB stellen dann eine Rechtfer­

tigung für die Persönlichkeitsverletzung dar, 

wenn mit der betroffenen Person in der Ver­

gangenheit schlechte Erfahrungen gemacht 

wurden oder aber wenn ganz spezielle 

Umstände vorliegen, die es als verständlich 

erscheinen lassen, dass einer Person eine 

Leistung verweigert wird. Eine rassistische 

Leistungsverweigerung, die einzig mit Schä­

digungsvorsatz begangen wird, bedeutet 

zudem einen Verstoss gegen das Verbot der 

sittenwidrigen Schädigung gemäss Art. 41 

Abs. 2 OR.

Unter Umständen liegt bei einer rassistischen 

Leistungsverweigerung auch ein Verstoss 

gegen ein Missbrauchsverbot vor. Da jede 

Branche unterschiedlich geregelt ist und so­

wohl Bund, Kantone und Gemeinden in den 

verschiedensten Bereichen für die Aufsicht 

zuständig sind, kann an dieser Stelle keine 

Übersicht zu den rechtlichen Bestimmungen 

gegeben werden. Hierfür sollten Sie eine ju­

ristische Fachperson konsultieren.

Die Bedeutung des Missbrauchsverbots soll 

an dieser Stelle an einem konkreten Beispiel 

aufgezeigt werden: Schliesst ein Versiche­

rungsunternehmen bestimmte Nationali­

täten vom Schutz der Motorhaftpflichtver­

sicherung ohne sachliche Gründe aus, liegt 

ein Missbrauch im Sinne von Art. 117 der 

Verordnung über die Beaufsichtigung von 

privaten Versicherungsunternehmen (VAO) 

vor. Missbrauch im Sinne der erwähnten 

denersatz kann auf dem zivilprozess­

rechtlichen Wege eingefordert werden.

	■■ Strafanzeige (siehe Seite 136, «Straf­

prozess»)

	■■ Aufsichtsbeschwerde: Bei systemati­

schen, diskriminierenden Leistungsver­

weigerungen durch ein Unternehmen 

sollten Sie prüfen, ob die Branche, in der 

das Unternehmen tätig ist, der staatlichen 

Aufsicht unterstellt ist. Ist dem so, gilt es 

zu klären, welchen gesetzlichen Anforde­

rungen das Unternehmen unterliegt, da­

mit es seine Tätigkeit ausüben darf. In der 

Regel werden sogenannte Missbräuche 

im Unternehmerverhalten sanktioniert. 

Sanktionen nimmt die zuständige Auf­

sichtsbehörde vor. Dort kann die betrof­

fene oder auch jede andere Person eine 

Aufsichtsbeschwerde wegen Missbrauchs 

einreichen. Die Aufsichtsbehörde kann 

(muss aber nicht) eine Untersuchung ein­

leiten und bei einem Verstoss gegen das 

jeweilige Gesetz entsprechende Massnah­

men ergreifen (wie zum Beispiel verwar­

nen, büssen, Auflagen erteilen oder in ex­

tremen Fällen gar die Betriebsbewilligung 

oder Konzession entziehen). 

Klage wegen Missbrauchs einer ■■

marktbeherrschenden Stellung: Wer 

durch eine unzulässige Wettbewerbsbe­

schränkung (Boykott bei marktbeherr­

schender Stellung, Art. 12–14 Kartellge­

setz) in der Aufnahme des Wettbewerbs 

durch eine rassendiskriminierende Leis­

Vorgehen (Rechtsweg)
Es gibt folgende Rechtswege, die ihnen 

offen stehen:

	Klage wegen Persönlichkeitsverlet-■■

zung (siehe S. 137, «Zivilprozess»): Sie 

können mittels einer zivilrechtlichen Klage 

vom zuständigen Gericht verlangen, dass 

die Persönlichkeitsverletzung beseitigt 

oder unterlassen wird und das diskrimi­

nierende Unternehmen (etwa eine Disco, 

eine Bar oder ein Versicherungsunterneh­

men) Ihnen Einlass gewährt oder mit Ih­

nen einen Vertrag abschliesst. Betroffene 

können vom Gericht auch verlangen, das 

diskriminierende Unternehmen zu einer 

finanziellen oder anderweitigen Entschä­

digung (Genugtuung, «Schmerzens­

geld») zu verpflichten. Art und Höhe der 

Entschädigung liegen im Ermessen des 

Gerichts und hängen hauptsächlich von 

der Schwere der Persönlichkeitsverlet­

zung ab. Die Wiedergutmachung besteht 

in der Regel in der symbolischen Höhe 

von maximal einigen hundert Franken.

Schadenersatzklage wegen sitten■■

widriger Schädigung: Wird eine Person 

durch eine diskriminierende Vertragsab­

schlussverweigerung geschädigt, hat sie 

Anspruch auf Schadenersatz. Der Scha­
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dar. Die Person wird in ihrer Wertschätzung 

als Person herabgesetzt und erniedrigt.

Keine widerrechtliche Persönlichkeitsver­

letzung liegt hingegen vor, wenn die Unter­

schiede auf einen sachlichen Grund (überwie­

gendes privates oder öffentliches Interesse, 

Art. 28 Abs. 2 ZGB) zurückzuführen sind: 

Kann ein Versicherungsunternehmen zum 

Beispiel aufgrund versicherungsmathema­

tisch fundierter Statistiken nachweisen, dass 

Personen bestimmter Herkunft tatsächlich 

vermehrt Autounfälle verursachen und/oder 

die Schäden höher sind, ist eine höhere Prä­

mie (im Verhältnis zu den statistischen Unter­

schieden) gerechtfertigt.

Nicht anerkannt werden sogenannte Schein­

nachweise. Verlangt ein Telekommunika­

tionsunternehmen für eine Dienstleistung 

(etwa ein Mobiltelefon-Abo) von Personen 

bestimmter Herkunft einen höheren Rech­

nungsbetrag und begründet dies mit dem 

grundsätzlich schlechteren Zahlungsverhal­

ten dieser Gruppen, liegt kein genügend 

fundierter sachlicher Grund vor. 

Die Bildung «nationaler Risikogruppen» ist 

geeignet, bestehende gesellschaftliche Ste­

reotypen und diskriminierende Einstellungen 

und Verhaltensweisen aufrechtzuerhalten 

oder zu verstärken. Die Praxis der statistisch 

begründeten, unterschiedlichen Behand­

lung von Nationalitäten-Gruppen ist zwar 

gesellschaftlich umstritten, falls die Statistik 

jedoch formellen Anforderungen genügt, 

gibt es rechtlich dagegen keinen Behelf. In 

jedem Fall unzulässig sind jedoch Unter­

scheidungen nach «Rasse» und Religion.

Verbot eines sittenwidrigen 
Vertrages (Art. 20 OR)
Der die Persönlichkeit verletzende, rassendis­

kriminierende Vertragsinhalt verstösst gegen 

den Grundsatz der guten Sitten. Als Verstoss 

gegen die guten Sitten gilt insbesondere ein 

Verhalten, welches auf die Schädigung oder 

Herabsetzung der diskriminierten Person 

ausgerichtet ist. Der diskriminierenden Per­

son fehlt es dabei gänzlich an einem eigenen 

schutzwürdigen Interesse.

Verstoss gegen Missbrauchsverbot
Unter Umständen liegt bei einer Vertragsin­

haltsdiskriminierung auch ein Verstoss gegen 

ein Missbrauchsverbot vor (siehe Seite 97, 

Anmerkungen unter «Verweigerung des Zu­

gangs zu einer Dienstleistung»).

Achtung! ➞➞ Im Gegensatz zu rassistischen 

Leistungsverweigerungen sind Vertrags-

inhaltsdiskriminierungen strafrechtlich 

zulässig.

Öffentliche Ankündigung einer 
Verweigerung
Kündigt ein Unternehmen öffentlich und 

ohne sachliche Begründung an (zum Beispiel 

via Radio oder in einem Zeitungsinterview), 

es werde bestimmten Personen wegen ihrer 

«Rasse», Ethnie oder Religion eine Dienstleis­

tung verweigern, verstösst es gegen Art. 

261bis StGB Abs. 5. Grund: Dadurch wird 

den Mitgliedern der betroffenen Gruppe 

das Recht abgesprochen, als gleichwertige 

Mitglieder am wirtschaftlichen und sozialen 

Leben teilnehmen zu dürfen. Sie werden da­

mit in ihrer Menschenwürde verletzt.

Beispiel: 1999 verurteilte die zuständige Un-

tersuchungsbehörde im Kanton Schwyz den 

Wirt eines Pubs zu einer Busse von 400 Fran-

ken, weil er vor seinem Lokal eine Verbotstafel 

aufgehängt hatte: «Aus Sicherheitsgründen 

haben Gäste aus Ex-Jugoslawien/Albanien 

keinen Zutritt! (Neues Gastgewerbegesetz)». 

Die Behörde hielt unter anderem fest, dass 

solche klischeehaften Verallgemeinerungen 

und Unterstellungen – die Zielgruppe stel-

le ein Sicherheitsrisiko dar – keinen Schutz 

verdienen würden. Von einzelnen Personen 

einer Volksgruppe dürfe nicht auf die ganze 

Bevölkerungsgruppe geschlossen werden.

Vertragsinhalts­
diskriminierung

Die Vertragsparteien sind grundsätzlich frei in 

der Aushandlung von Vertragsbedingungen. 

Oft werden die Vertragsbedingungen jedoch 

von den Dienstleistungsunternehmern vorbe­

stimmt. So beruhen die Prämien für Motorhaft­

pflichtversicherungen auf einer Risikoeinschät­

zung: Die Kosten für ein Sparkonto bei der Bank 

beziehen sich auf bankinterne Berechnungen, 

das Angebot eines Reiseveranstalters ist in der 

Regel nicht mehr verhandelbar und Anwälte 

und Anwältinnen haben fixe Stundenansätze. 

Schlechtere vertragliche Bedingungen für 

Menschen wegen ihrer «Rasse», Ethnie, Re­

ligion, ihrer nationalen oder regionalen Her­

kunft sind rechtlich heikel – beispielsweise 

bei höheren Prämien für bestimmte Nationa­

litäten bei Motorhaftpflichtversicherungen. 

Es muss geprüft werden, ob ein Verstoss 

gegen den zivilrechtlichen Persönlichkeits­

schutz oder gegen ein aufsichtsrechtliches 

Missbrauchsverbot vorliegt.

Zivilrechtlicher Persönlichkeits­
schutz (Art. 28 ff. ZGB)
Eine Vertragsdiskriminierung (das heisst eine 

vertragliche Benachteiligung einzig oder 

überwiegend wegen der Ethnie, der «Rasse», 

der Religion, der nationalen oder regionalen 

Herkunft) stellt unter Umständen eine Persön­

lichkeitsverletzung im Sinne von Art. 28 ZGB  

Vorgehen (Rechtsweg)

	■■ Klage wegen Persönlichkeitsverlet-

zung (siehe Seite 137, «Zivilprozess»): 

Sie können mittels einer zivilrechtlichen 

Klage vom zuständigen Gericht verlan­

gen, dass die Persönlichkeitsverletzung 

beseitigt oder unterlassen wird und das 

diskriminierende Unternehmen mit Ihnen 

den Vertrag zu gleichen Bedingungen ab­

schliesst. Betroffene können auch verlan­

gen, das diskriminierende Unternehmen 

zu einer finanziellen oder anderweitigen 

tungsverweigerung behindert wird, hat 

Anspruch auf Beseitigung oder Unter­

lassung der Behinderung. Dies bedeu­

tet, dass über den gerichtlichen Weg ein 

Vertragsabschluss erzwungen werden 

kann (Kontrahierungspflicht). Zudem 

besteht die Möglichkeit, nach Massgabe 

des Obligationenrechts Schadenersatz 

und Genugtuung zu verlangen.
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Entschädigung (Genugtuung, «Schmer­

zensgeld») zu verpflichten.

Klage wegen Sittenwidrigkeit■■  (siehe 

S. 137, «Zivilprozess»): Die betroffene Per­

son kann wie bei der Klage wegen Per­

sönlichkeitsverletzung mittels zivilrecht­

licher Klage verlangen, dass der Inhalt 

des Vertrages angepasst wird. Es ist 

ratsam, bei einer zivilrechtlichen Klage 

sowohl die Verletzung der Persönlichkeit 

als auch die Sittenwidrigkeit zu rügen.

	■■ Aufsichtsbeschwerde (siehe Seite 139, 

«Aufsichtsbeschwerde»)

	■■ Klage wegen Missbrauchs einer 

marktbeherrschenden Stellung: Wer 

durch eine unzulässige Wettbewerbsbe­

schränkung (Boykott bei marktbeherr­

schender Stellung, Art. 12 – 14 Kartellge­

setz) in der Aufnahme des Wettbewerbs 

durch eine rassendiskriminierende Leis­

tungsverweigerung behindert wird, hat 

Anspruch auf Beseitigung oder Unter­

lassung der Behinderung. Dies bedeu­

tet, dass über den gerichtlichen Weg ein 

Vertragsabschluss erzwungen werden 

kann (Kontrahierungspflicht). Zudem 

besteht die Möglichkeit, nach Massgabe 

des Obligationenrechts Schadenersatz 

und Genugtuung zu verlangen.
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Der Schulleiter einer öffentlichen Schule 

schliesst eine Schülerin im freiwilligen «zehn-

ten Schuljahr» (nachobligatorische Schule) 

vom Unterricht aus. Sie hatte sich gewei-

gert, an der vorgeschriebenen Lagerwoche 

(«Sozialisierungswoche») teilzunehmen. Die 

Begründung: Ihr muslimischer Vater würde 

dies aus religiösen Gründen nicht zulassen. 

Lehrer/innen und Schulleiter akzeptieren die 

Erklärung nicht. Sie verlangen stattdessen 

von der Schülerin, dass sie am Lager teil-

nehmen muss, ansonsten werde sie von der 

Schule gewiesen. 

Nach diversen Gesprächen, in denen die 

junge Frau unter anderem auch mehrmals 

äussert, es sei ihr unwohl und sie möchte 

deshalb nach Hause gehen, kommt es zum 

Eklat: Ein Lehrer enerviert sich, dass hinter 

ihrem Verhalten wohl «dieser intolerante Is-

lam» ihres Vaters stecke. Sie habe die Wahl, 

entweder nehme sie am Lager teil und kön-

ne bleiben oder sie werde von der Schule 

suspendiert. Die Schülerin telefoniert ihrem 

Vater, der sie sogleich abholt. Einige Wo-

chen später wird die Frau von der Schule 

ausgeschlossen. Sie legt Beschwerde ein. 

Die kantonale Beschwerdeinstanz gibt ihr 

Recht. Der Ausschluss sei sachlich ungenü-

gend begründet.

4.6		 Schule
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Diskriminierung bei den 
pädagogischen und administrativen 
Massnahmen
(durch ein diskriminierendes Strafensystem 

sowie rassendiskriminierende Verweise und 

Schulausschlüsse)

Beispiel: Ein junger Serbe wehrt sich gegen 

fremdenfeindliche Äusserungen seiner Leh-

rerin. Diese reagiert wiederholt mit sachlich 

ungerechtfertigten Strafen (Nachsitzen) we-

gen «Frechsein». Schliesslich bringt sie den 

Schulleiter dazu, dem Schüler einen Verweis 

zu erteilen.

Mangelhafter Schutz vor rassendis­
kriminierenden Handlungen
Beispiel 1: Ein dunkelhäutiges Mädchen 

wird regelmässig von einer kleinen Gruppe 

von Mitschülern mit rassistischen Bemer-

kungen wie «Ätsch, du Mohrenkopf» oder 

«Saugattig us Afrika» schikaniert. Der Leh-

rer und die Schulleiterin bagatellisieren die 

Vorfälle mit den Worten «Kinder sind halt 

so». Obwohl die beunruhigten Eltern wie-

derholt intervenieren, ergreifen sie keine 

Massnahmen.

Beispiel 2: Eine Lehrerin ist bekannt dafür, 

dass sie gewisse Ausländerkinder (vor allem 

aus der Türkei und aus Ex-Jugoslawien) här-

ter bestraft und strenger benotet. Bereits 

mehrmals haben sich Eltern und einige Leh-

rer bei der Schulleiterin über die Lehrerin 

beschwert. Ohne Erfolg. Gemäss Schullei-

terin gebe es keine Beweise. Die Vorwürfe 

würden auf Behauptungen basieren. 

Rechtslage

Es gibt zahlreiche Bestimmungen, die vor 

rassistischer Diskriminierung an Schulen 

schützen. Diese Bestimmungen sind in inter­

nationalen Übereinkommen, in der Bundes­

verfassung, in den kantonalen Verfassungen 

und in verschiedenen Gesetzen und Verord­

nungen verankert. Rechtlich gibt es gewisse 

Unterschiede zwischen staatlichen und pri­

vaten Schulen. Staatliche Schulen sind im 

Vergleich zu privaten Schulen grundsätzlich 

strengeren Regeln unterworfen. Sie unterste­

hen unmittelbar dem verfassungsrechtlichen 

Diskriminierungsverbot. Im Rahmen der obli­

gatorischen Schule muss der Staat via seiner 

Aufsichtspflicht (Art. 62 Abs. 2 BV) jedoch 

garantieren, dass sich auch Privatschulen an 

den Grundsatz des Diskriminierungsverbots 

halten. Im Folgenden geben wir Ihnen einen 

kurzen Überblick über die wichtigsten recht­

lichen Bestimmungen und Erlasse:

Staatliche Schule
Kantonales und kommunales

Schulrecht

Für die obligatorische, staatliche Schule (1. 

bis 9. Schuljahr) sind die Kantone zustän­

dig. Sie organisieren sich selbständig (Art. 

62 BV). Jeder Kanton und jede Gemeinde 

verfügt über ein eigenes Schulrecht, das in 

der Regel über verschiedene Erlasse verteilt 

ist. Die rechtlichen Bestimmungen werden 

durch Lehrpläne ergänzt. In den Rechtser­

lassen wird unter anderem der Bildungs- und 

Erziehungsauftrag definiert. Die Lehrper­

sonen haben durch ihre Tätigkeit und durch 

Rassistische Diskriminie­
rung an der Schule

Schüler/innen, die schutzlos Rassismus aus­

gesetzt sind, verlieren rasch an Selbstbe­

wusstsein. Sie beginnen, an sich zu zweifeln 

und ziehen sich zurück. Zudem führt Rassis­

mus in der Regel zu massiven Beeinträchti­

gungen beim Lernen. Dies wiederum wirkt 

sich negativ auf das Berufsleben der jungen 

Erwachsenen aus. 

Es gibt unterschiedliche Formen rassistischer 

Diskriminierung – solche verbaler und solche 

nonverbaler Natur. In den meisten Fällen ist 

es schwierig zu erkennen, ob ein unsachge­

mässes Handeln der Lehrperson auf einem 

diskriminierenden Motiv beruht oder nicht. 

Wir stellen im Folgenden die wichtigsten Er­

scheinungsformen und Bereiche von rassis­

tischer Diskriminierung an der Schule vor:

Rassistische Äusserungen und 
Gewalt an der Schule
Beispiel: Drei Schüler machen in der Pause 

Werbung für eine CD mit rechtsextremen 

Liedern. Gegenüber ihren Kollegen und 

Kolleginnen lassen sie Äusserungen fallen 

wie: «Diese CD ist im Fall voll geil! Diese 

Neger und Juden muss man einfach verre-

cken lassen!».

Diskriminierung beim Schuleintritt 
(durch einen diskriminierenden Schulzuwei­

sungsentscheid) 

Beispiel: Eine Kindergärtnerin weist einen 

türkischstämmigen Jungen zurecht. Sie fin-

det, er lege ein sexistisches Verhalten an den 

Tag und solle endlich «dieses muslimische 

Machogehabe von seinem Vater» aufgeben. 

In einem Gespräch mit Kolleginnen führt sie 

aus, dass sie es nicht verantworten könne, 

diesen sozialen Problemfall für die ordent-

liche Regelschule zu empfehlen, obwohl das 

Kind normal intelligent sei. Im Nachhinein 

stellt sich heraus, dass die Kindergärtne-

rin sich wiederholgt abfällig über Muslime 

geäussert hatte. Die Sonderklassenlehrerin 

bestätigt, dass sie keinerlei vom Alter stark 

abweichendes soziales Verhalten am Kind 

beobachtet habe. Diese Indizien lassen 

vermuten, dass dem Entscheid der Kinder-

gärtnerin mit grosser Wahrscheinlichkeit ein 

islamfeindliches Motiv zu Grunde lag.

Diskriminierung bei der Bewertung 
schulischer Leistungen
(durch diskriminierende Benotungen und 

Schulüberweisungsentscheide)

Beispiel: Männliche Jugendliche aus Süd-

osteuropa haben es im Vergleich zu Schweizer 

Mädchen ungleich schwerer beim Übertritt 

in die Oberstufe. 

Diskriminierung bei der schulischen 
Förderung
Beispiel: Ein Lehrer vernachlässigt bewusst 

türkische und südosteuropäische Schüler/

innen. Er bezeichnet die männlichen Ju-

gendlichen als «mühsame Querulanten» 

und die jungen Frauen als «unterwürfige 

Schleierfrauen». Im Unterricht geht er vor 

allem auf die «anständigen Schweizer und 

Ausländer» ein.
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deren Schulangestellten den Anspruch, ihre 

Religion frei auszuüben, vorausgesetzt, der 

geordnete Schulbetrieb wird dadurch nicht 

unzumutbar gestört oder andere Interessen 

(wie die Integration der Schüler/innen oder 

die Geschlechtergleichstellung) unverhält­

nismässig beeinträchtigt. 

Anspruch auf Grundschulunterricht des 

Verfassungsrechts (Art. 19 BV): Der verfas­

sungsrechtliche Anspruch auf ausreichenden 

und unentgeltlichen Grundschulunterricht 

(1. bis 9. Schuljahr) verpflichtet die Behör­

den, allen Kindern und Jugendlichen ein 

angemessenes Angebot an Grundschulun­

terricht zu gewährleisten.

Recht auf Bildung durch das Völkerrecht 

(Art. 13 Uno-Pakt I, Art. 28 und 29 In-

ternationale Kinderrechtskonvention): 

Das völkerrechtlich verankerte Recht auf Bil­

dung verpflichtet die Schweiz, die Bildung 

auf die volle Entfaltung der menschlichen 

Persönlichkeit und des Bewusstseins ihrer 

Würde auszurichten und die Achtung vor 

den Menschenrechten und Grundfreiheiten 

zu stärken. Der Schutz vor rassistischer Dis­

kriminierung ist zu gewährleisten.

Schutz der Privatsphäre des Völker- und 

Verfassungsrechts (Art. 8 EMRK, Art. 13 

BV): Das Recht auf Privatsphäre schützt die 

Menschen davor, persönliche Daten bekannt 

geben zu müssen, die für eine Entscheid­

findung unbedeutend sind. Zudem muss 

mit Informationen sorgfältig umgegangen 

werden, und sie dürfen nur unter strengen 

Voraussetzungen an andere Stellen weiter­

geleitet werden.

Strafrecht
Strafnorm zur Rassendiskriminierung 

(Art. 261bis StGB), weitere Strafbe-

stimmungen (wie Tätlichkeit, Körper-

verletzung, Verleumdung, sexuelle Be-

lästigung): Bei öffentlichen rassistischen 

Äusserungen und rassistischer Gewalt 

durch Mitschüler/innen, Lehr- oder andere 

Personen greift die Strafnorm zur Rassen­

diskriminierung. Zusätzlich verbieten wei­

tere Strafbestimmungen wie das Verbot 

der Körperverletzung rassistisch motivierte 

Gewalt oder das Ehrverletzungsverbot rassis­

tisch motivierte Verleumdungen, Beschimp­

fungen und üble Nachrede (siehe auch die 

Kapitel zu rassistischen Äusserungen und zu 

rassistischer Gewalt, Seiten 21 ff. und 33 ff.).

Zivilrecht (inklusive Staatshaftung)
Zivilrechtlicher Persönlichkeitsschutz 

(Art. 28 ZGB, Staatshaftungsregeln): 

Rassistische Äusserungen und Gewalt stel­

len Verstösse gegen den zivilrechtlichen Per­

sönlichkeitsschutz dar. Die betroffene Person 

kann sich über den zivilgerichtlichen Weg 

oder über die Regeln der Staatshaftung zur 

Wehr setzen.

Unerlaubte Handlung (Art. 41 OR, Staats-

haftungsregeln): Rassistische Gewalt zieht 

in der Regel einen materiellen Schaden nach 

sich (zum Beispiel Arztkosten bei Körperver­

letzungen). Sie verursacht Schäden, deren 

finanzielle Wiedergutmachung über das 

ihr Vorbild die Erfüllung des Erziehungs- 

und Bildungsauftrags zu fördern und mit 

den Eltern der Kinder zusammenzuarbeiten. 

Sie müssen die Schüler/innen fair und frei 

von Willkür behandeln (zum Beispiel bei der 

Notengebung, den Disziplinarmassnahmen 

oder den Schulübertrittsentscheiden), ihre 

Integrität schützen und einen geordneten 

Schulbetrieb gewährleisten. Diese Rege­

lungen stellen auch ohne ausdrückliches 

Diskriminierungsverbot sicher, dass rassis­

tische Diskriminierung rechtswidrig ist, da 

sich diese gegen die elementaren Interes­

sen der betroffenen Schüler/innen richtet. 

Die Schüler/innen können sich im Rahmen 

der ordentlichen Rechtswege gegen rassis­

tische Diskriminierung zur Wehr setzen. Der 

Rechtsweg ist jeweils in den kantonalen und 

kommunalen Bestimmungen festgelegt.

Berufsbildungsrecht

Im Bereich der Berufsbildung hat der Bund 

ein Berufsbildungsgesetz (BBG) erlassen (Art. 

63 BV). Zudem gibt es zahlreiche branchen­

spezifische Verordnungen. Die Kantone sind 

für die Aufsicht über die berufliche Grund­

bildung zuständig (Art. 24 BBG). Staatliche 

Berufsbildungsinstitutionen müssen sich in al­

len Bereichen an das völker- und verfassungs­

rechtliche Diskriminierungsverbot halten. 

Hochschul- und Universitätsrecht

Die von Bund und Kantonen betriebenen 

Hochschulen und Universitäten haben sich 

in allen Bereichen an das völker- und ver­

fassungsrechtliche Diskriminierungsverbot 

zu halten.

Völkerrecht / Verfassungsrecht
Diskriminierungsverbote des Völker- und 

des Verfassungsrechts (EMRK, Uno-Pakt I, 

Uno-Konvention über die Rechte des 

Kindes, Art. 8 Abs. 2 BV, kantonale Ver-

fassungen): Das verfassungsrechtliche Dis­

kriminierungsverbot schützt Schüler/innen 

von staatlichen Schulen vor nicht zu recht­

fertigenden Benachteiligungen aufgrund der 

Herkunft, ihrer «Rasse», der Lebensform und 

der religiösen Überzeugung. Dies gilt für alle 

Bereiche: in der Schule, beim Bewertungs­

system, beim Schuleintritt und beim Schul­

übertritt, bei der schulischen Förderung und 

bei den Sanktionen.

Schutz vor Willkür im Verfassungsrecht 

(Art. 9 BV): Das verfassungsrechtliche Will­

kürverbot verpflichtet die schulischen Insti­

tutionen und die Lehrpersonen, die Schüler/

innen nicht willkürlich und ihre Persönlich­

keit verletzend, zum Beispiel herabsetzend 

und entwürdigend, zu behandeln.

Wahrung von Treu und Glauben im Ver-

fassungsrecht (Art. 5 Abs. 3 BV, Art. 9 

BV): Der Grundsatz von Treu und Glauben 

verpflichtet die schulischen Institutionen zur 

Rücksichtnahme auf die schutzwürdigen In­

teressen der Schüler/innen.

Religionsfreiheit des Völker- und Ver-

fassungsrechts (EMRK, Uno-Pakt II, Art. 

15 BV, kantonale Verfassungen): Die ver­

fassungs- und völkerrechtlich gewährleis­

tete Religionsfreiheit gibt den Schülern und 

Schülerinnen, den Lehrpersonen sowie an­
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stösst gegen den zivilrechtlichen Persönlich­

keitsschutz (Art. 28 ZGB) und begeht eine 

strafrechtlich relevante Ehrverletzung durch 

Beschimpfung (Art. 177 StGB). Sind weitere 

Personen anwesend, zu denen kein persön­

liches Vertrauensverhältnis besteht (etwa un­

bekannte Schüler/innen oder Lehrpersonen), 

liegt zusätzlich eine Verletzung der Straf­

norm zur Rassendiskriminierung (Art. 261bis 

StGB, Art. 171c MStG) vor. Bei rassistisch 

motivierter Gewalt gelangen weitere Straf­

bestimmungen zur Anwendung: das Verbot 

der Tätlichkeit (Art. 126 StGB, 122 MStG), 

der einfachen Körperverletzung (Art. 123 

StGB, 122 MStG) und der schweren Körper­

verletzung (Art. 122 StGB, 121 MStG).

Die zuständigen Schulbehörden sind zudem 

auf der Basis des kantonalen und kommu­

nalen Schulrechts verpflichtet, Schüler/innen 

vor rassendiskriminierenden Äusserungen, 

Gewalt und Mobbing zu schützen. Gelingt 

dies nicht, sind sie möglicherweise haftbar.

ausservertragliche Haftpflichtrecht und über 

die Staatshaftungsregeln eingefordert wer­

den kann.

Private Schulen
Private Schulen unterstehen für Angebote, 

welche die obligatorische Schulzeit betref­

fen, der staatlichen Aufsicht. Das kantonale 

und das kommunale Schulrecht gewährlei­

sten, dass das Diskriminierungsverbot umge­

setzt wird und die Staathaftungsregeln und 

das Strafrecht zur Anwendung kommen. 

Private Schulen, die Dienstleistungen im 

Rahmen der nachobligatorischen Schulzeit 

anbieten, unterstehen in der Regel einzig 

dem Straf- und dem Zivilrecht (inklusive 

Vertragsrecht).

Kantonales und kommunales

Aufsichtsrecht 

Private Schulen und Bildungseinrichtungen 

brauchen für ihre Tätigkeit eine Bewilligung. 

Zwar sind Privatschulen nicht direkt an die 

völker- und verfassungsmässigen Grund­

rechte gebunden, doch regelt das kantonale 

Bildungsrecht die Aufsicht über die privaten 

Schulen und verpflichtet sie so indirekt, die 

verfassungsrechtlichen Grundsätze einzu­

halten. Mit privaten Anbietern von Berufs­

bildungsangeboten werden Leistungsver­

einbarungen getroffen, wobei sie auch 

verpflichtet werden, bundesrechtliche und 

kantonalrechtliche Anforderungen wie etwa 

das Diskriminierungsverbot einzuhalten. Bei 

einem Verstoss durch rassistische Hand­

lungen, oder wenn die Schule ihre Schutz­

funktion gegenüber Schülern/innen, die von 

rassistischer Diskriminierung betroffen sind, 

nicht wahrnimmt, leiten die Behörden auf­

sichtsrechtliche Massnahmen ein. Dies kann 

von einer Unterlassungsanordnung (nicht zu 

diskriminieren) bis hin zum Entzug der Bewil­

ligung oder die Auflösung der Leistungsver­

einbarung führen.

Zivilrecht
Beim Besuch einer Privatschule wird ein pri­

vatrechtlicher Vertrag zwischen der Schule 

und den Eltern des Kindes oder sofern die­

ser volljährig ist, dem Schüler, abgeschlossen. 

Eine rassistische Handlung durch Lehrper­

sonen, die Schulleitung oder andere schu­

lische Funktionsträger/innen stellen einen 

Verstoss gegen den zivilrechtlichen Persön­

lichkeitsschutz (Art. 28 ff. ZGB) und gegen 

den Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 

2 Abs. 2 ZGB) dar. Es handelt sich um eine 

Vertragsverletzung, wobei die Schule haftbar 

ist (Art. 97 ff. OR). Bei rassistischen Äusse­

rungen und bei rassistischer Gewalt kann 

zusätzlich direkt auf die Tatperson zugegrif­

fen werden. Zudem greifen hier auch die 

strafrechtlichen Bestimmungen (Art. 261bis 

StGB und allenfalls weitere strafrechliche Be­

stimmungen, siehe Seite 21 ff.).

Rassistische Äusserungen, 
Gewalt, Mobbing

Wer in der Schule eine Person mit einer 

rassendiskriminierenden Bemerkung (durch 

Wort, Schrift, Bild, Zeichen, Gebärden oder 

Tätlichkeiten) in ihrer Würde herabsetzt, ver­

regen. Die beiden Verfahren können in 

der Regel auch kombiniert werden. Das 

heisst, im Rahmen eines Strafverfahrens 

macht der Kläger/die Klägerin gleich­

zeitig auch zivilrechtliche Ansprüche 

geltend.

	■■ Aufsichtsbeschwerde und Haftungs

klage zur Durchsetzung der Schutz-

pflicht (siehe Seite 139 und Seite 141): 

Falls die Schulleitung ihre Schutzpflicht 

vernachlässigt, kann sie auf Basis des 

Verfahrensrecht (Bund, Kanton oder 

Gemeinde) mittels einer Aufsichtsbe­

schwerde an die zuständige Aufsichts­

behörde verpflichtet werden, rassi­

stische Handlungen zu unterbinden. 

Zudem kann bei einer Schädigung durch 

eine schwerwiegende Vernachlässigung 

der Schutzpflicht mittels einer Haftungs­

klage die Wiedergutmachung durch 

Entschädigungszahlungen eingefordert 

werden.

	■■ Vertragsverletzungsklage bei pri-

vaten Bildungseinrichtungen (siehe 

Seite 110): Unterlässt es, eine private 

Bildungseinrichtung, rassistische Hand­

lungen zu unterbinden, kann sie wegen 

Vertragsverletzung beim zuständigen 

Zivilgericht eingeklagt werden. Auch 

hier kann bei einer Schädigung durch 

eine schwerwiegende Vernachlässigung 

der Schutzpflicht die Wiedergutma­

chung durch Entschädigungszahlung 

eingefordert werden.

Vorgehen (Rechtsweg)

	■■ Zivilprozess/Strafprozess (siehe Seite 

136 ff.): Die betroffene Person kann 

mittels einer zivilrechtlichen Klage vom 

zuständigen Gericht eine Persönlich­

keitsverletzung feststellen lassen und 

von der diskriminierenden Person eine 

finanzielle oder anderweitige Entschädi­

gung (Genugtuung, «Schmerzensgeld») 

einfordern. Sie kann auch mittels Straf­

anzeige bei der zuständigen Untersu­

chungsbehörde ein Strafverfahren an­
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Nachobligatorische Schule
Bei staatlichen nachobligatorischen Schulen 

gelten dieselben Regeln wie im obligatorischen 

Schulunterricht. Rassistische Diskriminierung 

bei der Bewertung ist rechtswidrig. Das Dis­

kriminierungsverbot wird durch die Aufsichts­

behörden über die entsprechenden aufsichts­

rechtlichen Bestimmungen durchgesetzt.

	Tipp! ➞➞ Bei einem Vorfall sollten Sie um-

gehend die Schulleitung informieren 

und verlangen, dass die notwendigen 

Schutzmassnahmen eingeleitet werden.

	Rassistische Gewaltvorfälle sind sofort ➞➞

bei der Polizei zu melden. Zudem ist es 

ratsam, sich an eine Opferberatungsstel-

le (siehe Anhang Seite 144) zu wenden.

	Mobbingvorfälle sollten Sie schriftlich ➞➞

festhalten und sich so früh wie mög-

liche von einer Mobbingberatungsstelle 

(siehe Anhang Seite 146) unterstützen 

lassen.

Rechtslage: Bewertung 
schulischer Leistungen  
(Schuleintritt, Promotion, 
Schulübertritt, Benotung)

Obligatorische Schule
Alle Schüler/innen haben Anspruch auf eine 

diskriminierungsfreie Bewertung bei der 

Schulzuweisung, der schulischen Leistungen 

und beim Schulübertritt. Die Schule ver­

letzt die Persönlichkeit eines Schülers und 

handelt rechtswidrig, wenn die Bewertung 

einzig oder überwiegend aufgrund der Her­

kunft, der «Rasse», der Lebensform oder 

der religiösen Zugehörigkeit vorgenom­

men wird. Offensichtlich ist dies bei klar 

rassistisch motivierten Entscheiden durch 

Lehrpersonen, Schulleitung oder Schul- 

kommissionen.

Auch private Schulen, in denen die obligato­

rische Schulzeit verbracht wird, unterstehen 

diesen Regeln. Durch die rassistische Diskri­

minierung verletzen sie den Grundsatz von 

Treu und Glauben, den zivilrechtlichen Per­

sönlichkeitsschutz und den Vertrag, der zwi­

schen den Schülern (Eltern) und der Schule 

abgeschlossen wurde. Zudem verstossen sie 

unter Umständen gegen die Leistungsver­

einbarung, welche die staatliche Aufsichts­

behörde mit der Schule schloss. Hingegen 

haben religiös geprägte Privatschulen die 

Freiheit, die Aufnahme an das Kriterium der 

Religion zu knüpfen. Eine Ablehnung einzig 

oder überwiegend aus Gründen der «Rasse» 

oder Ethnie stellt jedoch ebenfalls eine wi­

derrechtliche Persönlichkeitsverletzung dar.

Vorgehen (Rechtsweg)
Die für die Bewertung zuständigen Per­

sonen (Lehrpersonen, Schulkommissi­

onen) verfügen über grossen Ermessens­

spielraum in der Benotung und den 

Selektionsentscheiden. Aufgrund ihrer 

Fachkompetenz haben sie die Pflicht, die 

sozialen Kompetenzen, sowie die Selbst- 

und Fachkompetenzen der Schüler/innen 

zu bewerten. Trotzdem können unterbe­

wusste stereotype Vorstellungen wie «ein 

Türke ist wohl weniger in der Lage sich 

einzugliedern, also schicke ich ihn besser 

in die Realschule» eine Rolle für diskrimi­

nierende Entscheide spielen. 

Es ist äusserst schwierig, rassistische Dis­

kriminierung feststellen zu lassen und/oder 

nachzuweisen. Trotzdem besteht auf der 

Basis des kantonalen und kommunalen 

Schulrechts die Möglichkeit, sich mittels 

verschiedener Rechtsmittel gegen diskri­

minierende Bewertungen zur Wehr zu 

setzen:

	■■ Verwaltungsbeschwerde, Rekurs, 

Haftungsklage (siehe Seite 139 und 

141): Bei diskriminierenden Schulzu­

weisungs- und Schulübertrittsentschei­

den sollte eine schriftliche Begründung 

verlangt werden. Diese kann zur Neube­

urteilung über den ordentlichen Rechts­

weg angefochten werden. Diskriminie­

rende Einzelbenotungen können in der 

Regel nicht über den ordentlichen Ver­

waltungsbeschwerdeweg angefochten 

werden. Hingegen kann ein Schulzeug­

nis dann angefochten werden, wenn es 

ausschlaggebend ist für das Bestehen 

einer Prüfung (zum Beispiel eine Ma­

turitätsprüfung), für den Erwerb eines 

Diploms oder für die Berechtigung, eine 

weitere Ausbildung anzutreten.

Bei schwerwiegenden und die Persönlich­•	

keit verletzenden rassistischen Diskrimi­

nierungen kann unter Umständen über die 

Staatshaftungsregeln zusätzlich eine Ge­

nugtuungszahlung eingefordert werden.

	■■ Aufsichtsbeschwerde (siehe Seite 139): 

Bei diskriminierenden Benotungen be­

steht in der Regel die Möglichkeit, via 

Aufsichtsbeschwerde an die Behörden 

zu gelangen.

	Vertragsverletzungsklage (siehe ■■

Seite 137) und Klage wegen Persön-

lichkeitsverletzung (siehe Seite 137): 

Bei rassistisch diskriminierenden Hand­

lungen durch private Bildungseinrich­

tungen steht zusätzlich die Möglichkeit 

einer Vertragsver-letzungsklage vor Zi­

vilgericht offen. Dabei kann auch eine 

Genugtuungszahlung wegen Persön­

lichkeitsverletzung verlangt werden.
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Die Betroffenen haben das Recht, sich auf 

der Basis der entsprechenden Regelungen 

des Bundes (vor allem das Diskriminie­

rungsverbot in der BV Art. 8 Abs. 2) sowie 

der kantonalen und kommunalen Bestim­

mungen auf dem Beschwerdeweg gegen 

Willkür und rassistische Diskriminierung zur 

Wehr zu setzen. Das Bildungsrecht besteht 

aus zahlreichen Erlassen, die jeweils unter­

schiedliche Verfahrenswege vorsehen (siehe 

Seite 107 ff.).

Rassistische Leistungsbewertungen durch 

private Schulen stellen eine Vertragsver­

letzung dar. Die handelnden Personen ver­

stossen gegen den Grundsatz von Treu und 

Glauben und verletzen den zivilrechtlichen 

Persönlichkeitsschutz. Diese Verstösse füh­

ren zur Aufhebung der diskriminierenden 

Bewertung und verpflichten die entspre­

chende Privatschule zu einer erneuten und 

sachlichen Leistungsbewertung.

Rechtslage: 
Massnahmen (Verweis, 
Bestrafung, Ausschluss)

Staatliche Schulen
Der rassistische Verweis, der Schulausschluss 

und andere rassistische Strafsanktionen stel­

len ebenfalls einen Verstoss gegen das Dis­

kriminierungsverbot dar. Auch hier ist jeweils 

im Einzelfall zu prüfen, ob ein sachlicher 

Grund für die Massnahme vorliegt oder 

nicht. Unrechtmässige Verweise und Aus­

schlüsse sind ungültig (siehe Seite 107 ff.). 

Private Schulen
Diskriminierende Verweise und Ausschlüsse 

von privaten Schulen stellen eine Vertrags­

verletzung, vor allem eine Verletzung des 

Grundsatzes von Treu und Glauben sowie 

eine Persönlichkeitsverletzung dar. Persön­

lichkeitsverletzende Ausschlüsse sind ungül­

tig und lösen allenfalls auch Genugtuungs­

ansprüche aus (siehe Seite 110). 

Religiöse Bedürfnisse

Staatliche Schulen
Staatliche Schulen sind an die konfessionelle 

Neutralität gebunden und müssen die Glau­

bens- und Gewissensfreiheit (Art. 15 BV) 

respektieren. Dies bedeutet,

dass Schüler/innen nicht auf unzumutba­■■

re Weise mit einer offiziellen (schulischen) 

Religion konfrontiert werden dürfen – 

zum Beispiel durch obligatorischen Reli­

gionsunterricht oder religiöse Symbole an 

der Schule. Man spricht in diesem Zusam­

menhang von der «negativen Religions­

freiheit».

dass Schüler/innen das Recht haben, ihre ■■

religiösen Gewohnheiten auszuleben – 

soweit dies den schulischen Betrieb nicht 

massgeblich stört oder den schulischen 

Lehrauftrag und das Recht der Kinder auf 

angemessenen Grundschulunterricht ge­

fährdet. Geschützt ist hier die sogenannte 

«positive Religionsfreiheit».

Religiöse Bedürfnisse spielen in der Schule 

auf verschiedenen Ebenen eine Rolle:

Bei der Dispensierung (von bestimmten ■■

Schulfächern, von Lageraufenthalten, an 

religiösen Feiertagen).

Bei Kleidervorschriften. ■■

	Bei der Ausübung religiöser Pflichten ■■

(etwa bei Gebeten).

Es muss jeweils im Einzelfall abgewogen wer­

den, welche Interessen überwiegen. Der Ein­

griff in die Religionsfreiheit bedarf einer ge­

setzlichen Grundlage, muss im öffentlichen 

Interesse liegen und verhältnismässig sein. 

Private Schulen
Eine private Schule hat das Recht, die Auf­

nahme an die Religionszugehörigkeit zu 

knüpfen. Sie darf zwar eigene, religiös moti­

vierte Vorschriften aufstellen, muss sich aber 

stets an vertragliche Abmachungen halten.

	➞➞ Tipp! Wenn Sie sich rassistisch diskrimi

niert fühlen, kontaktieren Sie eine pro-

fessionelle  Beratungsstelle.

	Informieren Sie die Schulleitung und die ➞➞

Aufsichtsbehörde über die Vorfälle.

Vorgehen (Rechtsweg)
Wer sich in seiner «positiven» oder «ne­

gativen Religionsfreiheit» verletzt fühlt, 

hat die Möglichkeit, sich auf der Basis des 

jeweils geltenden Schulrechts auf dem 

Rechtsweg zur Wehr zu setzen. 

	Es kann verlangt werden, dass die Aus­■■

übung der Religion zugelassen wird. 

Konkret: Die Schule hebt ein Kleiderver­

bot auf oder heisst ein Dispensgesuch 

gut.

	Die Schule kann verpflichtet werden, be­■■

stimmte religiöse Handlungen, etwa das 

Aufhängen religiöser Symbole, künftig 

zu unterlassen.

Der Beschwerdeweg ist je nach Kanton 

und Gemeinde unterschiedlich. Bei einer 

Verletzung des verfassungsrechtlichen 

Diskriminierungsverbots oder der Reli­

gionsfreiheit besteht in letzter Instanz die 

Möglichkeit, sich mittels einer Beschwerde 

in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten 

ans Bundesgericht zu wenden.

Jede Behörde hat unterschiedliche Kompe­

tenzen beim Festlegen von Rechtsfolgen 

bei Rechtsverstössen. Grundsätzlich gilt, 

dass die Schule verpflichtet wird, den Ver­

stoss zu beseitigen.
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Der Eigentümer einer Liegenschaft kündigt 

einem türkischen Ehepaar mit zwei Kindern 

die Wohnung. Auf Anfrage gibt er offen 

über seine Motive Auskunft: «Es tut mir 

leid, aber ich möchte keine Reklamationen 

wegen Lärm und irgendwelcher komischer 

arabischer Musik. Mit solchen Leuten wie 

Ihnen hatte ich nur negative Erfahrungen.» 

Eine Freundin der Familie meldet sich beim 

Sekretariat der Eidgenössischen Kommission 

gegen Rassismus und bittet um Rat. Nach 

eingehender Analyse kommt das Sekretariat 

zum Schluss, dass es sich um eine missbräuch-

liche Kündigung handelt. Die Beraterin rät 

dem Ehepaar, die Kündigung umgehend 

bei der zuständigen Schlichtungsbehörde 

für Mietsachen anzufechten und Mieterstre

ckung zu verlangen. Zudem verweist sie die 

Familie an eine regionale Anlaufstelle für 

interkulturelle Konflikte. Zwei Wochen spä-

ter gibt die Schlichtungsbehörde der Familie 

«wegen fehlenden objektiven Gründen» Recht.

4.7		 Wohnungsmiete
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Bei der Untermiete

Beispiel 1: Ein Flüchtling aus Senegal wird 

von der Verwaltung nicht als Untermieter 

akzeptiert, da man mit diesen «Negern im-

mer wieder Stress hat. Man sieht es ja auf 

der Strasse, am Herumlungern und Drogen-

dealen sind sie».

Beispiel 2: Ein älterer türkischer Mann mel-

det sich auf ein Inserat zur Untermiete. Der 

Vermieter weist ihn bereits an der Türe mit 

den Worten ab: «Solche Leute sicher nicht.»

Bei der Kündigung

Beispiel 1: Einer Mieterin wird gekündigt, 

weil sie sich gegen rassistische Äusserungen 

der Hausabwartin zur Wehr setzt.

Beispiel 2: Bei der Wohnungsabnahme wird 

die Familie aus fremdenfeindlichen Motiven 

nochmals zum Nachputzen bestellt.

Beispiel 3: Nachdem der neue Hauseigen-

tümer den Wohnblock übernommen hat, 

erhält ein polnischer Austauschstudent die 

Kündigung. Es stellt sich heraus, dass der 

Hauseigentümer in der Vergangenheit Pro-

bleme mit polnischen Mietern hatte.

Nach Beendigung des Mietverhältnisses 

(durch diskriminierende Angaben des frü­

heren Vermieters)

Beispiel: Die ehemalige Vermieterin leitet 

auf Anfrage der Immobilienverwaltung In-

formationen zur Religion eines Bewerbers 

weiter: «Du, der ist Muslim, das kann kom-

pliziert werden.»

Rechtslage

Es gibt zahlreiche Bestimmungen, die vor 

Rassismus im Bereich Wohnungsmiete schüt­

zen. Bei Mietverhältnissen ist in erster Linie 

das Privatrecht (OR und ZGB) von Bedeutung. 

Sind der Bund, Kantone, Gemeinden oder 

ein öffentlich-rechtliches Unternehmen die 

Vermieter, gelangen zusätzlich öffentlich-

rechtliche Bestimmungen zur Anwendung. 

Besonders relevant sind die Grund- und 

Menschenrechte. Im Folgenden geben wir 

Ihnen einen Überblick über die wichtigsten 

Rechtsartikel und Gesetze. 

Allgemeine Bestimmungen
Grundsatz von Treu und Glauben (Art. 2 

ZGB, Art. 5 Abs. 3 BV, Art. 9 BV): Der Grund­

satz von Treu und Glauben besagt, dass sich 

das Gegenüber nicht rechtsmissbräuchlich, 

widersprüchlich und unredlich verhalten soll. 

Er findet sich in der BV und gilt für Rechtsbe­

ziehungen zwischen Staat und Bürger. Er ist 

aber auch in Art. 2 ZGB verankert und somit 

für Rechtsbeziehungen unter Privaten – wie 

zum Beispiel das Mietverhältnis – von Bedeu­

tung. Nicht geklärt ist die Bedeutung des 

Grundsatzes von Treu und Glauben im Falle 

einer Rassendiskriminierung. Der Grundsatz 

von Treu und Glauben schützt möglicher­

weise Mieter/innen vor rassistischen Äus­

serungen und Verhaltensweisen von Ver­

mietern. Des Weiteren könnte es sein, dass 

Art. 2 ZGB den Vermieter dazu verpflichtet, 

Bräuche, Traditionen und Lebensweise der 

Mieter und Mieterinnen zu akzeptieren, so­

lange diese nicht zur Aufrechterhaltung der 

Rassismus im Bereich 
Wohnungsmiete

Rassismus im Bereich Wohnungsmiete hat 

schwerwiegende Auswirkungen auf die 

Lebensqualität. Er kann sich bereits bei der 

Wohnungssuche zeigen und während des 

gesamten Mietverhältnisses bis nach der 

Kündigung vorkommen. Die Diskriminie­

rung kann verbaler oder nonverbaler Natur 

sein. Es gibt folgende Formen:

Im Vorfeld der Wohnungsvergabe (durch 

diskriminierende Wohnungsinserate, durch 

diskriminierende Vorselektion und Woh­

nungsverweigerung)

Beispiel 1: Ein Vermieter schliesst in Woh-

nungsinseraten potenzielle Bewerber/innen 

mit einer bestimmten nationalen und regio

nalen Herkunft ausdrücklich aus: «Mieter 

gesucht! Bewerbungen aus der Türkei und 

Südosteuropa unerwünscht!»

Beispiel 2: Wohnungssuchende sind wäh-

rend der Besichtigung mit diskriminie-

renden Fragen konfrontiert, oder es fallen 

rassistische Äusserungen. Sie werden  etwa 

bei der Wohnungsbesichtigung gefragt, aus 

welchem Land sie kommen, und dass dies 

ein Problem sein könnte. «Ihr seid halt un

ordentlicher und lärmiger als andere.»

Beispiel 3: In der Regel müssen in schrift-

lichen Bewerbungsbögen die Nationalität 

und zum Teil die Religionszugehörigkeit 

angegeben werden. Diese Angaben kön-

nen für eine rassistische Vorselektion miss-

braucht werden. Gewisse Bewerber/innen 

werden aufgrund ihrer Herkunft oder Reli-

gionszugehörigkeit ausgesondert.

Beispiel 4: Ein junger Marokkaner bewirbt 

sich mit seiner Schweizer Freundin auf 

eine Zwei-Zimmerwohnung. Bei der telefo-

nischen Absage fragt der Mann nach dem 

Grund. Er erhält die Antwort: «Mit Leuten 

wie Ihnen haben wir immer Lämpe».

Während des Mietverhältnisses (durch 

rassistische Schikanen von Mitmietern, durch 

mangelhaften Schutz des Vermieters bei ras­

sistischen Vorfällen durch Nachbarn, durch 

rassistische Handlungen des Vermieters).

Beispiel 1: Eine kroatische Familie wird 

regelmässig von den Nachbarn schikaniert 

und beim Vermieter angeschwärzt: «Diese 

Leute halten sich nicht an die Waschord-

nung und schmeissen die nassen Kleider 

auf den Boden.» Auch fallen gegenüber 

den Kindern rassistische Äusserungen wie: 

«Seid nicht immer so laut und ungehobelt, 

ihr Saujugos!»

Beispiel 2: Um einen unbeliebten auslän-

dischen Mieter unter Druck zu setzen, führt 

die Verwaltung (auf Wunsch anderer Mieter/

innen) speziell einschränkende Regeln ein: 

ein Verbot «beim Kochen unangenehme 

Gerüche» zu verbreiten oder das Verbot 

«ums Haus herum zu spielen».
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Hausordnung eingeschränkt werden müssen 

oder auf unzumutbare Weise die Interessen 

der in derselben Liegenschaft wohnhaften 

Personen beeinträchtigen. Schliesslich kann 

auch eine rassendiskriminierende Kündigung 

gegen Treu und Glauben verstossen.

Achtung! ➞➞ Da es zur Bedeutung des 

Grundsatzes von Treu und Glauben im 

Falle rassistischer Diskriminierung kei-

ne Gerichtspraxis gibt, kann nicht mit 

Sicherheit davon ausgegangen werden, 

dass die Gerichte die hier vertretenen 

Sichtweisen teilen.

Mietrecht und allgemeines
Vertragsrecht (OR)
Pflicht zur Beseitigung von Mängeln 

(Art. 259a ff. OR): Die mietrechtlichen 

Mängelregelungen verpflichten Vermieter 

bei wiederholten, schwerwiegenden rassis­

tischen Handlungen zu intervenieren, sofern 

dies zumutbar ist. Sie geben Mietern und 

Mieterinnen ausserdem die Möglichkeit, 

ausserordentlich und fristlos zu kündigen bei 

extremen Zuständen, die aufgrund rassis­

tischer Vorfälle nicht mehr zumutbar sind. 

Untermiete (Art. 262 OR): Mieter/innen 

können eine Mietwohnung mit Zustimmung 

des Vermieters ganz oder teilweise unterver­

mieten. Eine rassistisch motivierte Verweige­

rung der Zustimmung ist unrechtmässig.

Vertragliche Haftung (Art. 97 ff. OR und 

Art. 259e OR): Verstösse gegen den Grund­

satz von Treu und Glauben (Art. 2 ZGB) und 

die Verletzung der Pflicht zur Beseitigung 

von Mängeln wegen schwerwiegenden 

rassistischen Handlungen stellen Vertrags­

verletzungen dar und lösen eine Schaden­

ersatzpflicht des Vermieters aus, sofern tat­

sächlich die schuldhafte Verursachung eines 

Schadens vorliegt.

Persönlichkeitsschutz (Zivilrecht)
Zivilrechtlicher Persönlichkeitsschutz 

(Art. 28 ff. ZGB) und ausservertragliche 

Haftung (Art. 41 ff. OR): Eine rassistische 

Wohnungsverweigerung stellt einen Ver­

stoss gegen den zivilrechtlichen Persönlich­

keitsschutz dar. Auch rassistische Äusse­

rungen und Gewalt (durch Vermieter/innen, 

durch Nachbarn oder andere Personen) sind 

persönlichkeitsverletzend und lösen eine Ge­

nugtuungs- (Art. 49 OR) und/oder Schaden­

ersatzpflicht (Art. 41 OR) aus.

Strafrecht
Bei rassistischen Äusserungen und Gewalt 

gelangen Bestimmungen des StGB zur An­

wendung: Ist die Handlung öffentlich und 

als rassistisch motiviert erkennbar, greift das 

strafrechtliche Verbot der Rassendiskriminie­

rung (Art. 261bis StGB). Zusätzlich gelangen 

weitere Strafbestimmungen zur Anwendung, 

wie zum Beispiel das Verbot der Tätlichkeit 

(Art. 126 StGB), der einfachen Körperver­

letzung (Art. 123 StGB) oder der schweren 

Körperverletzung (Art. 122 StGB), der Ver­

leumdung (Art. 174 StGB) oder der üblen 

Nachrede (Art. 173 StGB). (siehe dazu «Ras­

sistische Äusserungen» und «Rassistisch mo­

tivierte Gewaltdelikte», Seite 21 ff, 33 ff.).

Ist der Bund, ein Kanton oder eine Gemein­

de Eigentümer/in einer Liegenschaft, gelan­

gen zusätzlich folgende Bestimmungen zur 

Anwendung:

Völkerrecht / Verfassungsrecht
Diskriminierungsverbote des Völker- 

und des Verfassungsrechts (EMRK, Uno-

Pakt I, Art. 8 Abs. 2 BV, kantonale Ver-

fassungen): Staatliche Vermieter/innen sind 

unmittelbar an das verfassungsrechtliche 

Verbot der Diskriminierung aufgrund der 

Religion, der «Rasse», der Ethnie, der Her­

kunft und der Lebensform gebunden. Dieses 

verpflichtet sie für alle Phasen des Mietver­

hältnisses, von der Vergabe der Wohnung 

bis nach Beendigung des Mietverhältnisses, 

Mieter/innen nicht aufgrund der obigen 

Merkmale ungleich zu behandeln.

Religionsfreiheit des Völker- und Verfas

sungsrechts (EMRK, Uno-Pakt II, Art. 15 BV, 

kantonale Verfassungen): Die verfassungs- 

und völkerrechtlich gewährleistete Religi­

onsfreiheit gibt Mieterinnen und Mietern 

das Recht, ihre Religion in ihrer Wohnung 

frei auszuüben, sofern dadurch die Interes­

sen der anderen Hausbewohner nicht unzu­

mutbar beeinträchtigt werden. 

Wohnungsinserate 

Es kommt vor, dass bereits in einem Inserat 

schriftlich angekündigt wird, dass sich das 

Angebot nur an Schweizer/innen richtet und 

Bürger/innen anderer Staaten ausgenommen 

sind: «Türken und Albaner unerwünscht». 

Auch kann es sein, dass Menschen wegen 

ihres Aufenthaltsstatus ausgeschlossen wer­

den: «Asylanten nicht bewerben!».

Inserate von privaten Verwaltungen 
oder Einzelpersonen
Wohnungsinserate, die bestimmte Gruppen 

wegen ihrer Ethnie, «Rasse» oder Religion 

oder wegen ihrer nationalen oder regionalen 

Herkunft pauschal ausschliessen («Kurden 

unerwünscht»), verstossen – sofern nicht 

ausnahmsweise ein sachlicher Grund vor­

liegt – gegen die Strafnorm zur Rassendis­

kriminierung (Art. 261bis StGB). Zum Bei­

spiel schwere rassistische Konflikte in der 

Nachbarschaft, die nur dadurch verhindert 

werden können, wenn an Bewerber/innen 

gewisser Ethnien und «Rassen» vorüberge­

hend keine Wohnung mehr vergeben wird.

 

Folgende Unterscheidungen in Wohnungs­

inseraten sind hingegen rechtlich zulässig:

	Private Mietinserate, die sich nur an Schwei­■■

zer/innen und EU-Bürger/innen richten.

Ausländische Staatsangehörige dürfen ■■

insgesamt ausgegrenzt werden.

	■■ Die Unterscheidung nach dem Aufenthalts­

status. Etwa mit folgenden Umschreibun­

gen: «nur Personen mit einer Niederlas­

sungsbewilligung erwünscht» oder «an 
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Asylanten vergeben wir keine Woh­

nungen».

Mietinserate, die sich nur an einen inter­■■

nen Kreis richten, zum Beispiel wenn ein 

Verein seine Mietwohnungen nur Vereins­

mitgliedern anbietet, auch wenn diese 

ausschliesslich schweizerischer Nationali­

tät sind.

Vorgehen (Rechtsweg)
Strafanzeige (siehe Seite 136, «Straf­■■

prozess»)

Inserate von staatlichen 
Verwaltungen
Das verfassungsrechtliche Gleichheitsgebot 

(Art. 8 Abs. 1 BV) untersagt staatlichen Im­

mobilienverwaltungen, Mietwohnungen nur 

für Personen bestimmter ethnischer, natio­

naler oder regionaler Herkunft, bestimmter 

Hautfarbe oder Religion auszuschreiben – 

etwa «Nur für Schweizer», sofern kein sach­

licher Grund für diese Unterscheidung ge­

nannt werden kann. Rechtswidrig ist auch, 

eine Mietwohnung oder ein Mietshaus nur 

für Personen mit einer Niederlassungsbewil­

ligung auszuschreiben.

Unrechtmässig ist es zudem, eine Grup­

pe von Menschen wegen ihrer ethnischen, 

nationalen oder regionalen Herkunft («Ko­

sovo-Albaner unerwünscht»), wegen ihrer 

Religionszugehörigkeit oder der Hautfarbe 

auszugrenzen. Solche Umschreibungen ver­

letzen das entsprechende verfassungsrecht­

liche Diskriminierungsverbot (Art. 8 Abs. 2 

BV). Zusätzlich verstossen sie gegen die 

Strafnorm zur Rassendiskriminierung (Art. 

261bis StGB und Art. 171c MStG). Voraus­

gesetzt es handelt sich nicht nur um ein 

internes Inserat an einen persönlich be­

kannten Adressatenkreis, sondern um eine 

öffentliche, (auch) an unbekannte Personen, 

gerichtete Annonce.

Vorgehen (Rechtsweg)
Wie bei Inseraten von Privaten gilt auch 

hier: Solange keine konkrete Leistungsver­

weigerung vorliegt, ist es – mit Ausnahme 

des Strafverfahrens – schwierig, auf dem 

Rechtsweg gegen ein diskriminierendes 

Inserat vorzugehen. Einzige Ausnahme: 

klar rassistische Wohnungsinserate. Bei 

Verdacht auf Rassendiskriminierung gibt 

es folgende Möglichkeiten:

Strafanzeige (siehe Seite 136)■■

	Aufsichtsbeschwerde (siehe Seite 139) ■■

	Beschwerde an eine Ombudsstelle ■■

(siehe Seite 140)

Wohnungsverweigerung

Private Vermietung
Eine rassistische Mietverweigerung (wegen 

der Ethnie, «Rasse», Religion, der natio­

nalen oder regionalen Herkunft) stellt eine 

Persönlichkeitsverletzung im Sinne von Art. 

28 ZGB dar, vor allem wenn sie mündlich 

kommuniziert wird. Grund: Durch die Wei­

gerung, mit einer Person aufgrund eines 

elementaren Persönlichkeitsmerkmals einen 

Vertrag abzuschliessen, wird diese in ihrer 

Wertschätzung als Person herabgesetzt und 

erniedrigt.

Der Gesetzgeber geht davon aus, dass nicht 

jede Persönlichkeitsverletzung widerrecht­

lich ist. Sie kann gerechtfertigt sein, wenn 

die betroffene Person einverstanden ist 

oder wenn gemäss Art. 28 Abs. 2 ZGB ein 

überwiegendes privates oder öffentliches 

Interesse an der Persönlichkeitsverletzung 

besteht (Beispiele siehe unten). Dennoch ist 

es möglich, dass auch eine Person, die eine 

rassistische Mietverweigerung vorerst ak­

zeptiert, sich zu einem späteren Zeitpunkt 

rechtlich dagegen zur Wehr setzen kann. 

Grund: Art. 27 Abs. 2 ZGB besagt, dass nie­

mand seine persönliche Freiheit so interpre­

tieren darf, dass das Recht oder die Grenzen 

der Sittlichkeit verletzt werden.

Achtung! ➞➞ Aufgrund fehlender Gerichts

praxis kann nicht mit Sicherheit davon 

ausgegangen werden, dass die Gerichte 

diese rechtliche Einschätzung teilen.

Überwiegende Interessen im Sinne von Art. 

28 ZGB liegen zum Beispiel vor, wenn ein 

Vermieter in der Vergangenheit schlechte 

Erfahrungen mit einer bestimmten Person 

gemacht hat. Oder wenn ganz spezielle 

Umstände vorliegen, die es als verständlich 

erschienen lassen, dass einer Person die 

Mietwohnung verweigert wird. Ein überwie­

gendes Interesse des Vermieters, bestimmte 

Personen abzuweisen, ist etwa dann gege­

ben, wenn er in derselben Wohnung wie 

der Wohnungssuchende wohnt. Denn, auch 

wenn Vermieter/in und Mieter/in keine per­

sönlichen Kontakte miteinander pflegen, be­

steht doch eine gewisse (räumliche) Nähe. 

Exkurs: Rassismus bei 
der Bewerbung
Personen, die Interesse an einer Mietwoh­

nung oder einem Mietshaus haben, müssen 

sich üblicherweise per Formular bewerben. 

Vermieter fragen unter anderem nach Hei­

matort, Beruf und Einkommen. Ausländer/

innen müssen zusätzlich eine Kopie des Per­

sonalausweises beilegen. Dies ist rechtlich 

zulässig. In einzelnen Fällen kommt es auch 

vor, dass nach der Religionszugehörigkeit 

oder nach der Nationalität oder Herkunft 

gefragt wird.

Achtung! ➞➞ Zwar besteht ein gewisses Ri-

siko, dass Vermieter/innen einzelne An-

gaben ausschliesslich dazu verwenden, 

eine rassistische Vorselektion zu treffen. 

Leider können Sie dies kaum vermeiden. 

Sie haben aber zumindest die Möglich-

keit, die Fragen nach Religion, Nationali-

tät oder Herkunft falsch zu beantworten, 

ohne dass sie rechtliche Konsequenzen 

befürchten müssen.
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Staatliche Vermietung
Wie bei der Vermietung durch Private gilt 

auch hier: Bei einer rassistischen Mietver­

weigerung liegt ein Verstoss gegen den zi­

vilrechtlichen Persönlichkeitsschutz vor. Zu­

sätzlich stellt dies auch eine Verletzung des 

verfassungsrechtlichen Diskriminierungsver­

bots dar (Art. 8 Abs. 2 BV).

Im Unterschied zur privaten Vermietung 

rechtswidrig: Mietverweigerung, weil ein 

Bewerber aus dem Ausland kommt oder weil 

er einen bestimmten Aufenthaltsstatus be­

sitzt (etwa eine C- oder B-Bewilligung oder 

den Flüchtlingsstatus). Dies ist, sofern kein 

sachlicher Grund vorliegt, mit dem Gleichbe­

handlungsgebot der Bundesverfassung (Art. 

8 Abs. 1 BV) unvereinbar.

Vorgehen (Rechtsweg)

Klage wegen Persönlichkeitsverlet-

zung: Sie können mittels einer zivilrecht­

lichen Klage vom zuständigen Gericht ver­

langen, dass die Persönlichkeitsverletzung 

festgestellt wird. Auch kann vom Gericht 

verlangt werden, Vermieter/innen zu einer 

finanziellen oder anderweitigen Entschä­

digung (Genugtuung, «Schmerzensgeld») 

zu verpflichten. Art und Höhe der Ge­

nugtuung liegen im Ermessen des Ge­

richts und hängen hauptsächlich von der 

Schwere der Persönlichkeitsverletzung ab. 

Die Genugtuungssumme wird aber kaum 

je den Betrag von einigen hundert Fragen 

übersteigen.

Achtung! ➞➞ Jeder Kanton regelt das 

Zivilverfahren eigenständig (das neue 

eidgenössische Zivilprozessrecht wird 

erst in einigen Jahren in Kraft treten). 

Die Streitparteien haben den Konflikt 

vorerst mit der Unterstützung eines 

Streitschlichters zu lösen (Art. 274 ff. 

OR). Erst wenn sich die Parteien nicht 

einig werden, kann das Verfahren vor 

Gericht weitergeführt werden.

Vorgehen (Rechtsweg)
Bei einer möglichen rassistischen Mietver­

weigerung haben Sie grundsätzlich fol­

gende Möglichkeiten:

	■■ Klage wegen Persönlichkeitsver-

letzung: Beauftragen die staatlichen 

Stellen eine private Immobilienverwal­

tung mit der Vermietung, haben Sie die 

Möglichkeit, bei einem Zivilgericht eine 

Persönlichkeitsverletzung einzuklagen 

und eine Genugtuungszahlung einzu­

fordern. In jedem Fall sollten Sie von 

der zuständigen Immobilienverwaltung 

eine schriftliche Begründung der Miet­

verweigerung verlangen.

	Verwaltungsbeschwerde / Verwal-■■

tungsgerichtsbeschwerde (siehe Seite 

139): Handelt es sich um eine staatliche 

Verwaltungsbehörde, sollten Sie umge­

hend eine schriftliche Begründung (am 

besten in Form einer Verfügung) verlan­

gen, weshalb die Behörde die Vermie­

tung verweigert hat. Sofern es sich um 

eine Verfügung handelt, können Sie die 

Begründung anfechten. Je nach Kanton 

und Gemeinde gibt es kleinere Unter­

schiede im Rechtsweg. Ziehen Sie die 

kantonalen oder kommunalen Personal- 

und Verfahrensgesetze zu Rate. In der 

Regel müssen Sie eine Verwaltungsbe­

schwerde oder – bei einem Weiterzug – 

eine Verwaltungsgerichtsbeschwerde 

ergreifen. Es ist jedoch auch möglich, 

den aufsichtsrechtlichen Weg zu bege­

hen (siehe unten: Aufsichtsbeschwerde). 

Achtung! In der Regel wird die Begrün­

dung einer Mietverweigerung nicht in 

Form einer Verfügung dargelegt. Daher 

ergibt sich auch kaum je die Möglich­

keit, diese auf dem beschriebenen Ver­

waltungsverfahrensweg anzufechten. In 

diesen Fällen ist es ratsam, sich an eine 

Ombudsstelle zu wenden.

	■■ Aufsichtsbeschwerde (siehe Seite 139): 

Jede Person kann mittels Aufsichtsbe­

schwerde bei der zuständigen Behörde 

verlangen, gegen die rassistische Praxis 

einer beauftragten privaten Immobi­

lienverwaltung oder einer staatlichen 

Immobilienverwaltung vorzugehen.

	Beschwerde an Ombudsstelle ■■ (siehe 

Seite 140)
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Rassistische Äusserungen, 
Gewalt und Schikanen  
durch Nachbarn

Zum Umgang mit rassistischen Äusserungen 

und Gewalt konsultieren Sie bitte auch die 

entsprechenden Kapitel in diesem Ratgeber 

(«Rassistische Äusserungen», Seite 21 ff. 

und «Rassistisch motivierte Gewaltdelikte», 

Seite 33 ff.).

Mangelhafter Schutz vor rassi­
stischen Nachbarn durch Vermieter
Regelmässige, schwerwiegende rassistische 

Angriffe stellen mietrechtlich gesprochen 

einen schweren Mangel an der Mietsache 

dar. Grund: Vitale Interessen der betrof­

fenen Person sind gefährdet – vor allem die 

Gesundheit und der Schutz der Familie. Bei 

wiederholten rassistischen Äusserungen, bei 

rassistischer Gewalt und anderweitiger ras­

sistischen Schikanen (etwa Nötigung, Dro­

hung, Verleumdung, Sachbeschädigung) 

kann die Mietwohnung nicht vertragsmäs­

sig genutzt werden. Den Betroffenen ist es 

unter diesen Umständen nicht mehr zuzu­

muten, dort wohnen zu bleiben.

Vermieter/innen haben auf Verlangen des 

Mieters die Pflicht, den Mangel auf ange­

messene Art und Weise zu beseitigen (Art. 

259a Abs. 1 Buchstabe a OR). Sie müssen 

die rassistisch handelnde Person zur Rede 

stellen, sie zu einer Stellungnahme auffor­

dern und sie darauf hinweisen, künftig die 

rassistischen Handlungen zu unterlassen. 

Führt dies nicht zur Verbesserung der Situa­

tion, haben Vermieter/innen die Pflicht, die 

Person zu ermahnen und im Extremfall die 

Wohnung zu kündigen. 

Achtung! Vermieter/innen müssen sich ➞➞

nicht selbst in Gefahr bringen. Sie ha-

ben lediglich die Pflicht, die ihnen zumu-

tbaren und möglichen Schritte einzulei-

ten. Unter Umständen ist es angebracht, 

den Vorfall der Polizei zu melden. Da 

es zur Bedeutung des mietrechtlichen 

Mängelrechts bei rassistischer Diskrimi-

nierung noch keine Gerichtspraxis gibt, 

kann nicht mit Sicherheit davon ausge-

gangen werden, dass die Gerichte die 

heir vertretene Sichtweise teilen.

Schreiten Vermieter/innen nicht innert an­

gemessener Frist ein, obwohl sie von rassi­

stischen Vorfällen wissen, so können betrof­

fene Mieter/innen den Mietvertrag fristlos 

kündigen (Art. 259b Buchstabe a und Art. 

266g OR), auch wenn dies vertraglich nicht 

vorgesehen wurde. Diese fristlose Kündigung 

ist deshalb zulässig, weil bei regelmässigen 

rassistischen Handlungen eine schwerwie­

gende Beeinträchtigung der Lebensqualität 

vorliegt. Rassistisch handelnde Nachbarn 

sind unzumutbar.

Vorgehen (Rechtsweg)
Bei rassistischen Konflikten sollten Sie 

so rasch wie möglich eine professionelle 

Beratungsstelle um Unterstützung bitten 

und den kantonalen Mieterverband infor­

mieren. Gehen Sie wie folgt vor:

Vorgehen gegen den / die 
Vermieter/in:

Beseitigung des Mangels verlangen:■■  

Vermieter/innen haben in der Regel ein 

Interesse daran, dass Konflikte zwischen 

den Mietparteien so rasch als möglich 

gelöst werden. Informieren Sie, unmit­

telbar nachdem ein Konflikt ausgebro­

chen ist, Ihren Vermieter. Falls Sie den 

Konflikt nicht von sich aus befriedigend 

lösen können, verlangen Sie, dass der 

Vermieter einschreitet. Berufen Sie sich 

auf Art. 259a Abs. 1 OR.

Mietvertrag fristlos kündigen:■■  Falls 

es für Sie nicht mehr zumutbar ist, in 

Ihrer Wohnung zu bleiben, sollten Sie 

(wie oben dargelegt laut Art. 259b 

Buchstabe a und Art. 266g OR) fristlos 

kündigen. Lassen Sie sich unbedingt 

vorgängig professionell beraten. Ach­

ten Sie darauf, dass Sie bereits eine 

neue Wohnung zugesichert haben oder 

zumindest einen Ort, an dem Sie sich 

vorübergehend aufhalten können.

Genugtuungsklage an das zuständige ■■

Zivilgericht (siehe Seite 135): Verzichtet 

der Vermieter bewusst darauf, gegen 

rassistische Vorfälle einzuschreiten, weil 

er die rassistische Handlung unterstützt, 

wird er zum «Mittäter». Wird dadurch 

der/die Täter/in im Handeln bestärkt 

und führt dies zu weiteren rassistischen  

Handlungen, liegt möglicherweise eine 

Persönlichkeitsverletzung durch den Ver­

mieter oder zumindest eine Mitverantwor­

tung für die Persönlichkeitsverletzung vor. 

Das Opfer kann somit nicht nur Nachbarn 

einklagen (siehe oben), sondern auch ver­

suchen, mittels einer zivilrechtlichen Klage 

vom zuständigen Gericht eine Persönlich­

keitsverletzung durch den/die Vermieter/

in feststellen zu lassen und gemäss Art. 

28 ZGB und Art. 259a Abs. 1 Buchstabe c 

OR von der diskriminierenden Person eine 

finanzielle oder anderweitige Entschädi­

gung (Genugtuung, «Schmerzensgeld») 

einzufordern. Stellt die zuständige Behör­

de auf eine entsprechende Klage hin eine 

Persönlichkeitsverletzung fest, wird sie, 

je nach Schweregrad der Verletzung und 

Verschulden der Tatperson, der klagenden 

Partei eine Genugtuung zusprechen.

Schadenersatzklage vor einem Zivil-■■

gericht (siehe Seite 135): Hat der/die 

Vermieter/in mitzuverantworten, dass es 

aufgrund rassistischer Handlungen zu ei­

ner unzumutbaren Situation für die Mie­

ter gekommen ist und diese fristlos die 

Wohnung kündigen mussten, kann die 

betroffene Person mittels einer zivilrecht­

lichen Schadenersatzklage vom/von der 

Vermieter/in den Ersatz für sämtlichen 

dadurch verursachten materiellen Scha­

den verlangen. Beispielsweise kann eine 

fristlose Kündigung dazu führen, dass 

die Person vorübergehend für ein paar 

Tage oder Wochen in einem Hotel über­

nachten muss. Das Gericht muss dann 

entscheiden, ob allenfalls die Hotelko­

sten übernommen werden müssen.
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Rassistische Nachbarn
Es kann sein, dass der Vermieter die Zustim­

mung zur Untermiete verweigert, weil Nach­

barn fremdenfeindlich oder rassistisch sind 

und es zu schwerwiegenden Konflikten kom­

men könnte. Hier stellt sich die Frage, ob die­

se Verweigerung zulässig ist (siehe oben Seite 

121, «rassistische Wohnungsverweigerung»). 

Die Rechtslage ist nicht eindeutig. Klar ist, dass 

Vermieter/innen nicht jede Unannehmlichkeit 

als «wesentlichen Nachteil» (im Sinne von 

Art. 262 Abs. 2 Bst. c OR) bezeichnen können. 

Zudem sollte es in einer solchen Situation 

(dem oder der Vermieter/in) zumutbar sein, 

Schritte zu unternehmen, um allfälligen ras­

sistischen Handlungen vorzubeugen.

Rassistische Untervermieter
Verweigert ein Hauptmieter einem Unter­

mieter die Untermiete wegen dessen Ethnie, 

«Rasse», Religion, nationaler oder regionaler 

Herkunft, kann dieser in der Regel nichts 

dagegen tun. Zwar stellt dies eine Persön­

lichkeitsverletzung im Sinne von Art. 28 ZGB 

dar. Grund: Durch die Weigerung des Haupt­

mieters, mit einem Bewerber wegen eines 

elementaren Persönlichkeitsmerkmals einen 

Vertrag abzuschliessen, wird dieser in seiner 

Wertschätzung als Person herabgesetzt und 

erniedrigt. Laut Gesetz ist jedoch eine Per­

sönlichkeitsverletzung nicht widerrechtlich, 

wenn sie durch ein überwiegendes privates 

Interesse gerechtfertigt ist (Art. 28 Abs. 2 

ZGB). Ein solches Interesse ist etwa dann ge-

geben, wenn der Untermieter in derselben 

Wohnung wohnt. Auch wenn Vermieter/in 

und Mieter/in keine persönlichen Kontakte 

miteinander pflegen, besteht eine gewisse 

(räumliche) Nähe.

Unrechtmässig wäre eine rassistische Ver­

weigerung einer Untermiete dann, wenn 

kein überwiegendes Interesse vorliegt.

Rassistische Verweigerung 
der Zustimmung  
für eine Untervermietung

Rassistische Hauseigentümer/innen 
oder Verwaltungen
Mieter/innen haben das Recht, die Mietsache 

ganz oder teilweise unterzuvermieten (Art. 

262 OR). Eine Untermiete setzt jedoch die 

Zustimmung des Vermieters voraus, schrift­

lich, mündlich oder stillschweigend durch 

nachträgliches Akzeptieren. Wird diese Zu­

stimmung aus rassistischen Motiven nicht 

erteilt, weil dem Vermieter die Untermieter 

wegen ihrer «Rasse», Ethnie, Religion, ihrer 

nationalen oder regionalen Herkunft nicht 

genehm sind, liegt eine rechtlich unwirk­

same Zustimmungsverweigerung vor. 

Unzulässig ist hingegen der nicht sach­

lich gerechtfertigte nachträgliche Entzug 

der Zustimmung. Vermieter/innen können 

die Zustimmung nur verweigern (Art. 262 

Abs. 2 OR), wenn «der Mieter sich weigert, 

dem Vermieter die Bedingungen der Unter­

miete bekanntzugeben (Buchstabe a), die 

Bedingungen der Untermiete im Vergleich 

zu denjenigen des Hauptmietvertrags miss­

bräuchlich sind, zum Beispiel durch einen 

überrissenen Untermietzins (Buchstabe 

b), oder wenn dem Vermieter aus der Un­

termiete wesentliche Nachteile entstehen, 

zum Beispiel wenn der Untermieter ein 

Zimmer in einem Wohnblock für bezahlten 

Geschlechtsverkehr gebrauchen möchte 

(Buchstabe c)».

Vorgehen gegen die rassistisch 
handelnde Person
(siehe Seite 21 ff., «Rassistische Äusse­

rungen»)

Zivilrechtliche Klage wegen Persön-■■

lichkeitsverletzung gegen den Täter: 

(siehe Seite 123, «Wohnungsverweige­

rung»)

Strafanzeige gegen den Täter:■■  (siehe 

Seite 123, «Wohnungsverweigerung»)

Vorgehen (Rechtsweg)
Ein Haus- oder Wohnungsbesitzer/eine 

Verwaltung verweigert dem Hauptmieter 

unzulässigerweise einen Untermietvertrag 

mit einer Drittperson. In solch einem Fall 

darf der Hauptmieter einen Untermietver­

trag – trotz fehlender Zustimmung – ab­

schliessen.

Achtung! ➞➞ Dadurch riskiert man eine 

Kündigung des Mietvertrags, die al-

lenfalls dann zulässig ist, wenn sich 

nachträglich herausstellt, dass die Zu-

stimmungsverweigerung des Besitzers 

berechtigt war (Art. 257f Abs. 3 OR).

Die Möglichkeiten der Person, die zur 

Untermiete einziehen möchte, sind be­

schränkt. Verweigert der Hauptmieter aus 

rassistischen Gründen die Zustimmung 

zum Untermietvertrag, so kann der Un­

termieter den Hauptmieter einzig auf der 

Basis des Untermietvertrags einklagen und 

Schadensersatz einfordern. Grund: Eine 

Vertragsverletzung (Art. 97 ff. OR) oder 

ein Verstoss gegen den Grundsatz von Treu 

und Glauben (Art. 2 ZGB). Dies aber nur, 

sofern ein solcher Vertrag besteht, oder 

man sich bereits in Vertragsverhandlungen 

befand. Dies wiederum gilt nur, wenn sich 

der Hauptmieter einer Vertragsverletzung 

schuldig gemacht hat und keine sachlichen 

Gründe für die Verweigerung vorliegen.

Vorgehen (Rechtsweg)
Sofern ein Haus- oder Wohnungsbesitzer/

eine Verwaltung dem Hauptmieter unzu­

lässigerweise verweigert, einen Untermiet­

vertrag mit einer Drittperson abzuschlies­

sen, darf der Hauptmieter einen solchen 

Untermietvertrag – trotz fehlender Zustim­

mung – abschliessen.
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Kündigung

Liegen für eine Kündigung keine objektiv 

ernsthaften oder schützenswerten Interes­

sen durch den Vermieter vor, verstösst eine 

Kündigung gegen den Grundsatz von Treu 

und Glauben (Art. 271 OR in Verbindung mit 

Art. 2 Abs. 1 ZGB) und ist somit missbräuch­

lich. Kündigt eine staatliche Immobilienver­

waltung die Wohnung wegen der «Rasse», 

Ethnie, Religion, Herkunft oder Lebensform, 

liegt zusätzlich ein Verstoss gegen das ver­

fassungsrechtliche Diskriminierungsverbot 

vor. Ein solcher Missbrauch liegt etwa in fol­

genden Situationen vor:

Rassistische Motivation: Eine Verwaltung 

kündigt den Mietvertrag, weil sie nicht 

möchte, dass jemand mit einer bestimmten 

«Rasse», Ethnie, Religion, nationaler oder 

regionalen Herkunft die Wohnung oder das 

Haus bewohnt.

Rachekündigung: Jemand erhält die Kün­

digung, weil er oder sie sich angemessen 

gegen rassistisches Verhalten seitens der 

Verwaltung wehrt.

Intoleranz gegenüber kulturellen Le-

bensweisen: Die Kündigung wird aus­

gesprochen, weil der Mieter bestimmte 

Bräuche, Traditionen und Lebensweisen 

pflegt, vorausgesetzt, die Nachbarschaft ist 

dadurch keinen unzumutbaren Störungen 

ausgesetzt.

Weniger eindeutig ist die Rechtslage, wenn 

eine Verwaltung ein Mietobjekt kündigt, 

weil sie einem rassistischen Nachbarschafts­

konflikt ein Ende setzen möchte. Klar ist: Es 

sind gleichzeitig die Interessen der Opfer 

und der Nachbarschaft sowie der Verwal­

tung angemessen zu berücksichtigen. Eine 

Verwaltung (ein Vermieter) hat das Recht, für 

eine friedliche Atmosphäre besorgt zu sein. 

Liegt ein rassistischer Nachbarschaftsstreit 

vor, muss sich die Verwaltung (der Vermie­

ter) an den Grundsatz von Treu und Glauben 

halten: Sie darf der schuldlosen, von Rassis­

mus betroffenen Konfliktpartei nicht ohne 

weiteres kündigen. Ebenfalls unrechtmässig 

wäre die Kündigung, weil die Betroffenen 

von der Verwaltung verlangt haben, sie solle 

intervenieren. Zudem gilt: Kündigt ein Ver­

mieter einem Mieter, weil dieser sich gegen 

rassistische Handlungen der Verwaltung zur 

Wehr setzt oder verlangt, vor rassistischen 

Handlungen im Sinne einer Mängelbeseiti­

gung geschützt zu werden, kann er nach Art. 

325bis StGB auf Antrag des Mieters zusätz­

lich mit Busse bestraft werden.

Achtung! ➞➞ Da es zur Bedeutung des 

mietrechtlichen Kündigungsrechts bei 

rassistischer Diskriminierung keine Ge-

richtspraxis gibt, kann nicht mit Sicher-

heit davon ausgegangen werden, dass 

die Gerichte die hier vertretene Sicht-

weise teilen.

Vorgehen (Rechtsweg)
Wurde Ihnen gekündigt, sollten Sie wie 

folgt vorgehen:

Schriftliche Kündigung verlangen:■■  

Verlangen Sie eine schriftliche Kündi­

gung. Wenn ein Mietverhältnis über 

Wohn- oder Geschäftsräume vorliegt, 

ist die Verwaltung verpflichtet, für die 

Kündigung ein vom entsprechenden 

Kanton genehmigtes Formular zu ver­

wenden (Art. 266l Abs. 2 OR). Diesem 

Formular entnehmen Sie auch, wie die 

Kündigung angefochten werden kann.

Begründung der Kündigung ver-■■

langen: Verlangen Sie eine schriftliche 

Begründung der Kündigung. Zwar ha­

ben Sie gemäss Art. 271 Abs. 2 OR auf 

Verlangen Anspruch auf eine solche Be­

gründung, aber die Kündigung ist auch 

so gültig. Verweigert oder unterlässt 

der Vermieter die verlangte Begrün­

dung, geht bei einem Rechtsverfahren 

die Beweislast auf ihn über. Die Begrün­

dung unterliegt nicht einer bestimmten 

Form. Sie kann auf dem Kündigungs­

formular, in einem beigelegten Schrei­

ben oder mündlich (zum Beispiel vor 

der Schlichtungsbehörde) dargelegt  

werden.

Anfechten der Kündigung vor der ■■

Schlichtungsbehörde: Fechten Sie die 

Kündigung vor der Schlichtungsbehörde 

an (Art. 274a ff. OR). Das Verfahren ist 

unabhängig vom Ausgang kostenlos. 

Die Anfechtung müssen Sie innerhalb 

von dreissig Tagen nach Erhalt der Kün­

digung einreichen. Die Frist beginnt an 

dem Tag zu laufen, der auf den Empfang 

der Kündigung folgt. Wenn der Tag des 

Ablaufs der Anfechtungsfrist auf einen 

Samstag, Sonntag oder Feiertag fällt, 

verschiebt sich das Fristende auf den 

folgenden Montag beziehungsweise 

den nächstfolgenden Werktag. Dient 

das Mietobjekt als Familienwohnung, so 

können auch Lebenspartner/innen, die 

nicht Mietpartei sind, die Kündigung an­

fechten. Die Adresse der Schlichtungs­

behörde finden Sie auf dem offiziellen 

Kündigungsformular. Sie können auch 

den kantonalen Mieterverband anfra­

gen. Für Begehren vor der Schlichtungs­

behörde braucht es keine besonderen 

Fach- oder Sprachkenntnisse. Es muss 

lediglich ersichtlich sein, dass die Kün­

digung angefochten werden soll.

Erstreckung des Mietverhältnisses ■■

verlangen: Gleichzeitig mit der An­

fechtung der Kündigung sollten Sie 

die Erstreckung des Mietverhältnisses 

verlangen. Wie bei der Anfechtung gilt 

eine Frist von 30 Tagen. Wird eine ange­

fochtene Kündigung nicht aufgehoben, 

prüft die Schlichtungsbehörde automa­

tisch (von Amtes wegen), ob eine Erstre­

ckung zu gewähren ist (Art. 274e Abs. 3 

und Art. 274f Abs. 2 OR).

Weiterzug vor ein Gericht:■■  Der Ent­

scheid der Schlichtungsbehörde wird 
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Wohnungsabgabe

Es kann vorkommen, dass Vermieter die 

Mieter bei der Abgabe der Wohnung aus 

rassistischen Motiven schikanieren. Sie ach­

ten übermässig auf die Sauberkeit der Woh­

nung oder halten im Rückgabeprotokoll un­

verhältnismässig pingelig Schäden fest.

Der/die Mieter/in ist bei der Wohnungsabga­

be zu folgenden Handlungen verpflichtet:

Mietobjekt vollständig räumen.■■

Mieträumlichkeiten reinigen und kleine ■■

Ausbesserungen vornehmen (zum Beispiel  

Flicken von Nagellöchern).

	Mängel aufgrund ausserordentlicher Ab­■■

nutzungen beheben (zum Beispiel vergilbte 

Wände infolge übermässigen Rauchens 

streichen, Flecken auf einem Spanntep­

pich oder Parkettboden beseitigen).

Kontakt aufnehmen mit den zuständigen ■■

Stellen betreffend Schlussabrechnung Gas, 

Elektrizität und Telefon.

Bei der Erstellung des Rückgabeprotokolls ■■

mitwirken.

Sämtliche Schlüssel zurückgeben.■■

Mieter müssen das Mietobjekt in einem Zu­

stand zurückgeben, der sich aus dem ver­

tragsgemässen Gebrauch ergibt (Art. 267 

Abs. 1 OR). Sie haften für Reinigungsar­

beiten und kleinere Reparaturen, Schäden, 

die sich nicht aus dem normalen Gebrauch 

der Mietsache ergaben sowie Erneuerungen 

und Änderungen, die ohne Zustimmung des/

der Vermieters ausgeführt wurden.

endgültig, wenn die unterlegene Partei 

nicht innert 30 Tagen nach der offizi­

ellen Bekanntgabe des Entscheids das 

Gericht anruft (Art. 274f Abs. 1 und Art. 

273 Abs. 5 OR).

Strafanzeige ■■ (siehe Seite 136): Bei ei­

ner Rachekündigung können Sie zudem 

bei der Polizei und/oder der zuständigen 

Untersuchungsbehörde Strafanzeige 

einreichen (Art. 325bis StGB). Die Höhe 

der Strafe richtet sich nach der Schwere 

der Tat und nach dem Verschuldensgrad 

des Täters.

Vorgehen (Rechtsweg)

Achten Sie darauf, sämtliche Pflichten ■■

zu erfüllen.

Unterzeichnen Sie das Rückgabeproto­■■

koll nicht, wenn Sie nicht einverstanden 

sind.

Machen Sie im Zweifelsfall Fotos von der ■■

geputzten Wohnung.

Bezahlen Sie keine Rechnungen, wenn ■■

Sie nicht dazu verpflichtet sind.

Bei rassistischen Äusserungen haben Sie ■■

die Möglichkeit, die betreffende Person 

über den zivilrechtlichen Weg einzukla­

gen und/oder sie strafrechtlich anzuzeigen 

(siehe Seite 21 ff., «Rassistische Äusse­

rungen»).
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Kontaktieren Sie bei einer Gewalttat ➞➞

umgehend die Opferhilfestelle (siehe 

Anhang S. 145) Ihres Wohnsitzkantons. 

Die Aufgabe der Opferhilfestelle ist es, 

Ihnen bei der Bewältigung der Folgen 

einer Straftat umfassend zu helfen. Sie 

haben Anspruch auf Beratung, Betreu-

ung und unter bestimmten Vorausset-

zungen auf finanzielle Hilfe. Die Opfer-

hilfe unterstützt Opfer, die durch eine 

Gewalttat in körperlicher, sexueller oder 

psychischer Hinsicht unmittelbar verletzt 

worden sind. Opferhilfe kann auch be-

ansprucht werden, wenn keine Strafan-

zeige gemacht wurde und/oder der/die 

Täter/in unbekannt oder flüchtig ist.

Schliesslich sollten Sie sich in jedem Fall ➞➞

zur Unterstützung an eine Beratungs-

stelle (siehe Anhang, Seite 144 ff.), die 

auf Rassismusfragen spezialisiert ist, 

wenden.

Zivilprozess

Stellt sich die rassistische Handlung als eine 

mutmassliche Verletzung des Persönlich­

keitsschutzes oder anderweitiger zivilrecht­

licher Rechtsnormen heraus (Gewalt, Äus­

serung, Diskriminierung), kann eine Klage 

beim zuständigen Zivilgericht (am Wohnsitz 

der Klägerin oder der beklagten Person) er­

hoben werden. Die Kantone haben in der 

Regel sogenannte «Schlichtungsinstanzen» 

eingerichtet. Diese haben die Aufgabe, zwi­

schen den Streitparteien eine Einigung in der 

Streitsache zu bewirken, bevor es zu einem 

Gerichtsprozess kommt.

Bei einer rassistischen Vertragsabschluss­

verweigerung oder einer Vertragsinhalts­

diskriminierung kann die Beseitigung einer 

Persönlichkeitsverletzung (Art. 28a Abs. 1 

Ziff. 2 ZGB) oder die Unterlassung einer dro­

henden Persönlichkeitsverletzung (Art. 28a 

Abs. 1 Ziff. 1 ZGB) oder – sofern weder eine 

Beseitigungs- noch eine Unterlassungsklage 

möglich ist – die Feststellung einer Persön­

lichkeitsverletzung (Art. 28a Abs. 1 Ziff. 3 

ZGB) eingeklagt werden. Die gleichen Mög­

lichkeiten stehen Ihnen auch bei einer ras­

sistischen Äusserung oder einer rassistisch 

motivierten Gewaltanwendung offen. 

Neben diesen Varianten können bei einer 

rassistischen Äusserung, bei rassistischer 

Gewalt, bei rassistischer Leistungsverwei­

gerung oder bei einer Vertragsinhaltsdiskri­

minierung zusätzlich Schadenersatzansprü­

che und Genugtuungsansprüche geltend 

gemacht werden (Art. 28 Abs. 3 ZGB, Art. 

41, 42, 45 und 46 OR). Wird ein Vertrag aus 

rassistisch motivierten Gründen nur man­

gelhaft erfüllt, etwa weil der Kundenservice 

einen Bankkunden oder einen Flugpassagier 

schlechter behandelt als andere, kann ge­

mäss Art. 97 ff. OR Schadenersatz verlangt 

werden – vorausgesetzt, der Schaden ist 

nachweisbar. 

Ein Sonderfall ist die rassistische Auflösung 

eines Vertrages: Es können in der Regel nur 

Genugtuungs- und/oder Schadenersatzan­

sprüche geltend gemacht werden. Es kann 

Sie erhalten in diesem Kapitel Einblick in die 

verschiedenen Rechtsverfahren bei einem 

mutmasslichen Verstoss wegen rassistischer 

Diskriminierung, rassistischer Äusserung, 

rassistisch motivierter Gewalt oder Schutz­

unterlassung. Das Ziel dieses Kapitels: Alle, 

die von einer rassistischen Diskriminierung 

betroffenen sind, sollen wissen, wo sie 

Rechtsschutz finden und wie sie im kon­

kreten Fall vorgehen müssen. 

Achtung!➞➞  Abhängig vom Ereignis ist 

stets zuerst zu prüfen, welche Art von 

Beschwerde am erfolgsversprechends

ten ist und erst danach soll man sich 

entscheiden, welcher Rechtsweg der 

Beste ist.

Strafprozess

Stellt eine rassistische Handlung eine mut­

massliche Straftat dar (Gewalt, Äusserung, 

Leistungsverweigerung), kann ein Strafan­

trag oder eine Strafanzeige bei der zustän­

digen Polizei- oder Untersuchungsbehörde 

(Strafverfolgungsbehörde) gestellt werden. 

Nach der Anzeigeerstattung oder der Ein­

leitung eines Verfahrens von Amtes wegen 

prüft die zuständige Untersuchungsbehörde 

den Tatverdacht (polizeiliche Ermittlung, Un­

tersuchung). Kommt die Untersuchungsbe­

hörde zum Schluss, dass die Verdachtsgründe 

hinreichend sind, erhebt die Staatsanwalt­

schaft beim zuständigen erstinstanzlichen 

Strafgericht Anklage. 

Die Untersuchungsbehörde hat unter be­

stimmten Voraussetzungen das Recht (be­

ziehungsweise die Pflicht), von sich aus eine 

leichte Strafe mittels Strafbefehl auszuspre­

chen. Voraussetzungen dafür sind, dass die 

beschuldigte Person während der Untersu­

chung die Tat eingesteht oder die Untersu­

chungsbehörde zum eindeutigen Schluss 

kommt, dass eine Straftat vorliegt. Strafbe­

fehle dürfen nur bei leichten Delikten ausge­

sprochen werden. Nach der Anklage kommt 

es zum eigentlichen Gerichtsverfahren, wo­

bei die angeklagte Person schuldig, teilweise 

schuldig oder frei gesprochen wird. 

Tipp!➞➞  Betroffene können zivilrechtliche 

Ansprüche aus der Straftat als Privatklä-

gerschaft zusätzlich im Strafverfahren 

(= am Strafverfahren angehängt) geltend 

machen (Adhäsionsverfahren). Beantra

gen Sie deshalb bei der zuständigen Un

tersuchungsbehörde, dass Sie als private 

Nebenklägerin auftreten möchten. Diese 

Rolle erlaubt Ihnen, aktiv am Verfahren 

teilzunehmen. Sie sind so umfassend über 

das Verfahren informiert und können 

selbst Beweisanträge stellen.

Bei einer Gewalttat sollten Sie sich rasch ➞➞

und begleitet von einer Vertrauensper-

son an einen Arzt wenden. Schildern Sie 

den Vorfall möglichst genau, lassen Sie 

sich medizinisch untersuchen. Verlangen 

Sie, dass der Arzt Ihre Schilderungen und 

die Ergebnisse der Untersuchung proto

kolliert. Bei später auftretenden gesund

heitlichen Beeinträchtigungen sollten 

Sie sich sofort wieder vom Arzt behan-

deln und das Protokoll ergänzen lassen.
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jedoch auch versucht werden, mittels einer 

Beseitigungsklage wegen Persönlichkeits­

verletzung die Kündigung vom Gericht für 

ungültig erklären zu lassen.

Tipp! ➞➞ Ein Zivilprozess ist ein kompli-

ziertes Verfahren. Dabei ist es wichtig, 

dass Sie sich bereits von Anfang an 

durch eine Anwältin oder einen Anwalt 

oder durch eine juristisch kompetente 

Beratungsstelle unterstützen lassen. Vor 

allem müssen Möglichkeiten und Erfolg-

schancen genau abgewogen werden – 

nicht zuletzt im Hinblick auf allfällige 

finanzielle Folgen (Prozesskosten, Ent-

schädigung der Gegenpartei), wenn Sie 

den Prozess verlieren. 

Im Gegensatz zum Strafprozess muss in ➞➞

einem Zivilverfahren die klagende Partei 

die Beweise vorbringen. Es ist deshalb 

wichtig, dass die Kläger bereits von An-

fang an möglichst viele Beweise sammeln 

(zum Beispiel Adressen von Zeuginnen 

und Zeugen, Dokumente) und sich gut 

dokumentieren (Gesprächsnotizen).

Bei einer Gewalttat sollten Sie anstatt ➞➞

einer Zivilklage umgehend mit einer An

zeige ein Strafverfahren einleiten (siehe 

oben Seite 136). Die zivilrechtlichen 

Ansprüche können Sie als Privatkläger 

auch adhäsionsweise (= angehängt) im 

Strafverfahren geltend machen (Adhä

sionsverfahren).

Prozess im Arbeitsrecht
Eine arbeitsrechtliche Streitigkeit ist eine 

spezielle Form des Zivilprozesses oder, sofern 

der Arbeitgeber eine staatliche Institution 

ist, des Verwaltungsverfahrens (siehe Seite 

137). Es gibt einige Besonderheiten, die zu 

beachten sind. Bitte konsultieren Sie dazu 

die Seiten 51 ff., «Arbeitswelt». 

Prozess im Mietrecht
Eine mietrechtliche Streitigkeit ist eine spe­

zielle Form des Zivilprozesses oder – sofern 

der Vermieter eine staatliche Institution ist – 

des Verwaltungsverfahrens (siehe Seite 139). 

Es gibt einige Besonderheiten, die zu beach­

ten sind. Bitte konsultieren Sie dazu die Seiten 

117 ff., «Wohnungsmiete».

Ordentliches 
Verwaltungsverfahren

Einsprache, Rekurs, Verwaltungs­
beschwerde, Verwaltungsgerichts­
beschwerde
Behörden sind verpflichtet, ihre Entscheide 

schriftlich darzulegen und mittels Verfügung 

zu begründen. Dies gilt beispielsweise für die 

Ablehnung eines Baubewilligungsgesuches, 

eines Asylgesuches, eines Finanzierungsge­

suches für ein Kulturprojekt oder einer Ein­

bürgerung. Falls keine schriftliche Verfügung 

vorliegt, sollten Sie unbedingt eine solche 

verlangen. Erachtet die von der Verfügung 

betroffene Person diese für rassen-diskrimi­

nierend, kann sie die Verfügung über das or­

dentliche Verwaltungsverfahren anfechten. 

Rechtsverfahren und Rechtsmittel (Einspra­

che, Rekurs, Beschwerde) variieren je nach 

Behörde, Rechtsgebiet und Gemeinwesen 

(Bund, Kantone, Gemeinden). Erkundigen 

Sie sich bei einer Rechtsberatungsstelle im 

entsprechenden Kanton (siehe Anhang). In 

der Eingabe (Rechtsmittelschrift) sollten Sie 

eingehend begründen, weshalb Sie einer 

Behörde Rassismus vorwerfen und was Ihre 

Forderungen sind. 

Aufsichtsbeschwerde

Ist eine rassistische Handlung von einer 

staatlichen Stelle, Behörde oder Institution 

ausgegangen, kann jede Person (nicht nur 

Betroffene) eine Aufsichtsbeschwerde ein­

reichen – in der Regel bei derjenigen In­

stanz, die der entsprechenden Organisation 

übergeordnet ist. Die Aufsichtsbeschwerde 

ist weder frist- noch formgebunden. Das 

heisst, sie kann jederzeit – auch noch nach 

längerem Zurückliegen der mutmasslichen 

rassistischen Handlung – eingereicht wer­

den. Im Gegensatz zu einer Verwaltungsbe­

schwerde braucht es für eine Aufsichtsbe­

schwerde keine vorgängige Verfügung.

Die Aufsichtsbehörde ist nicht verpflichtet, 

auf die Beschwerde einzutreten. In der Re­

gel behandelt sie eine Aufsichtsbeschwer­

de nur dann, wenn es sich nicht um eine 

einmalige Verletzung von Recht handelt, 

sondern wiederholt bestimmte Handlungen 

vorgenommen wurden. Besteht jedoch der 

Verdacht, dass eine Behörde tatsächlich  

rassistisch gehandelt hat, liegt ein ernst­

haftes öffentliches Interesse vor, die ent­

sprechenden Vorfälle zu untersuchen. Dies 

erhöht die Chance, dass auch bei einer «nur» 

einmaligen Handlung eine Abklärung ange­

ordnet wird.

Tipp! ➞➞ Eine Aufsichtsbeschwerde ist 

in der Regel dann angebracht, wenn 

wiederholte Rechtsverstösse vorliegen 

und kein anderes Rechtsmittel offen 

steht oder Erfolg  verspricht.

Im Gegensatz zum Strafprozess muss in ➞➞

einem Zivilverfahren die klagende Partei 

die Beweise vorbringen. Es ist deshalb 

wichtig, dass Kläger bereits von Anfang an 

möglichst viele Beweise sammeln (Adres-

sen von Zeuginnen und Zeugen) und sich 

gut zu dokumentieren (Gesprächsnotizen).
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	Die Stärke einer Aufsichtsbeschwerde ➞➞

liegt darin, dass Behörden, die undurch-

sichtig handeln, ihr Tun rechtfertigen 

und hinterfragen müssen.

Beschwerde an eine 
kantonale oder an eine  
städtische Ombudsstelle

Sinn und Zweck
In einzelnen Kantonen (Basel-Landschaft, 

Basel-Stadt, Zürich) und in einigen Städten 

(Bern, Winterthur, Zürich, St.Gallen) gibt 

es sogenannte Ombudsstellen. Betroffene 

haben bei allen Formen rassistischer Hand­

lungen durch eine staatliche Behörde oder 

durch Staatsangestellte (Gewalt, Äusserung, 

Diskriminierung, Schutzunterlassung) die 

Möglichkeit, sich bei der zuständigen Om­

budsstelle zu beschweren. Die Ombudsstelle 

nimmt Beschwerden entgegen und vermit­

telt zwischen Bürgern und Verwaltung. Ziel 

einer Ombudsstelle ist es, einerseits Per­

sonen vor willkürlichem und fehlerhaftem 

Verhalten der Verwaltung zu bewahren und 

andererseits die Verwaltung vor ungerecht­

fertigten Vorwürfen zu schützen.

In der Regel können Beschwerden in 

schriftlicher (per E-Mail, Brief oder Fax) 

oder mündlicher Form (nach Vereinbarung 

einer Sprechstunde) vorgebracht werden. 

Die Ombudsstelle prüft, ob die Verwal­

tung unangemessen gehandelt hat, nimmt 

Stellung und sucht nach einer für beide 

Seiten befriedigenden Lösung. Sie verfügt 

über umfassende Abklärungsbefugnisse 

(Akteneinsichtsrecht, Auskunftsrecht). Die 

Ombudsstelle konfrontiert die betroffene 

Verwaltungsstelle mit den Vorwürfen und 

verlangt eine Stellungnahme.

Die Ombudsstelle hat keine Weisungsbefug­

nis und auch kein Anordnungsrecht. Sie kann 

weder Bussen noch andere Sanktionen aus­

sprechen. Auch ist eine Ombudsstelle nicht 

berechtigt, Verwaltungsentscheide aufzuhe­

ben oder abzuändern. Bei Beschwerden kann 

sie nur unverbindliche Empfehlungen abge­

ben. In der Regel werden diese jedoch ernst 

genommen. Zudem können Ombudsstellen 

Rechtsauskünfte erteilen und Betroffene auf 

weitere Möglichkeiten aufmerksam machen, 

wie gegen Rassismus vorzugehen ist.

Tipp! ➞➞ Auch wenn eine Ombudsstelle 

keine verbindlichen Massnahmen tref-

fen kann, wird mit einer Beschwerde bei 

einer Ombudsstelle oft mehr erreicht als 

etwa mit einer Strafanzeige. Ombuds-

stellen verfügen in der Regel über ein 

hohes Ansehen bei den Behörden. Sie 

ebnen den Weg für einen konstruktiven 

Dialog.

Bei einem Konflikt mit einer Behörde ➞➞

sollten Sie immer zuerst die Ombuds-

stelle kontaktieren. Eine Ombudsstelle 

kann Ihnen wichtige Informationen zum 

Ablauf einer Beschwerde (Verwaltungs-, 

Aufsichtsbeschwerde) oder einer Klage 

(Strafanzeige, Staatshaftungsklage) lie-

fern und die Vor- und Nachteile der ver-

schiedenen Möglichkeiten aufzeigen.

Bei einer Strafhandlung sollten Sie unbe-➞➞

dingt die entsprechenden Tipps beachten  

(siehe Seite 136, «Strafprozess»).

(Staats-)Haftungsklage 
und Verantwortlichkeits­
verfahren

Sinn und Zweck
Wenn Vertreter staatlicher Institutionen 

eine rassistische Äusserung machen oder 

eine rassistisch motivierte Gewalthandlung 

begehen (zum Beispiel an einem Schalter 

auf der Gemeinde oder bei einer Polizei­

kontrolle) oder eine Person durch eine an­

dere rassistische Handlung schädigen oder 

in ihrer Persönlichkeit verletzen, steht die 

zuständige Behörde oder verantwortliche 

Organisation für den materiellen und imma­

teriellen Schaden ein. Dies bedeutet, nicht die 

rassistisch handelnde Person wird auf dem 

zivilrechtlichen Wege eingeklagt, sondern der 

entsprechende Arbeitgeber kann über das Ver­

antwortlichkeitsverfahren für die rassistische 

Handlung haftbar gemacht werden kann. Es 

hängt jeweils von den entsprechenden Verfah­

rensgesetzen ab, wie und wo ein Verantwort­

lichkeitsverfahren eingeleitet werden kann. 

Bund, Kantone und Gemeinden kennen je­

weils unterschiedliche Regelungen.

Tipp! ➞➞ Ein Verantwortlichkeitsverfahren 

ist nur dann anzustreben, wenn tatsäch-

lich ein materieller oder immaterieller 

Schaden (Persönlichkeitsverletzung) nach

gewiesen werden kann.

Ein Verantwortlichkeitsverfahren kann ➞➞

auch parallel zu anderen Verfahren ein-

geleitet werden.
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Œuvre Suisse d‘entraide ouvrière ■■

(OSEO) Fribourg 

Fenêtre anti-racisme et anti-discrimination 

Route des Arsenaux 9 

Case Postale 1126 

1701 Fribourg, Télephone 026 347 15 72 

Numéro gratuit: 0800 10 10 30 

E-Mail info@oseo-fr.ch, 

Homepage www.oseo-fr.ch

SOS Rassismus Deutschschweiz  ■■

Anlauf- und Informationsstelle  

für Opfer rassistischer Diskriminierung 

Rosengartenstrasse 1 

8037 Zürich 

Telefon 043 366 98 16 

E-Mail info@sos-rassismus.ch 

Homepage www.sos-rassismus.ch  

Stopp Rassismus ■■

Nordwestschweizer Beratungsstelle  

gegen Diskriminierung und Rassismus 

Oberfeldstrasse 11a 

4133 Pratteln 1 

Telefon 061 821 44 55  

E-Mail info@stopprassismus.ch 

Homepage www.stopprassismus.ch

TikK ■■

Kompetenzzentrum  

für interkulturelle Konflikte 

Strassburgstrasse 15 

8004 Zürich 

Telefon 044 291 65 75/82 

E-Mail info@tikk.ch 

Homepage www.tikk.ch

Opferhilfestellen, Beratung 
bei Gewaltfragen

Zentralsekretariat Opferhilfe Schweiz ■■

Eigerplatz 5 

Postfach 459 

3000 Bern 14 

Telefon 031 371 04 29 

E-Mail office@sodk-cdas-cdos.ch 

Homepage www.opferhilfe-schweiz.ch

Beratungsstellen für Opfer 
häuslicher Gewalt

Fachstelle gegen Gewalt ■■

Eidgenössisches Büro für die Gleichstel­

lung von Frau und Mann, Bern.  

Die Fachstelle hat die Aufgabe, die Mass­

nahmen zur Bekämpfung der Gewalt, 

vor allem gegen Frauen, zu verstärken 

und zu koordinieren.  

Umfangreiches Informationsmaterial 

unter www.ebg.admin.ch > Fachstelle 

gegen Gewalt. 

Auf Rassismusfragen spe-
zialisierte Beratungsstellen

Aktion Kinder des Holocaust (AKdH)■■

Postfach 413 

4142 Münchenstein  

Telefon 061 413 80 78 

E-Mail editor@akdh.ch 

Homepage www.akdh.ch

Coordination Intercommunautaire ■■

Contre l’Antisémitisme et la Diffama-

tion (CICAD) 

Case Postale 5020 

1211 Genève 11 

Télephone 022 321 48 78 

E-Mail cicad@cicad.ch 

Homepage www.cicad.ch

Eidgenössische Kommission gegen ■■

Rassismus (EKR) 

Inselgasse 1 

3003 Bern 

Telefon 031 324 12 93 

E-Mail ekr-cfr@gs-edi.admin.ch 

Homepage www.ekr.admin.ch

Fabia Luzern ■■

Fachstelle für die Beratung und Integrati­

on von Ausländerinnen und Ausländern 

Tribschenstrasse 78 

6005 Luzern  

Telefon 041 360 07 22 

E-Mail info@fabialuzern.ch 

Homepage www.fabialuzern.ch

Gemeinsam Gegen Rassismus ■■

Schweizerisches Arbeiterhilfswerk 

(SAH) Schaffhausen 

Repfergasse 21–25 

8200 Schaffhausen 

Telefon 052 630 06 40 

E-Mail sah.schaffhausen@sah-sh.ch 

Homepage www.sah-sh.ch 

	Gemeinsam gegen Gewalt und  ■■

Rassismus (gggfon) 

Postfach 324 

3000 Bern 22 

Telefon 031 333 33 40 

E-Mail melde@gggfon.ch 

Homepage www.gggfon.ch

Interessengemeinschaft für Asyl■■

suchende (IGA) Solothurn SOS Racisme  

Françoise Kopf 

Dornacherplatz 17 

Postfach 810 

4502 Solothurn 

Telefon 032 621 15 44 

Mobile 079 670 83 22 

E-Mail iga.sosracisme@vtxmail.ch

Konfliktophon Zürich ■■

Telefon 044 242 42 29 

Homepage www.konfliktophon.ch

1	 Beratungsstellen
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Gewerkschaftliche Rechts­
beratung, Arbeitsrecht

Gewerkschaft Unia ■■

Unia-Zentrale 

Weltpoststrasse 20 

3000 Bern 15 

Telefon 031 350 21 11 

E-Mail info@unia.ch 

Homepage www.unia.ch 

Rechtsberatung über Regionalbüros. 

Erstberatung für Nicht-Mitglieder gratis, 

Beratung bei Rechtsstreitigkeiten zu 

Diskriminierung und Mobbing. Rechtsver­

tretung für Mitglieder, die seit mehr als 

drei Monaten Mitglied bei der Unia sind. 

Schweizerischer Gewerkschaftsbund ■■

(SGB) zahlreiche Beratungsstellen  

(siehe www.sgb.ch > Der SGB > 

Rechtsauskunft).

Unentgeltliche 
Rechtsauskunftsstellen

Schweizerischer Anwaltsverband ■■

(SAV), für unentgeltliche oder preisgüns­

tige Rechtsauskünfte kontaktieren Sie 

bitte die jeweiligen kantonalen Anwalts­

verbände.  

Marktgasse 4 

Postfach 8321 

3001 Bern 

Telefon 031 313 06 06 

E-Mail info@swisslawyers.com 

Homepage www.swisslawyers.com

Anwälte und Anwältinnen

Für eine umfassende rechtliche Beratung ■■

und Vertretung benötigen Sie einen 

Anwalt oder eine Anwältin. Konsultieren 

Sie den Schweizerischen Anwaltsver-

band (SAV) www.swisslawyers.com oder 

die Demokratischen Juristinnen und 

Juristen Schweiz (DJS) www.djs-jds.ch. 

Dort finden Sie eine umfangreiche nach 

Kantonen und Rechtsgebieten geordnete 

Liste von Anwältinnen und Anwälten.

 

Mobbingberatungsstellen

Mobbing-Zentrale Schweiz ■■

Postfach 438 

3065 Bolligen-Station 

Telefon 031 921 11 09 

E-Mail info@mobbing-zentrale.ch 

Homepage www.mobbing-zentrale.ch

Mieterverbände

Mieterinnen- und Mieterverband ■■

Zentralsekretariat Deutschschweiz 

Postfach 

Bäckerstrasse 52 

8004 Zürich.  

Auf www.mieterverband.ch finden Sie 

eine Liste aller kantonalen Verbände. 

Ombudsstellen

Ombudsstellen beim Bund, bei den ■■

Kantonen und Gemeinden finden Sie 

auf dem Internetportal www.ch.ch > 

Private >  Staat und Recht >  Ombuds­

stellen.

Weitere Beratungsstellen

Weitere Beratungsstellen ■■ finden Sie 

im elektronischen Adressbuch der 

Fachstelle für Rassismusbekämpfung 

(www.edi.admin.ch/frb > Anlauf- und 

Beratungsstelle).
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Internationale 
Bestimmungen

Internationaler Pakt über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle 
Rechte (Uno-Pakt I) 
(www.admin.ch/ch/d/sr/c0_103_1.html)

Art. 2

2	 Die Vertragsstaaten verpflichten sich, zu 

gewährleisten, dass die in diesem Pakt 

verkündeten Rechte ohne Diskriminierung 

hinsichtlich der Rasse, der Hautfarbe, des 

Geschlechts, der Sprache, der Religion, 

der politischen oder sonstigen Anschau­

ung, der nationalen oder sozialen Her­

kunft, des Vermögens, der Geburt oder 

des sonstigen Status ausgeübt werden.

Internationaler Pakt über bürgerliche 
und politische Rechte (Uno-Pakt II) 
(www.admin.ch/ch/d/sr/c0_103_2.html)

Art. 2

1	 Jeder Vertragsstaat verpflichtet sich, die 

in diesem Pakt anerkannten Rechte zu 

achten und sie allen in seinem Gebiet be­

findlichen und seiner Herrschaftsgewalt 

unterstehenden Personen ohne Unter­

schied wie insbesondere der Rasse, der 

Hautfarbe, des Geschlechts, der Sprache, 

der Religion, der politischen oder son­

stigen Anschauung, der nationalen oder 

sozialen Herkunft, des Vermögens, der 

Geburt oder des sonstigen Status zu ge­

währleisten.

Art. 18

1	 Jedermann hat das Recht auf Gedanken-, 

Gewissens- und Religionsfreiheit. Dieses 

Recht umfasst die Freiheit, eine Religion 

oder eine Weltanschauung eigener Wahl 

zu haben oder anzunehmen, und die Frei­

heit, seine Religion oder Weltanschauung 

allein oder in Gemeinschaft mit anderen, 

öffentlich oder privat durch Gottesdienst, 

Beachtung religiöser Bräuche, Ausübung 

und Unterricht zu bekunden.

2	 Niemand darf einem Zwang ausgesetzt wer­

den, der seine Freiheit, eine Religion oder 

Weltanschauung seiner Wahl zu haben oder 

anzunehmen, beeinträchtigen würde.

3	 Die Freiheit, seine Religion oder Weltan­

schauung zu bekunden, darf nur den ge­

setzlich vorgesehenen Einschränkungen 

unterworfen werden, die zum Schutz der 

öffentlichen Sicherheit, Ordnung, Gesund­

heit, Sittlichkeit oder der Grundrechte und 

-freiheiten anderer erforderlich sind.

4	 Die Vertragsstaaten verpflichten sich, die 

Freiheit der Eltern und gegebenenfalls des 

Vormunds oder Pflegers zu achten, die re­

ligiöse und sittliche Erziehung ihrer Kinder 

in Übereinstimmung mit ihren eigenen 

Überzeugungen sicherzustellen.

Kinderrechtskonvention
(www.admin.ch/ch/d/sr/0_107/)

Art. 28

1	 Die Vertragsstaaten erkennen das Recht 

des Kindes auf Bildung an;  […]

2	 Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten 

Massnahmen, um sicherzustellen, dass die 

Disziplin in der Schule in einer Weise ge­

wahrt wird, die der Menschenwürde des 

Kindes entspricht und im Einklang mit die­

sem Übereinkommen steht.  […]

Art. 29

1	 Die Vertragsstaaten stimmen darin über­

ein, dass die Bildung des Kindes darauf 

gerichtet sein muss, […]

b	 dem Kind Achtung vor den Menschen­

rechten und Grundfreiheiten und den in 

der Charta der Vereinten Nationen veran­

kerten Grundsätzen zu vermitteln;

c	 dem Kind Achtung vor seinen Eltern, sei­

ner kulturellen Identität, seiner Sprache 

und seinen kulturellen Werten, den natio­

nalen Werten des Landes, in dem es lebt, 

und gegebenenfalls des Landes, aus dem 

es stammt, sowie vor anderen Kulturen als 

der eigenen zu vermitteln;

d	 das Kind auf ein verantwortungsbe­

wusstes Leben in einer freien Gesellschaft 

im Geist der Verständigung, des Friedens, 

der Toleranz, der Gleichberechtigung der 

Geschlechter und der Freundschaft zwi­

schen allen Völkern und ethnischen, na­

tionalen und religiösen Gruppen sowie zu 

Ureinwohnern vorzubereiten.

Konvention zur 
Rassendiskriminierung (RDK)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c0_104.html)

Art. 6

	 Die Vertragsstaaten gewährleisten jeder 

Person in ihrem Hoheitsbereich einen 

wirksamen Schutz und wirksame Rechts­

behelfe durch die zuständigen nationalen 

Gerichte und sonstigen staatlichen Ein­

richtungen gegen alle rassisch diskri­

minierenden Handlungen, welche ihre 

Menschenrechte und Grundfreiheiten im 

Widerspruch zu diesem Übereinkommen 

verletzen, sowie das Recht, bei diesen Ge­

richten eine gerechte und angemessene 

Entschädigung oder Genugtuung für je­

den infolge von Rassendiskriminierung 

erlittenen Schaden zu verlangen.

Europäische 
Menschenrechtskonvention (EMRK)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c0_101.html)

Art. 8: Recht auf Achtung des Privat- und 

Familienlebens

1	 Jede Person hat das Recht auf Achtung 

ihres Privat- und Familienlebens, ihrer 

Wohnung und ihrer Korrespondenz.

2 Eine Behörde darf in die Ausübung dieses 

Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff 

gesetzlich vorgesehen und in einer demo­

kratischen Gesellschaft notwendig ist für 

die nationale oder öffentliche Sicherheit, 

für das wirtschaftliche Wohl des Landes, 

zur Aufrechterhaltung der Ordnung, zur 

Verhütung von Straftaten, zum Schutz 

der Gesundheit oder der Moral oder zum 

Schutz der Rechte und Freiheiten anderer.

Art. 9: Gedanken-, Gewissens-

und Religionsfreiheit

1	 Jede Person hat das Recht auf Gedanken-, 

Gewissens- und Religionsfreiheit; dieses 

Recht umfasst die Freiheit, seine Religion 
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5	 Ein Arbeitnehmer, der die Staatsangehö­

rigkeit einer Vertragspartei besitzt und im 

Hoheitsgebiet der anderen Vertragspartei 

beschäftigt ist, hat Anspruch auf gleiche 

Behandlung hinsichtlich der Zugehörigkeit 

zu Gewerkschaften und der Ausübung 

gewerkschaftlicher Rechte, einschliesslich 

des Wahlrechts und des Zugangs zu Ver­

waltungs- oder Führungsämtern in einer 

Gewerkschaft; er kann von der Teilnahme 

an der Verwaltung von Körperschaften 

des öffentlichen Rechts und der Ausübung 

eines öffentlich-recht lichen Amtes ausge­

schlossen werden. Er hat ferner das Recht 

auf Wählbarkeit zu den Arbeitnehmerver­

tretungen in den Betrieben. Diese Bestim­

mungen berühren nicht die Rechts- oder 

Verwaltungsvorschriften, durch die den 

Arbeitnehmern aus der anderen Vertrags­

partei im Aufnahmestaat weitergehende 

Rechte eingeräumt werden.

6	 Unbeschadet des Artikels 26 dieses An­

hangs geniesst ein Arbeitnehmer, der die 

Staatsangehörigkeit einer Vertragspartei 

besitzt und im Hoheitsgebiet der anderen 

Vertragspartei beschäftigt ist, hinsichtlich 

einer Wohnung, einschliesslich der Erlan­

gung des Eigentums an der von ihm benö­

tigten Wohnung, die gleichen Rechte und 

Vergünstigungen wie die inländischen 

Arbeitnehmer.

	 Dieser Arbeitnehmer kann sich mit dem glei­

chen Recht wie inländische Arbeitnehmer in 

dem Gebiet, in dem er beschäftigt ist, in die 

Listen der Wohnungssuchenden der Orte, 

wo solche Listen geführt werden, einschrei­

ben und geniesst die damit verbundenen 

Vergünstigungen und Rangstellungen.

	 Seine im Herkunftsstaat verbliebene Fa­

milie wird zu diesem Zweck als in diesem 

Gebiet wohnend betrachtet, soweit auch 

für inländische Arbeitnehmer eine ent­

sprechende Vermutung gilt.

Verfassung und  
Verwaltungsrechtliche  
Bestimmungen

Bundesverfassung (BV)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c101.html)

Art. 5 BV: Grundsätze rechtsstaatlichen 

Handelns

1	 Grundlage und Schranke staatlichen Han­

delns ist das Recht.

2	 Staatliches Handeln muss im öffentlichen 

Interesse liegen und verhältnismässig sein.

3	 Staatliche Organe und Private handeln 

nach Treu und Glauben.

4	 Bund und Kantone beachten das Völker­

recht.

Art. 9 BV: Schutz vor Willkür und Wah-

rung von Treu und Glauben

	 Jede Person hat Anspruch darauf, von 

den staatlichen Organen ohne Willkür 

und nach Treu und Glauben behandelt zu 

werden.

Art. 12 BV: Recht auf Hilfe in Notlagen

	 Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für 

sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und 

Betreuung und auf die Mittel, die für ein men­

schenwürdiges Dasein unerlässlich sind.

oder Weltanschauung zu wechseln, und 

die Freiheit, seine Religion oder Weltan­

schauung einzeln oder gemeinsam mit 

anderen öffentlich oder privat durch Got­

tesdienst, Unterricht oder Praktizieren von 

Bräuchen und Riten zu bekennen.

2	 Die Freiheit, seine Religion oder Welt­

anschauung zu bekennen, darf nur Ein­

schränkungen unterworfen werden, die 

gesetzlich vorgesehen und in einer demo­

kratischen Gesellschaft notwendig sind 

für die öffentliche Sicherheit, zum Schutz 

der öffentlichen Ordnung, Gesundheit 

oder Moral oder zum Schutz der Rechte 

und Freiheiten anderer.

Art. 14 : Diskriminierungsverbot

	 Der Genuss der in dieser Konvention an­

erkannten Rechte und Freiheiten ist ohne 

Diskriminierung insbesondere wegen des 

Geschlechts, der Rasse, der Hautfarbe, der 

Sprache, der Religion, der politischen oder 

sonstigen Anschauung, der nationalen 

oder sozialen Herkunft, der Zugehörigkeit 

zu einer nationalen Minderheit, des Ver­

mögens, der Geburt oder eines sonstigen 

Status zu gewährleisten.

Personenfreizügigkeitsabkommen 
Schweiz–EU 
(www.admin.ch/ch/d/sr/0_142_112_681 

/app1.html)

Art. 2: Nichtdiskriminierung

	 Die Staatsangehörigen einer Vertragspar­

tei, die sich rechtmässig im Hoheitsgebiet 

einer anderen Vertragspartei aufhalten, 

werden bei der Anwendung dieses Ab­

kommens gemäss den Anhängen I, II und 

III nicht auf Grund ihrer Staatsangehörig­

keit diskriminiert.

Art. 9 Gleichbehandlung (Anhang I)

1	 Ein Arbeitnehmer, der Staatsangehöriger 

einer Vertragspartei ist, darf aufgrund sei­

ner Staatsangehörigkeit im Hoheitsgebiet 

der anderen Vertragspartei hinsichtlich der 

Beschäftigungs- und Arbeitsbedingungen, 

insbesondere im Hinblick auf Entlohnung, 

Kündigung und, falls er arbeitslos gewor­

den ist, im Hinblick auf berufliche Wie­

dereingliederung oder Wiedereinstellung 

nicht anders behandelt werden als die 

inländischen Arbeitnehmer.

2	 Ein Arbeitnehmer und seine in Artikel 3 

dieses Anhangs genannten Familienange­

hörigen geniessen dort die gleichen steu­

erlichen und sozialen Vergünstigungen 

wie die inländischen Arbeitnehmer und 

ihre Familienangehörigen.

3	 Er kann mit dem gleichen Recht und unter 

den gleichen Bedingungen wie die inlän­

dischen Arbeitnehmer am Unterricht der 

Berufsschulen und der Umschulungszen­

tren teilnehmen.

4	 Alle Bestimmungen in Tarif- oder Einzel­

arbeitsverträgen oder sonstigen Kollektiv­

vereinbarungen betreffend den Zugang 

zur Beschäftigung, die Beschäftigung, die 

Entlohnung und alle übrigen Arbeits- und 

Kündigungsbedingungen sind von Rechts 

wegen insoweit nichtig, als sie für auslän­

dische Arbeitnehmer, die Staatsangehörige 

der Vertragsparteien sind, diskriminierende 

Bedingungen vorsehen oder zulassen.
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4	 Kommt auf dem Koordinationsweg kei­

ne Harmonisierung des Schulwesens im 

Bereich des Schuleintrittsalters und der 

Schulpflicht, der Dauer und Ziele der Bil­

dungsstufen und von deren Übergängen 

sowie der Anerkennung von Abschlüssen 

zustande, so erlässt der Bund die notwen­

digen Vorschriften.

5	 Der Bund regelt den Beginn des Schul­

jahres.

6	 Bei der Vorbereitung von Erlassen des 

Bundes, welche die Zuständigkeit der Kan­

tone betreffen, kommt der Mitwirkung der 

Kantone besonderes Gewicht zu.

Bundespersonalgesetz (BPG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c172_220_1.html)

Art. 6 BPG: Anwendbares Recht

1	 Das Personal steht in den von der Bun­

desverfassung und von der Gesetzgebung 

geregelten Rechten und Pflichten.

2	 Soweit dieses Gesetz und andere Bundes­

gesetze nichts Abweichendes bestimmen, 

gelten für das Arbeitsverhältnis sinnge­

mäss die einschlägigen Bestimmungen 

des Obligationenrechts.

Art. 14 Abs. 3 BPG: Folgen bei Verletzung 

der Bestimmungen über die Auflösung

3	 Der Arbeitgeber bietet der betroffenen 

Person die bisherige oder, wenn dies nicht 

möglich ist, eine zumutbare andere Arbeit 

an, wenn er oder die Beschwerdeinstanz 

die Kündigung aufgehoben hat, insbeson­

dere weil sie:

a.	missbräuchlich nach Artikel 336 OR ist.

Art. 19 Abs. 3 BPG: Massnahmen bei Auf-

lösung des Arbeitsverhältnisses

3	 Wird die Kündigung nach Artikel 14 Ab­

sätze 1 oder 3 Buchstabe a aufgehoben, so 

erhält die betroffene Person eine Entschädi­

gung, wenn sie aus Gründen, die nicht sie 

zu vertreten hat, nicht bei einem Arbeitge­

ber nach Artikel 3 weiterbeschäftigt wird.

Arbeitsgesetz (ArG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c822_11.html)

Art. 6 Abs. 1 ArG: Pflichten der Arbeit

geber und Arbeitnehmer

1	 Der Arbeitgeber ist verpflichtet, zum 

Schutze der Gesundheit der Arbeitnehmer 

alle Massnahmen zu treffen, die nach der 

Erfahrung notwendig, nach dem Stand der 

Technik anwendbar und den Verhältnissen 

des Betriebes angemessen sind. Er hat im 

Weiteren die erforderlichen Massnahmen 

zum Schutze der persönlichen Integrität 

der Arbeitnehmer vorzusehen.

Berufsbildungsgesetz (BBG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c412_10.html)

Art. 24 Abs. 1 BBG 

1	 Die Kantone sorgen für die berufliche 

Grundbildung.

Bundesgerichtsgesetz (BGG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c173_110.html)

Art. 82 BGG: Beschwerde in öffentlich 

rechtlichen Angelegenheiten, Grundsatz

Das Bundesgericht beurteilt Beschwerden:

a. gegen Entscheide in Angelegenheiten des 

öffentlichen Rechts;

b. gegen kantonale Erlasse.

Art. 13 BV: Schutz der Privatsphäre

1	 Jede Person hat Anspruch auf Achtung 

ihres Privat- und Familienlebens, ihrer 

Wohnung sowie ihres Brief-, Post- und 

Fernmeldeverkehrs.

2	 Jede Person hat Anspruch auf Schutz vor 

Missbrauch ihrer persönlichen Daten.

Art. 15 BV: Glaubens- und Gewissens-

freiheit

1	 Die Glaubens- und Gewissensfreiheit ist 

gewährleistet.

2	 Jede Person hat das Recht, ihre Religion 

und ihre weltanschauliche Überzeugung 

frei zu wählen und allein oder in Gemein­

schaft mit anderen zu bekennen.

3	 Jede Person hat das Recht, einer Religions­

gemeinschaft beizutreten oder anzugehö­

ren und religiösem Unterricht zu folgen.

4	 Niemand darf gezwungen werden, einer 

Religionsgemeinschaft beizutreten oder 

anzugehören, eine religiöse Handlung 

vorzunehmen oder religiösem Unterricht 

zu folgen.

Art. 18 BV: Sprachenfreiheit

Die Sprachenfreiheit ist gewährleistet.

Art. 19 BV: Anspruch auf Grundschulun-

terricht

	 Der Anspruch auf ausreichenden und 

unentgeltlichen Grundschulunterricht ist 

gewährleistet.

Artikel 29 BV: Allgemeine Verfahrensga-

rantien

1	 Jede Person hat in Verfahren vor Gerichts- 

und Verwaltungsinstanzen Anspruch auf 

gleiche und gerechte Behandlung sowie 

auf Beurteilung innert angemessener 

Frist.

2	 Die Parteien haben Anspruch auf recht­

liches Gehör.

3	 Jede Person, die nicht über die erforderlichen 

Mittel verfügt, hat Anspruch auf unentgelt­

liche Rechtspflege, wenn ihr Rechtsbegeh­

ren nicht aussichtslos erscheint. Soweit es 

zur Wahrung ihrer Rechte notwendig ist, 

hat sie ausserdem Anspruch auf unentgelt­

lichen Rechtsbeistand.

Art. 29a BV: Rechtsweggarantie

	 Jede Person hat bei Rechtsstreitigkeiten 

Anspruch auf Beurteilung durch eine rich­

terliche Behörde. Bund und Kantone kön­

nen durch Gesetz die richterliche Beurtei­

lung in Ausnahmefällen ausschliessen.

Art. 62 BV: Schulwesen

1	 Für das Schulwesen sind die Kantone zu­

ständig.

2	 Sie sorgen für einen ausreichenden 

Grundschulunterricht, der allen Kindern 

offen steht. Der Grundschulunterricht ist 

obligatorisch und untersteht staatlicher 

Leitung oder Aufsicht. An öffentlichen 

Schulen ist er unentgeltlich.

3	 Die Kantone sorgen für eine ausreichende 

Sonderschulung aller behinderten Kinder 

und Jugendlichen bis längstens zum voll­

endeten 20. Altersjahr.
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die Persönlichkeit der betroffenen Per­

sonen nicht widerrechtlich verletzen.

2	 Er darf insbesondere nicht:

a.	Personendaten entgegen den Grundsät­

zen der Artikel 4, 5 Absatz 1 und 7 Absatz 

1 bearbeiten;

b.	ohne Rechtfertigungsgrund Daten einer 

Person gegen deren ausdrücklichen Willen 

bearbeiten;

c.	ohne Rechtfertigungsgrund besonders 

schützenswerte Personendaten oder Per­

sönlichkeitsprofile Dritten bekanntgeben.

3	 In der Regel liegt keine Persönlichkeitsver­

letzung vor, wenn die betroffene Person 

die Daten allgemein zugänglich gemacht 

und eine Bearbeitung nicht ausdrücklich 

untersagt hat.

Art. 13 DSG: Rechtfertigungsgründe

1	 Eine Verletzung der Persönlichkeit ist wi­

derrechtlich, wenn sie nicht durch Einwil­

ligung des Verletzten, durch ein überwie­

gendes privates oder öffentliches Interesse 

oder durch Gesetz gerechtfertigt ist.

2	 Ein überwiegendes Interesse der bearbei­

tenden Person fällt insbesondere in Be­

tracht, wenn diese:

a.	in unmittelbarem Zusammenhang mit 

dem Abschluss oder der Abwicklung 

eines Vertrags Personendaten über ihren 

Vertragspartner bearbeitet;

b.	mit einer anderen Person in wirtschaftlichem 

Wettbewerb steht oder treten will und zu 

diesem Zweck Personendaten bearbeitet, 

ohne diese Dritten bekannt zu geben;

c.	zur Prüfung der Kreditwürdigkeit einer 

anderen Person weder besonders schüt­

zenswerte Personendaten noch Persönlich­

keitsprofile bearbeitet und Dritten nur Da­

ten bekannt gibt, die sie für den Abschluss 

oder die Abwicklung eines Vertrages mit 

der betroffenen Person benötigen;

d.	beruflich Personendaten ausschliesslich 

für die Veröffentlichung im redaktionellen 

Teil eines periodisch erscheinenden Medi­

ums bearbeitet;

e.	Personendaten zu nicht personenbezo­

genen Zwecken insbesondere in der For­

schung, Planung und Statistik bearbeitet 

und die Ergebnisse so veröffentlicht, dass 

die betroffenen Personen nicht bestimm­

bar sind;

f.	Daten über eine Person des öffentlichen 

Lebens sammelt, sofern sich die Daten auf 

das Wirken dieser Person in der Öffent­

lichkeit beziehen.

Art. 15 Abs. 1 DSG: Rechtsansprüche und 

Verfahren

1	 Für Klagen und vorsorgliche Massnahmen 

zum Schutz der Persönlichkeit gelten die 

Artikel 28 bis 28l des Zivilgesetzbuches. 

Der Kläger kann insbesondere verlangen, 

dass die Datenbearbeitung, namentlich 

die Bekanntgabe an Dritte, gesperrt wird 

oder die Personendaten berichtigt oder 

vernichtet werden.

Art. 25 DSG: Ansprüche und Verfahren

1	 Wer ein schutzwürdiges Interesse hat, 

kann vom verantwortlichen Bundesorgan 

verlangen, dass es:

a.	das widerrechtliche Bearbeiten von Perso­

nendaten unterlässt;

Art. 101 BGG: Beschwerde gegen Erlasse

	 Die Beschwerde gegen Erlasse ist innert 

30 Tagen nach der nach dem kantonalen 

Recht massgebenden Veröffentlichung des 

Erlasses beim Bundesgericht einzureichen.

Art. 113 BGG: Subsidiäre Verfassungsbe-

schwerde, Grundsatz

	 Das Bundesgericht beurteilt Verfassungs­

beschwerden gegen Entscheide letzter 

kantonaler Instanz, soweit keine Beschwer­

de nach den Artikeln 72–89 zulässig ist.

Bürgerrechtsgesetz (BüG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c141_0.html)

Art. 14 BüG: Eignung

	 Vor Erteilung der Bewilligung ist zu prü­

fen, ob der Bewerber zur Einbürgerung 

geeignet ist, insbesondere ob er:

a.	in die schweizerischen Verhältnisse einge­

gliedert ist;

b.	mit den schweizerischen Lebensgewohn­

heiten, Sitten und Gebräuchen vertraut ist;

c.	die schweizerische Rechtsordnung beachtet;

d.	die innere oder äussere Sicherheit der 

Schweiz nicht gefährdet.

Art. 15 BüG: Wohnsitzerfordernisse

1	 Das Gesuch um Bewilligung kann nur der 

Ausländer stellen, der während insgesamt 

zwölf Jahren in der Schweiz gewohnt hat, 

wovon drei in den letzten fünf Jahren vor 

Einreichung des Gesuches.

2	 Für die Frist von zwölf Jahren wird die Zeit, 

während welcher der Bewerber zwischen sei­

nem vollendeten 10. und 20. Lebensjahr in 

der Schweiz gelebt hat, doppelt gerechnet.

3	 Stellen Ehegatten gemeinsam ein Gesuch 

um Bewilligung und erfüllt der eine die Er­

fordernisse von Absatz 1 oder 2, so genügt 

für den andern ein Wohnsitz von insgesamt 

fünf Jahren in der Schweiz, wovon ein Jahr 

unmittelbar vor der Gesuchstellung, sofern 

er seit drei Jahren in ehelicher Gemeinschaft 

mit dem andern Ehegatten lebt.

4	 Die Fristen von Absatz 3 gelten auch für 

einen Gesuchsteller, dessen Ehegatte be­

reits allein eingebürgert worden ist.

5	 Für die eingetragene Partnerin einer 

Schweizer Bürgerin oder den eingetra­

genen Partner eines Schweizer Bürgers 

genügt ein Wohnsitz von insgesamt fünf 

Jahren in der Schweiz, wovon ein Jahr un­

mittelbar vor der Gesuchstellung, sofern 

sie oder er seit drei Jahren in eingetragener 

Partnerschaft mit der Schweizer Bürgerin 

oder dem Schweizer Bürger lebt.

6	 Für eingetragene Partnerschaften zwi­

schen ausländischen Staatsangehörigen 

gelten die Absätze 3 und 4 sinngemäss.

Art. 51 BüG: Beschwerde

1	 Beschwerden gegen letztinstanzliche Verfü­

gungen der Kantone und gegen Entscheide 

der Verwaltungsbehörden des Bundes 

richten sich nach den allgemeinen Bestim­

mungen über die Bundesrechtspflege.

2	 Zur Beschwerde berechtigt sind auch die 

betroffenen Kantone und Gemeinden.

Datenschutzgesetz (DSG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c235_1.html)

Art. 12 DSG: Persönlichkeitsverletzungen

1	 Wer Personendaten bearbeitet, darf dabei 
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nahme oder Ausübung des Wettbewerbs 

behindern oder die Marktgegenseite be­

nachteiligen.

2	 Als solche Verhaltensweisen fallen insbe­

sondere in Betracht:

a.	die Verweigerung von Geschäftsbezie­

hungen (zum Beispiel die Liefer- oder Be­

zugssperre); 

b.	die Diskriminierung von Handelspartnern 

bei Preisen oder sonstigen Geschäftsbe­

dingungen; 

c.	die Erzwingung unangemessener Prei­

se oder sonstiger unangemessener Ge­

schäftsbedingungen; 

d.	die gegen bestimmte Wettbewerber ge­

richtete Unterbietung von Preisen oder 

sonstigen Geschäftsbedingungen; 

e.	die Einschränkung der Erzeugung, des Ab­

satzes oder der technischen Entwicklung; 

f.	die an den Abschluss von Verträgen ge­

koppelte Bedingung, dass die Vertrags­

partner zusätzliche Leistungen annehmen 

oder erbringen.

Art. 12 KG: Ansprüche aus Wettbewerbs-

behinderung

1	 Wer durch eine unzulässige Wettbewerbs­

beschränkung in der Aufnahme oder Aus­

übung des Wettbewerbs behindert wird, 

hat Anspruch auf:

a.	Beseitigung oder Unterlassung der Behin­

derung; 

b.	Schadenersatz und Genugtuung nach 

Massgabe des Obligationenrechts; 

c.	Herausgabe eines unrechtmässig erzielten 

Gewinns nach Massgabe der Bestimmungen 

über die Geschäftsführung ohne Auftrag.

2	 Als Wettbewerbsbehinderung fallen ins­

besondere die Verweigerung von Ge­

schäftsbeziehungen sowie Diskriminie­

rungsmassnahmen in Betracht.

3	 Die in Absatz 1 genannten Ansprüche hat 

auch, wer durch eine zulässige Wettbe­

werbsbeschränkung über das Mass hinaus 

behindert wird, das zur Durchsetzung der 

Wettbewerbsbeschränkung notwendig ist.

Art. 13 KG: Durchsetzung des Beseiti-

gungs- und Unterlassungsanspruchs

	 Zur Durchsetzung des Beseitigungs- und 

Unterlassungsanspruchs kann das Gericht 

auf Antrag des Klägers namentlich anord­

nen, dass:

a.	Verträge ganz oder teilweise ungültig 

sind; 

b.	der oder die Verursacher der Wettbe­

werbsbehinderung mit dem Behinderten 

marktgerechte oder branchenübliche Ver­

träge abzuschliessen haben.

Art. 14 KG: Gerichtsstand

1	 Die Kantone bezeichnen für Klagen auf­

grund einer Wettbewerbsbeschränkung 

ein Gericht, welches für das Kantonsgebiet 

als einzige kantonale Instanz entscheidet. 

Es beurteilt auch andere zivilrechtliche 

Ansprüche, wenn sie gleichzeitig mit der 

Klage geltend gemacht werden und mit 

ihr sachlich zusammenhängen.

Art. 17 KG: Vorsorgliche Massnahmen

1	 Zum Schutze von Ansprüchen, die auf­

grund einer Wettbewerbsbeschränkung 

entstehen, kann das Gericht auf Antrag 

b.	die Folgen eines widerrechtlichen Bearbei­

tens beseitigt;

c.	die Widerrechtlichkeit des Bearbeitens 

feststellt.

2	 Kann weder die Richtigkeit noch die Unrich­

tigkeit von Personendaten bewiesen werden, 

so muss das Bundesorgan bei den Daten ei­

nen entsprechenden Vermerk anbringen.

3 Der Gesuchsteller kann insbesondere ver­

langen, dass das Bundesorgan:

a. Personendaten berichtigt, vernichtet oder 

die Bekanntgabe an Dritte sperrt;

b. seinen Entscheid, namentlich die Berichti­

gung, Vernichtung, Sperre oder den Ver­

merk über die Bestreitung Dritten mitteilt 

oder veröffentlicht.

4 Das Verfahren richtet sich nach dem Bun­

desgesetz vom 20. Dezember 1968 über 

das Verwaltungsverfahren (Verwaltungs­

verfahrensgesetz). Die Ausnahmen von 

Artikel 2 und 3 des Verwaltungsverfah­

rensgesetzes gelten nicht.

Art. 26 DSG: Wahl und Stellung

1	 Der Beauftragte wird vom Bundesrat ge­

wählt.

2	 Er erfüllt seine Aufgaben unabhängig und ist 

der Bundeskanzlei administrativ zugeordnet.

3	 Er verfügt über ein ständiges Sekretariat 

und ein eigenes Budget.

Art. 27 DSG: Aufsicht über Bundesorgane

1	 Der Beauftragte überwacht die Einhaltung 

dieses Gesetzes und der übrigen Daten­

schutzvorschriften des Bundes durch die 

Bundesorgane. Der Bundesrat ist von die­

ser Aufsicht ausgenommen.

2	 Der Beauftragte klärt von sich aus oder 

auf Meldung Dritter hin den Sachverhalt 

näher ab.

3	 Bei der Abklärung kann er Akten heraus­

verlangen, Auskünfte einholen und sich 

Datenbearbeitungen vorführen lassen. 

Die Bundesorgane müssen an der Fest­

stellung des Sachverhaltes mitwirken. Das 

Zeugnisverweigerungsrecht nach Artikel 

16 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 

gilt sinngemäss.

4	 Ergibt die Abklärung, dass Datenschutz­

vorschriften verletzt werden, so empfiehlt 

der Beauftragte dem verantwortlichen 

Bundesorgan, das Bearbeiten zu ändern 

oder zu unterlassen. Er orientiert das zu­

ständige Departement oder die Bundes­

kanzlei über seine Empfehlung.

5	 Wird eine Empfehlung nicht befolgt oder 

abgelehnt, so kann er die Angelegenheit 

dem Departement oder der Bundeskanz­

lei zum Entscheid vorlegen. Der Entscheid 

wird den betroffenen Personen in Form 

einer Verfügung mitgeteilt.

6	 Der Beauftragte ist berechtigt, gegen die 

Verfügung nach Absatz 5 und gegen den 

Entscheid der Beschwerdebehörde Be­

schwerde zu führen.

Kartellgesetz (KG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c251.html)

Art. 7 KG: Unzulässige Verhaltensweisen 

marktbeherrschender Unternehmen

1	 Marktbeherrschende Unternehmen ver­

halten sich unzulässig, wenn sie durch 

den Missbrauch ihrer Stellung auf dem 

Markt andere Unternehmen in der Auf­



166 Anhang 167Anhang

Art. 2 ZGB: Handeln nach Treu und Glauben

1	 Jedermann hat in der Ausübung seiner 

Rechte und in der Erfüllung seiner Pflich­

ten nach Treu und Glauben zu handeln.

2	 Der offenbare Missbrauch eines Rechtes 

findet keinen Rechtsschutz.

Art. 27 ZGB: Schutz der Persönlichkeit 

vor übermässiger Bindung

1	 Auf die Rechts- und Handlungsfähigkeit kann 

niemand ganz oder zum Teil verzichten.

2	 Niemand kann sich seiner Freiheit ent­

äussern oder sich in ihrem Gebrauch in 

einem das Recht oder die Sittlichkeit ver­

letzenden Grade beschränken.

Art. 28 ZGB: Schutz der Persönlichkeit 

gegen Verletzungen

1	 Wer in seiner Persönlichkeit widerrechtlich 

verletzt wird, kann zu seinem Schutz ge­

gen jeden, der an der Verletzung mitwirkt, 

das Gericht anrufen.

2	 Eine Verletzung ist widerrechtlich, wenn 

sie nicht durch Einwilligung des Verletz­

ten, durch ein überwiegendes privates 

oder öffentliches Interesse oder durch 

Gesetz gerechtfertigt ist.

Art. 28a ZGB: Klage

1	 Der Kläger kann dem Gericht beantragen:

a.	eine drohende Verletzung zu verbieten;

b.	eine bestehende Verletzung zu beseitigen;

c.	die Widerrechtlichkeit einer Verletzung 

festzustellen, wenn sich diese weiterhin 

störend auswirkt.

2	 Er kann insbesondere verlangen, dass eine 

Berichtigung oder das Urteil Dritten mit­

geteilt oder veröffentlicht wird.

3	 Vorbehalten bleiben die Klagen auf Scha­

denersatz und Genugtuung sowie auf 

Herausgabe eines Gewinns entsprechend 

den Bestimmungen über die Geschäfts­

führung ohne Auftrag.

Art. 28g ZGB: Recht auf Gegendarstel-

lung

1	 Wer durch Tatsachendarstellungen in pe­

riodisch erscheinenden Medien, insbeson­

dere Presse, Radio und Fernsehen, in sei­

ner Persönlichkeit unmittelbar betroffen 

ist, hat Anspruch auf Gegendarstellung.

2	 Kein Anspruch auf Gegendarstellung 

besteht, wenn über öffentliche Verhand­

lungen einer Behörde wahrheitsgetreu be­

richtet wurde und die betroffene Person an 

den Verhandlungen teilgenommen hat.

Art. 78 ZGB: Auflösung eines Vereins

	 Die Auflösung erfolgt durch das Gericht 

auf Klage der zuständigen Behörde oder 

eines Beteiligten, wenn der Zweck des 

Vereins widerrechtlich oder unsittlich ist. 

Obligationenrecht (OR)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c220.html)

Art. 19 OR: Inhalt des Vertrages

1	 Der Inhalt des Vertrages kann innerhalb 

der Schranken des Gesetzes beliebig fest­

gestellt werden.

2	 Von den gesetzlichen Vorschriften abwei­

chende Vereinbarungen sind nur zulässig, 

wo das Gesetz nicht eine unabänderliche 

Vorschrift aufstellt oder die Abweichung 

nicht einen Verstoss gegen die öffentliche 

einer Partei die notwendigen vorsorg­

lichen Massnahmen anordnen.

2	 Auf vorsorgliche Massnahmen sind die 

Artikel 28c–28f des Schweizerischen Zivil­

gesetzbuches sinngemäss anwendbar.

Preisüberwachungsgesetz (PüG)
(http://www.admin.ch/ch/d/sr/c942_20.

html)

Art. 12 PüG: Wettbewerbspolitischer 

Grundsatz

1	 Preismissbrauch im Sinne dieses Gesetzes 

kann nur vorliegen, wenn die Preise auf 

dem betreffenden Markt nicht das Ergeb­

nis wirksamen Wettbewerbs sind.

2	 Wirksamer Wettbewerb besteht insbeson­

dere, wenn die Abnehmer die Möglichkeit 

haben, ohne erheblichen Aufwand auf 

vergleichbare Angebote auszuweichen.

Bundesgesetz über das 
Verwaltungsverfahren

(www.admin.ch/ch/d/sr/172_021/

index.html)

Art. 35: Begründung und Rechtsmittel-

belehrung

1	 Schriftliche Verfügungen sind, auch wenn 

die Behörde sie in Briefform eröffnet, als sol­

che zu bezeichnen, zu begründen und mit 

einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen.

2	 Die Rechtsmittelbelehrung muss das zuläs­

sige ordentliche Rechtsmittel, die Rechtsmit­

telinstanz und die Rechtsmittelfrist nennen.

3	 Die Behörde kann auf Begründung und 

Rechtsmittelbelehrung verzichten, wenn sie 

den Begehren der Parteien voll entspricht 

und keine Partei eine Begründung verlangt.

Verordnung über die 
Beaufsichtigung von privaten 
Versicherungsunternehmen (AVO)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c961_011.html)

Art. 117 AVO: Missbrauch

1	 Als Missbrauch im Sinn von Artikel 46 Ab­

satz 1 Buchstabe f VAG gelten Benachteili­

gungen von Versicherten oder Anspruchs­

berechtigten, wenn sie sich wiederholen 

oder einen breiten Personenkreis betref­

fen könnten, namentlich:

a.	ein Verhalten des Versicherungsunterneh­

mens beziehungsweise des Versicherungsver­

mittlers oder der Versicherungsvermittlerin, 

das geeignet ist, Versicherte oder Anspruchs­

berechtigte erheblich zu schädigen;

b.	die Verwendung von Vertragsbestimmun­

gen, die gegen zwingende Normen des 

Versicherungsvertragsgesetzes oder gegen 

zwingende Normen anderer Erlasse, die auf 

den Vertrag anwendbar sind, verstossen;

c.	die Verwendung von Vertragsbestim­

mungen, welche eine der Vertragsnatur 

erheblich widersprechende Verteilung von 

Rechten und Pflichten vorsehen.

2	 Als Missbrauch gilt auch die Benachteili­

gung einer versicherten oder anspruchsbe­

rechtigten Person durch eine juristisch oder 

versicherungstechnisch nicht begründbare 

erhebliche Ungleichbehandlung.

Privatrechtliche  
Bestimmungen

Zivilgesetzbuch (ZGB)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c210.html)
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Sicherheit festzustellen, so kann der Richter 

bis auf zwei Jahre, vom Tage des Urteils an 

gerechnet, dessen Abänderung vorbehalten.

Art. 49 OR: Haftung bei Verletzung der 

Persönlichkeit

1	 Wer in seiner Persönlichkeit widerrechtlich 

verletzt wird, hat Anspruch auf Leistung 

einer Geldsumme als Genugtuung, sofern 

die Schwere der Verletzung es rechtfertigt 

und diese nicht anders wiedergutgemacht 

worden ist.

2	 Anstatt oder neben dieser Leistung kann 

der Richter auch auf eine andere Art der 

Genugtuung erkennen.

Art. 82 OR: Zeit der Erfüllung bei zwei-

seitigen Verträgen

	 Wer bei einem zweiseitigen Vertrage den 

andern zur Erfüllung anhalten will, muss 

entweder bereits erfüllt haben oder die Er­

füllung anbieten, es sei denn, dass er nach 

dem Inhalte oder der Natur des Vertrages 

erst später zu erfüllen hat.

Art. 97 OR: Ersatzpflicht des Schuldners 

beim Ausbleiben der Erfüllung

1	 Kann die Erfüllung der Verbindlichkeit 

überhaupt nicht oder nicht gehörig be­

wirkt werden, so hat der Schuldner für 

den daraus entstehenden Schaden Ersatz 

zu leisten, sofern er nicht beweist, dass 

ihm keinerlei Verschulden zur Last falle.

2	 Die Art der Zwangsvollstreckung steht unter 

den Bestimmungen des Schuldbetreibungs- 

und Konkursrechtes und eidgenössischer 

und kantonaler Vollstreckungsvorschriften.

Art 257f OR: Sorgfalt und Rücksichts-

nahme 

1	 Der Mieter muss die Sache sorgfältig ge­

brauchen.

2	 Der Mieter einer unbeweglichen Sache 

muss auf Hausbewohner und Nachbarn 

Rücksicht nehmen.

3	 Verletzt der Mieter trotz schriftlicher Mah­

nung des Vermieters seine Pflicht zu Sorg­

falt oder Rücksichtnahme weiter, so dass 

dem Vermieter oder den Hausbewohnern 

die Fortsetzung des Mietverhältnisses nicht 

mehr zuzumuten ist so kann der Vermieter 

fristlos, bei Wohnung Geschäftsräumen 

mit einer Frist von mindestens 30 Tagen 

auf Ende eines Monats kündigen.

4	 Der Vermieter von Wohn- oder Geschäfts­

räumen kann jedoch fristlos kündigen, 

wenn der Mieter vorsätzlich der Sache 

schweren Schaden zufügt.

Art. 259a OR: Rechte des Mieters bei 

Mängeln während der Mietdauer

1	 Entstehen an der Sache Mängel, die der 

Mieter weder zu verantworten noch auf 

eigene Kosten zu beseitigen hat, oder 

wird der Mieter im vertragsgemässen 

Gebrauch der Sache gestört, so kann er 

verlangen, dass der Vermieter:

a.	den Mangel beseitigt;

b.	den Mietzins verhältnismässig herab­

setzt;

c.	Schadenersatz leistet;

d.	den Rechtsstreit mit einem Dritten über­

nimmt.

Ordnung, gegen die guten Sitten oder ge­

gen das Recht der Persönlichkeit in sich 

schliesst.

Art. 20 OR: Nichtigkeit

1	 Ein Vertrag, der einen unmöglichen oder 

widerrechtlichen Inhalt hat oder gegen die 

guten Sitten verstösst, ist nichtig.

2	 Betrifft aber der Mangel bloss einzelne 

Teile des Vertrages, so sind nur diese nich­

tig, sobald nicht anzunehmen ist, dass er 

ohne den nichtigen Teil überhaupt nicht 

geschlossen worden wäre.

Art. 21 OR: Übervorteilung

1 Wird ein offenbares Missverhältnis zwi­

schen der Leistung und der Gegenleistung 

durch einen Vertrag begründet, dessen 

Abschluss von dem einen Teil durch Aus­

beutung der Notlage, der Unerfahrenheit 

oder des Leichtsinns des andern herbei­

geführt worden ist, so kann der Verletzte 

innerhalb Jahresfrist erklären, dass er den 

Vertrag nicht halte, und das schon Gelei­

stete zurückverlangen.

2 Die Jahresfrist beginnt mit dem Abschluss 

des Vertrages.

Art. 41 OR: Voraussetzung der Haftung

1	 Wer einem andern widerrechtlich Schaden 

zufügt, sei es mit Absicht, sei es aus Fahrläs­

sigkeit, wird ihm zum Ersatze verpflichtet.

2	 Ebenso ist zum Ersatze verpflichtet, wer 

einem andern in einer gegen die guten 

Sitten verstossenden Weise absichtlich 

Schaden zufügt.

Art. 42 OR: Festsetzung des Schadens

1	 Wer Schadenersatz beansprucht, hat den 

Schaden zu beweisen.

2	 Der nicht ziffernmässig nachweisbare 

Schaden ist nach Ermessen des Richters 

mit Rücksicht auf den gewöhnlichen Lauf 

der Dinge und auf die vom Geschädigten 

getroffenen Massnahmen abzuschätzen.

3	 Bei Tieren, die im häuslichen Bereich und 

nicht zu Vermögens- oder Erwerbszwe­

cken gehalten werden, können die Hei­

lungskosten auch dann angemessen als 

Schaden geltend gemacht werden, wenn 

sie den Wert des Tieres übersteigen. 

Art. 45 OR: Schadenersatz bei Tötung

1	 Im Falle der Tötung eines Menschen sind die 

entstandenen Kosten, insbesondere diejeni­

gen der Bestattung, zu ersetzen.

2	 Ist der Tod nicht sofort eingetreten, so muss 

namentlich auch für die Kosten der ver­

suchten Heilung und für die Nachteile der 

Arbeitsunfähigkeit Ersatz geleistet werden.

3	 Haben andere Personen durch die Tötung 

ihren Versorger verloren, so ist auch für 

diesen Schaden Ersatz zu leisten.

Art. 46 OR: Schadenersatz bei Körper-

verletzung

1	 Körperverletzung gibt dem Verletzten An­

spruch auf Ersatz der Kosten, sowie auf 

Entschädigung für die Nachteile gänz­

licher oder teilweiser Arbeitsunfähigkeit, 

unter Berücksichtigung der Erschwerung 

des wirtschaftlichen Fortkommens.

2	 Sind im Zeitpunkte der Urteilsfällung die Fol­

gen der Verletzung nicht mit hinreichender 
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wegen, ob das Mietverhältnis erstreckt 

werden kann.

Art 274f OR: Gerichtsverfahren

1	 Hat die Schlichtungsbehörde einen Ent­

scheid gefällt, so wird dieser rechtskräftig, 

wenn die Partei, die unterlegen ist, nicht 

innert 30 Tagen den Richter anruft; hat sie 

das Nichtzustandekommen der Einigung 

festgestellt, so muss die Partei, die auf 

ihrem Begehren beharrt, innert 30 Tagen 

den Richter anrufen.

2	 Der Richter entscheidet auch über zivil­

rechtliche Vorfragen und kann für die 

Dauer des Verfahrens vorsorgliche Mass­

nahmen treffen.

3	 Artikel 274e Absatz 3 gilt sinngemäss.

Art. 321d OR: Befolgung von Anordnungen 

und Weisungen des Arbeitgebers

1	 Der Arbeitgeber kann über die Ausfüh­

rung der Arbeit und das Verhalten der 

Arbeitnehmer im Betrieb oder Haushalt 

allgemeine Anordnungen erlassen und 

ihnen besondere Weisungen erteilen.

2	 Der Arbeitnehmer hat die allgemeinen 

Anordnungen des Arbeitgebers und die 

ihm erteilten besonderen Weisungen nach 

Treu und Glauben zu befolgen.

Art. 328 OR: Schutz der Persönlichkeit 

des Arbeitsnehmers 

1	 Der Arbeitgeber hat im Arbeitsverhältnis 

die Persönlichkeit des Arbeitnehmers zu 

achten und zu schützen, auf dessen Ge­

sundheit gebührend Rücksicht zu nehmen 

und für die Wahrung der Sittlichkeit zu sor­

gen. Er muss insbesondere dafür sorgen, 

dass Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­

mer nicht sexuell belästigt werden und dass 

den Opfern von sexuellen Belästigungen 

keine weiteren Nachteile entstehen.

2	 Er hat zum Schutz von Leben, Gesundheit 

und persönlicher Integrität der Arbeitneh­

merinnen und Arbeitnehmer die Massnah­

men zu treffen, die nach der Erfahrung 

notwendig, nach dem Stand der Technik 

anwendbar und den Verhältnissen des Be­

triebes oder Haushaltes angemessen sind, 

soweit es mit Rücksicht auf das einzelne 

Arbeitsverhältnis und die Natur der Ar­

beitsleistung ihm billigerweise zugemutet 

werden kann.

Art. 328b OR: Bei der Bearbeitung von 

Personendaten 

	 Der Arbeitgeber darf Daten über Arbeit­

nehmer nur bearbeiten, soweit sie die Eig­

nung für das Arbeitsverhältnis betreffen 

oder zur Durchführung des Arbeitsver­

trages erforderlich sind. Im Übrigen siehe 

Bundesgesetz vom 19. Juni 1992 über den 

Datenschutz.

Art. 335 OR: Kündigung eines Unbefri-

steten Arbeitsverhältnis

1	 Ein unbefristetes Arbeitsverhältnis kann von 

jeder Vertragspartei gekündigt werden.

2	 Der Kündigende muss die Kündigung 

schriftlich begründen, wenn die andere 

Partei dies verlangt.

Art. 259e OR: Schadenersatz bei Män-

geln während der Mietdauer

	 Hat der Mieter durch den Mangel Schaden 

erlitten, so muss ihm der Vermieter dafür 

Ersatz leisten, wenn er nicht beweist, dass 

ihn kein Verschulden trifft.

Art. 262 OR: Untermiete

1	 Der Mieter kann die Sache mit Zustim­

mung des Vermieters ganz oder teilweise 

untervermieten.

2	 Der Vermieter kann die Zustimmung nur 

verweigern, wenn:

a.	der Mieter sich weigert, dem Vermieter die 

Bedingungen der Untermiete bekanntzu­

geben;

b.	die Bedingungen der Untermiete im Ver­

gleich zu denjenigen des Hauptmietver­

trags missbräuchlich sind;

c.	dem Vermieter aus der Untermiete we­

sentliche Nachteile entstehen.

3	 Der Mieter haftet dem Vermieter dafür, 

dass der Untermieter die Sache nicht an­

ders gebraucht, als es ihm selbst gestattet 

ist. Der Vermieter kann den Untermieter 

unmittelbar dazu anhalten.

Art. 266g OR: Ausserordentliche Kündi-

gung 

1	 Aus wichtigen Gründen, welche die Ver­

tragserfüllung für sie unzumutbar ma­

chen, können die Parteien das Mietver­

hältnis mit der gesetzlichen Frist auf einen 

beliebigen Zeitpunkt kündigen.

2	 Der Richter bestimmt die vermögensrecht­

lichen Folgen der vorzeitigen Kündigung 

unter Würdigung aller Umstände.

Art. 267 Abs. 1 OR: Rückgabe der Sache

1	 Der Mieter muss die Sache in dem Zustand 

zurückgeben, der sich aus dem vertrags­

gemässen Gebrauch ergibt.

Art 271 OR: Anfechtbarkeit der Kündi-

gung

1	 Die Kündigung ist anfechtbar, wenn sie 

gegen den Grundsatz von Treu und Glau­

ben verstösst.

2	 Die Kündigung muss auf Verlangen be­

gründet werden.

Art. 273 Abs. 5 OR: Verfahren bei Kündi-

gung: Behörden und Fristen

5	 Ruft die unterlegene Partei nicht innert 

30 Tagen den Richter an, so wird der Ent­

scheid rechtskräftig.

Art. 274a OR: Schlichtungsbehörde

1	 Die Kantone setzen kantonale, regionale 

oder kommunale Schlichtungsbehörden ein, 

die bei der Miete unbeweglicher Sachen:

a.	die Parteien in allen Mietfragen beraten;

Art 274e OR: Schlichtungsverfahren

1	 Die Schlichtungsbehörde versucht, eine Eini­

gung zwischen den Parteien herbeizuführen. 

Die Einigung gilt als gerichtlicher Vergleich.

2	 Kommt keine Einigung zustande, so fällt 

die Schlichtungsbehörde in den vom Gesetz 

vorgesehenen Fällen einen Entscheid; in den 

anderen Fällen stellt sie das Nichtzustande­

kommen der Einigung fest.

3	 Weist die Schlichtungsbehörde ein Begeh­

ren des Mieters betreffend Anfechtbarkeit 

der Kündigung ab, so prüft sie von Amtes 
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Art. 336 OR: Kündigungsschutz

1	 Die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses 

ist missbräuchlich, wenn eine Partei sie 

ausspricht:

a.	wegen einer Eigenschaft, die der anderen 

Partei kraft ihrer Persönlichkeit zusteht, es 

sei denn, diese Eigenschaft stehe in einem 

Zusammenhang mit dem Arbeitsverhält­

nis oder beeinträchtige wesentlich die Zu­

sammenarbeit im Betrieb;

b.	weil die andere Partei ein verfassungsmäs­

siges Recht ausübt, es sei denn, die Rechts­

ausübung verletze eine Pflicht aus dem 

Arbeitsverhältnis oder beeinträchtige we­

sentlich die Zusammenarbeit im Betrieb;

c.	ausschliesslich um die Entstehung von 

Ansprüchen der anderen Partei aus dem 

Arbeitsverhältnis zu vereiteln;

d.	weil die andere Partei nach Treu und Glau­

ben Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis 

geltend macht;

e.	weil die andere Partei schweizerischen 

obligatorischen Militär- oder Schutzdienst 

oder schweizerischen Zivildienst leistet 

oder eine nicht freiwillig übernommene 

gesetzliche Pflicht erfüllt.

2	 Die Kündigung des Arbeitsverhältnisses 

durch den Arbeitgeber ist im Weiteren miss­

bräuchlich, wenn sie ausgesprochen wird:

a.	weil der Arbeitnehmer einem Arbeit­

nehmerverband angehört oder nicht an­

gehört oder weil er eine gewerkschaft­

liche Tätigkeit rechtmässig ausübt;

b.	während der Arbeitnehmer gewählter Ar­

beitnehmervertreter in einer betrieblichen 

oder in einer dem Unternehmen ange­

schlossenen Einrichtung ist, und der Arbeit­

geber nicht beweisen kann, dass er einen 

begründeten Anlass zur Kündigung hatte;

c.	im Rahmen einer Massenentlassung, ohne 

dass die Arbeitnehmervertretung oder, 

falls es keine solche gibt, die Arbeitneh­

mer, konsultiert worden sind (Art. 335f).

3	 Der Schutz eines Arbeitnehmervertreters 

nach Abs. 2 Bst. b, dessen Mandat infolge 

Übergangs des Arbeitsverhältnisses endet 

(Art. 333), besteht so lange weiter, als das 

Mandat gedauert hätte, falls das Arbeits­

verhältnis nicht übertragen worden wäre. 

Strafrechtliche  
Bestimmungen

Strafgesetzbuch (StGB)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c311_0.html)

Art. 112 StGB: Mord

	 Handelt der Täter besonders skrupellos, 

sind namentlich sein Beweggrund, der 

Zweck der Tat oder die Art der Ausfüh­

rung besonders verwerflich, so ist die 

Strafe lebenslängliche Freiheitsstrafe oder 

Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren.

Art. 122 StGB: Schwere

Körperverletzung

	 Wer vorsätzlich einen Menschen lebens­

gefährlich verletzt, 

	 wer vorsätzlich den Körper, ein wichtiges 

Organ oder Glied eines Menschen verstüm­

melt oder ein wichtiges Organ oder Glied 

unbrauchbar macht, einen Menschen blei­

bend arbeitsunfähig, gebrechlich oder gei­

steskrank macht, das Gesicht eines Men­

schen arg und bleibend entstellt,

	 wer vorsätzlich eine andere schwere Schä­

digung des Körpers oder der körperlichen 

oder geistigen Gesundheit eines Men­

schen verursacht,

	 wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren 

oder Geldstrafe nicht unter 180 Tagessät­

zen bestraft.

Art. 123 StGB: Einfache Körperverletzung

1	 Wer vorsätzlich einen Menschen in anderer 

Weise an Körper oder Gesundheit schädigt, 

wird, auf Antrag, mit Freiheitsstrafe bis zu 

drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

	 In leichten Fällen kann der Richter die Stra­

fe mildern (Art. 48a).

2	 Die Strafe ist Freiheitsstrafe bis zu drei Jah­

ren oder Geldstrafe, und der Täter wird 

von Amtes wegen verfolgt,

	 wenn er Gift, eine Waffe oder einen ge­

fährlichen Gegenstand gebraucht,

	 wenn er die Tat an einem Wehrlosen oder 

an einer Person begeht, die unter seiner 

Obhut steht oder für die er zu sorgen hat, 

namentlich an einem Kind,

	 wenn er der Ehegatte des Opfers ist und die 

Tat während der Ehe oder bis zu einem Jahr 

nach der Scheidung begangen wurde,

	 wenn er die eingetragene Partnerin oder 

der eingetragene Partner des Opfers ist 

und die Tat während der Dauer der einge­

tragenen Partnerschaft oder bis zu einem 

Jahr nach deren Auflösung begangen 

wurde, wenn er der hetero- oder homo­

sexuelle Lebenspartner des Opfers ist, 

sofern sie auf unbestimmte Zeit einen ge­

meinsamem Haushalt führen und die Tat 

während dieser Zeit oder bis zu einem Jahr 

nach der Trennung begangen wurde.

Art. 126 StGB: Tätlichkeiten

1	 Wer gegen jemanden Tätlichkeiten ver­

übt, die keine Schädigung des Körpers 

oder der Gesundheit zur Folge haben, 

wird, auf Antrag, mit Busse bestraft.

2	 Der Täter wird von Amtes wegen verfolgt, 

wenn er die Tat wiederholt begeht:

a.	an einer Person, die unter seiner Obhut 

steht oder für die er zu sorgen hat, na­

mentlich an einem Kind;

b.	an seinem Ehegatten während der Ehe oder 

bis zu einem Jahr nach der Scheidung; oder 

bbis. an seiner eingetragenen Partnerin oder 

seinem eingetragenen Partner während 

der Dauer der eingetragenen Partner­

schaft oder bis zu einem Jahr nach deren 

Auflösung; oder

c.	an seinem hetero- oder homosexuellen Le­

benspartner, sofern sie auf unbestimmte Zeit 

einen gemeinsamen Haushalt führen und 

die Tat während dieser Zeit oder bis zu einem 

Jahr nach der Trennung begangen wurde.

Art. 133 StGB: Raufhandel

1	 Wer sich an Raufhandel beteiligt, der den 

Tod oder die Körperverletzung eines Men­

schen zur Folge hat, wird mit Freiheitsstrafe 

bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

2	 Nicht strafbar ist, wer ausschliesslich ab­

wehrt oder die Streitenden scheidet.

Art. 134 StGB: Angriff

	 Wer sich an einem Angriff auf einen oder 

mehrere Menschen beteiligt, der den Tod 
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Art. 177 StGB: Beschimpfung

1	 Wer jemanden in anderer Weise durch 

Wort, Schrift, Bild, Gebärde oder Tätlich­

keiten in seiner Ehre angreift, wird, auf 

Antrag, mit Geldstrafe bis zu 90 Tagessät­

zen bestraft.

2	 Hat der Beschimpfte durch sein unge­

bührliches Verhalten zu der Beschimp­

fung unmittelbar Anlass gegeben, so 

kann der Richter den Täter von Strafe 

befreien.

3 	Ist die Beschimpfung unmittelbar mit einer 

Beschimpfung oder Tätlichkeit erwidert 

worden, so kann der Richter einen oder 

beide Täter von Strafe befreien.

Art. 180 StGB: Drohung

1	 Wer jemanden durch schwere Drohung in 

Schrecken oder Angst versetzt, wird, auf 

Antrag, mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jah­

ren oder Geldstrafe bestraft.

2	 Der Täter wird von Amtes wegen verfolgt, 

wenn er:

a.	der Ehegatte des Opfers ist und die Drohung 

während der Ehe oder bis zu einem Jahr 

nach der Scheidung begangen wurde; oder 

abis.die eingetragene Partnerin oder der 

eingetragene Partner des Opfers ist und 

die Drohung während der eingetragenen 

Partnerschaft oder bis zu einem Jahr nach 

deren Auflösung begangen wurde; oder

b.	der hetero- oder homosexuelle Lebens­

partner des Opfers ist, sofern sie auf unbe­

stimmte Zeit einen gemeinsamen Haushalt 

führen und die Drohung während dieser 

Zeit oder bis zu einem Jahr nach der Tren­

nung begangen wurde.

Art. 181 StGB: Nötigung

	 Wer jemanden durch Gewalt oder Andro­

hung ernstlicher Nachteile oder durch an­

dere Beschränkung seiner Handlungsfrei­

heit nötigt, etwas zu tun, zu unterlassen 

oder zu dulden, wird mit Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

Art. 221 StGB: Brandstiftung

1	 Wer vorsätzlich zum Schaden eines an­

dern oder unter Herbeiführung einer Ge­

meingefahr eine Feuersbrunst verursacht, 

wird mit Freiheitsstrafe nicht unter einem 

Jahr bestraft.

2	 Bringt der Täter wissentlich Leib und Leben 

von Menschen in Gefahr, so ist die Strafe 

Freiheitsstrafe nicht unter drei Jahren.

3	 Ist nur ein geringer Schaden entstanden, 

so kann auf Freiheitsstrafe bis zu drei Jah­

ren oder Geldstrafe erkannt werden.

Art. 222 StGB: Fahrlässige Verursachung 

einer Feuersbrunst

1	 Wer fahrlässig zum Schaden eines andern 

oder unter Herbeiführung einer Gemein­

gefahr eine Feuersbrunst verursacht, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

Geldstrafe bestraft.

2	 Bringt der Täter fahrlässig Leib und Leben von  

Menschen in Gefahr, so ist die Strafe Freiheits­

strafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe.

Art. 224 StGB: Gefährdung durch Spreng-

stoffe und giftige Gase in verbreche-

rischer Absicht

1	 Wer vorsätzlich und in verbrecherischer Ab­

sicht durch Sprengstoffe oder giftige Gase 

oder die Körperverletzung eines Angegrif­

fenen oder eines Dritten zur Folge hat, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 

oder Geldstrafe bestraft.

Art. 144 StGB: Sachbeschädigung

1	 Wer eine Sache, an der ein fremdes Eigen­

tums-, Gebrauchs- oder Nutzniessungs­

recht besteht, beschädigt, zerstört oder 

unbrauchbar macht, wird, auf Antrag, 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

Geldstrafe bestraft.

2	 Hat der Täter die Sachbeschädigung aus 

Anlass einer öffentlichen Zusammenrot­

tung begangen, so wird er von Amtes 

wegen verfolgt.

3	 Hat der Täter einen grossen Schaden verur­

sacht, so kann auf Freiheitsstrafe von einem 

Jahr bis zu fünf Jahren erkannt werden. Die 

Tat wird von Amtes wegen verfolgt.

Art. 173 StGB: Üble Nachrede

1	 Wer jemanden bei einem andern eines un­

ehrenhaften Verhaltens oder anderer Tatsa­

chen, die geeignet sind, seinen Ruf zu schä­

digen, beschuldigt oder verdächtigt, wer 

eine solche Beschuldigung oder Verdächti­

gung weiterverbreitet, wird, auf Antrag, mit 

Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen bestraft.

2	 Beweist der Beschuldigte, dass die von 

ihm vorgebrachte oder weiterverbreitete 

Äusserung der Wahrheit entspricht, oder 

dass er ernsthafte Gründe hatte, sie in 

guten Treuen für wahr zu halten, so ist er 

nicht strafbar.

3	 Der Beschuldigte wird zum Beweis nicht 

zugelassen und ist strafbar für Äusse­

rungen, die ohne Wahrung öffentlicher 

Interessen oder sonst wie ohne begrün­

dete Veranlassung, vorwiegend in der Ab­

sicht vorgebracht oder verbreitet werden, 

jemandem Übles vorzuwerfen, insbeson­

dere, wenn sich die Äusserungen auf das 

Privat- oder Familienleben beziehen.

4	 Nimmt der Täter seine Äusserung als un­

wahr zurück, so kann er milder bestraft 

oder ganz von Strafe befreit werden.

5	 Hat der Beschuldigte den Wahrheitsbeweis 

nicht erbracht oder sind seine Äusserungen 

unwahr oder nimmt der Beschuldigte sie zu­

rück, so hat der Richter dies im Urteil oder 

in einer andern Urkunde festzustellen.

Art. 174 StGB: Verleumdung

1	 Wer jemanden wider besseres Wissen 

bei einem andern eines unehrenhaften 

Verhaltens oder anderer Tatsachen, die 

geeignet sind, seinen Ruf zu schädigen, 

beschuldigt oder verdächtigt,

	 wer eine solche Beschuldigung oder Ver­

dächtigung wider besseres Wissen ver­

breitet,

	 wird, auf Antrag, mit Freiheitsstrafe bis zu 

drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

2	 Ist der Täter planmässig darauf ausgegan­

gen, den guten Ruf einer Person zu unter­

graben, so wird er mit Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder mit Geldstrafe nicht 

unter 30 Tagessätzen bestraft.

3	 Zieht der Täter seine Äusserungen vor 

dem Richter als unwahr zurück, so kann er 

milder bestraft werden. Der Richter stellt 

dem Verletzten über den Rückzug eine 

Urkunde aus.
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Leib und Leben von Menschen oder frem­

des Eigentum in Gefahr bringt, wird mit Frei­

heitsstrafe nicht unter einem Jahr bestraft.

2	 Ist nur Eigentum in unbedeutendem Um­

fange gefährdet worden, so kann auf Frei­

heitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geld­

strafe erkannt werden.

Art. 261 StGB: Störung der Glaubens- 

und Kultusfreiheit

	 Wer öffentlich und in gemeiner Weise die 

Überzeugung anderer in Glaubenssachen, 

insbesondere den Glauben an Gott, be­

schimpft oder verspottet oder Gegenstän­

de religiöser Verehrung verunehrt,

	 wer eine verfassungsmässig gewährleiste­

te Kultushandlung böswillig verhindert, 

stört oder öffentlich verspottet,

	 wer einen Ort oder einen Gegenstand, die 

für einen verfassungsmässig gewährleisteten 

Kultus oder für eine solche Kultushandlung 

bestimmt sind, böswillig verunehrt,

	 wird mit Geldstrafe bis zu 180 Tagessätzen 

bestraft.

Art. 261bis StGB: Rassendiskriminierung

	 Wer öffentlich gegen eine Person oder 

eine Gruppe von Personen wegen ihrer 

Rasse, Ethnie oder Religion zu Hass oder 

Diskriminierung aufruft,

	 wer öffentlich Ideologien verbreitet, die 

auf die systematische Herabsetzung oder 

Verleumdung der Angehörigen einer Ras­

se, Ethnie oder Religion gerichtet sind,

	 wer mit dem gleichen Ziel Propagandaak­

tionen organisiert, fördert oder daran teil­

nimmt,

	 wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, 

Gebärden, Tätlichkeiten oder in anderer 

Weise eine Person oder eine Gruppe von 

Personen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder 

Religion in einer gegen die Menschen­

würde verstossenden Weise herabsetzt 

oder diskriminiert oder aus einem dieser 

Gründe Völkermord oder andere Verbre­

chen gegen die Menschlichkeit leugnet, 

gröblich verharmlost oder zu rechtfertigen 

sucht,

	 wer eine von ihm angebotene Leistung, die 

für die Allgemeinheit bestimmt ist, einer 

Person oder einer Gruppe von Personen 

wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion 

verweigert, wird mit Freiheitsstrafe bis zu 

drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

Art. 325bis StGB: Widerhandlungen ge-

gen die Bestimmungen zum Schutz der 

Mieter von Wohn- und Geschäftsräumen

	 Wer den Mieter unter Androhung von 

Nachteilen, insbesondere der späteren 

Kündigung des Mietverhältnisses, davon 

abhält oder abzuhalten versucht, Miet­

zinse oder sonstige Forderungen des Ver­

mieters anzufechten,

	 wer dem Mieter kündigt, weil dieser die 

ihm nach dem Obligationenrecht zuste­

henden Rechte wahrnimmt oder wahr­

nehmen will,

	 wer Mietzinse oder sonstige Forderungen 

nach einem gescheiterten Einigungsver­

such oder nach einem richterlichen Ent­

scheid in unzulässiger Weise durchsetzt 

oder durchzusetzen versucht, wird auf 

Antrag des Mieters mit Busse bestraft.

Militärstrafgesetz (MStG)
(www.admin.ch/ch/d/sr/c321_0html)

Art. 116 Abs. 1 MStG: Mord

1	 Handelt der Täter besonders skrupellos, 

sind namentlich sein Beweggrund, der 

Zweck der Tat oder die Art der Ausfüh­

rung besonders verwerflich, so ist die 

Strafe lebenslängliche Freiheitsstrafe oder 

Freiheitsstrafe nicht unter zehn Jahren.

Art. 121 MStG: Schwere

Körperverletzung

	 Wer vorsätzlich einen Menschen lebens­

gefährlich verletzt,

	 wer vorsätzlich den Körper, ein wich­

tiges Organ oder Glied eines Menschen 

verstümmelt oder ein wichtiges Organ 

oder Glied unbrauchbar macht, einen 

Menschen bleibend arbeitsunfähig, ge­

brechlich oder geisteskrank macht, das 

Gesicht eines Menschen arg und bleibend 

entstellt,

	 wer vorsätzlich eine andere schwere Schä­

digung des Körpers oder der körperlichen 

oder geistigen Gesundheit eines Men­

schen verursacht,

	 wird mit Freiheitsstrafe bis zu zehn Jahren 

oder Geldstrafe nicht unter 180 Tages­

sätzen bestraft.

Art. 122 MStG Abs.1:

Einfache Körperverletzung

1	 Wer vorsätzlich einen Menschen in an­

derer Weise an Körper oder Gesundheit 

schädigt oder gegen ihn tätlich wird, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

Geldstrafe bestraft.

	 In leichten Fällen erfolgt disziplinarische 

Bestrafung.

Art. 128 MStG: Raufhandel

1	 Wer sich an einem Raufhandel beteiligt, 

der den Tod oder die Körperverletzung 

eines Menschen zur Folge hat, wird mit 

Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

Geldstrafe bestraft.

2	 Nicht strafbar ist, wer ausschliesslich ab­

wehrt oder die Streitenden scheidet.

3	 In leichten Fällen erfolgt disziplinarische 

Bestrafung.

Art. 134 MStG: Sachbeschädigung

1	 Wer eine Sache, an der ein fremdes Eigen­

tums-, Gebrauchs- oder Nutzniessungs­

recht besteht, beschädigt, zerstört oder un­

brauchbar macht, wird mit Freiheitsstrafe 

bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft.

2	 In leichten Fällen erfolgt disziplinarische 

Bestrafung.

3	 Verursacht der Täter einen grossen Scha­

den oder verwüstet er in Kriegszeiten aus 

Bosheit oder Mutwillen fremdes Eigen­

tum, so ist die Strafe Freiheitsstrafe nicht 

unter einem Jahr.

Art. 149 MStG: Drohung

1	 Wer jemanden durch schwere Drohung 

in Schrecken oder Angst versetzt, wird 

mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 

Geldstrafe bestraft.

2	 In leichten Fällen erfolgt disziplinarische 

Bestrafung.
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Art. 150 MStG: Nötigung

1	 Wer jemanden durch Gewalt oder Andro­

hung ernstlicher Nachteile oder durch an­

dere Beschränkung seiner Handlungsfrei­

heit nötigt, etwas zu tun, zu unterlassen 

oder zu dulden, wird mit Freiheitsstrafe bis 

zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. 

2	 In leichten Fällen erfolgt disziplinarische 

Bestrafung.

Art. 171c MStG: Rassendiskriminierung

1	 Wer öffentlich gegen eine Person oder 

eine Gruppe von Personen wegen ihrer 

Rasse, Ethnie oder Religion zu Hass oder 

Diskriminierung aufruft,

	 wer öffentlich Ideologien verbreitet, die 

auf die systematische Herabsetzung oder 

Verleumdung der Angehörigen einer Ras­

se, Ethnie oder Religion gerichtet sind,

	 wer mit dem gleichen Ziel Propagandaak­

tionen organisiert, fördert oder daran teil­

nimmt,

	 wer öffentlich durch Wort, Schrift, Bild, Ge­

bärden, Tätlichkeiten oder in anderer Weise 

eine Person oder eine Gruppe von Personen 

wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion in 

einer gegen die Menschenwürde verstos­

senden Weise herabsetzt oder diskriminiert 

oder aus einem dieser Gründe Völkermord 

oder andere Verbrechen gegen die Mensch­

lichkeit leugnet, gröblich verharmlost oder 

zu rechtfertigen sucht,

	 wer eine von ihm angebotene Leistung, 

die für die Allgemeinheit bestimmt ist, 

einer Person oder einer Gruppe von Per­

sonen wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Re­

ligion verweigert,

	 wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 

oder Geldstrafe bestraft.

2	 In leichten Fällen erfolgt disziplinarische 

Bestrafung.

Hier finden Sie ausgewählte Entscheide 

des Schweizerischen Bundesgerichts (www.

bger.ch) zur Strafnorm gegen Rassismus 

(Art. 261bis StGB) und zwei kantonale Ent­

scheide zur Anstellungsdiskriminierung:

BGE 123 IV 202 Antisemitismus, öffentlicher 

Aufruf zu Hass und Diskriminierung.

BGE 124 IV 121 Rassendiskriminierung 

in Wort und Schrift, Einziehung von Zeit­

schriften und CDs mit rassendiskriminie­

rendem Inhalt.

BGE 128 IV 218 Rassendiskriminierung we­

gen Religionszugehörigkeit.

BGE 129 IV 95 Leugnung des Völkermordes 

an den Armeniern.

BGE 129 I 217 Einbürgerung, Verletzung 

des Diskriminierungsverbots und der 

Begründungspflicht.

BGE 129 I 232 Ungültigkeit einer Initiative 

für die Einführung der Urnenpflicht bei Ein­

bürgerungen, Verletzung der Begründungs­

pflicht.

BGE 130 IV 111 Begriff der Öffentlichkeit 

bei der Rassendiskriminierung.

BGE 130 I 140 Regelung zur Erteilung des 

Gemeindebürgerrechts.

BGE 131 IV 23 Rassendiskriminierung in öf­

fentlich zugänglichen Texten.

BGE 134 I 49 Diskriminierende Nichteinbür­

gerung wegen Tragen des Kopftuches.

BGE 134 I 56 Diskriminierende Nichteinbür­

gerung wegen Tragen des Kopftuches und 

wegen mangelnder Sprachkenntnisse.

Zwei kantonale Entscheide zur Anstellungs­

diskriminierung:

T 304.021563, Arrêt du 10 octobre 2005, Tri­

bunal de Prud’ Hommes de l’arrondissement 

de Lausanne.

AN 050401/U 1 vom 13. Januar 2006, Ar­

beitsgericht, 2. Abteilung, Zürich.

Zudem: Die Eidgenössische Kommission ge­

gen Rassismus sammelt laufend Rechtsfälle 

zur Strafnorm gegen Rassismus Art. 261bis 

StGB (www.ekr.admin.ch > Sammlung der 

Rechtsfälle). Die Entscheide sind nach Jahr, 

Kanton und Straftatbestand geordnet und 

können nach Stichworten über eine vorge­

gebene Suchmaske durchsucht werden.

4	 Urteile und Entscheide




